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 1 Zweck des Dokuments
Das Zulassungskonzept (ZLK) beschreibt und bewertet die Auswirkungen der Umstellung vom konventionellen 
Betrieb mittels einem Fahrzeugführer auf den autonomen Betrieb, dem Fahrbetrieb ohne Fahrzeugführer (FoF). 
Dazu werden die hinzukommenden Aufgaben und Systeme, sowohl für die Leitstelle als auch für neue 
Komponenten / Sub-Systeme im Fahrzeug betrachtet, welche vom Fahrzeughersteller (OEM) direkt oder auch über 
einen eigenständigen, unabhängigen Zulieferer erworben werden können.

Neben der Fahrzeugausstattung sind für den Fahrgastbetrieb die Prozesse und Verfahren des ÖPNV-
Unternehmens selbst und die Infrastruktur relevant, welche für den Fahrgastbetrieb verwendet werden.

Außerdem ist die Interaktion mit anderen Verkehrsteilnehmern zu berücksichtigen.

Hierbei ist es von entscheidender Bedeutung, daß die automatisierte, interaktive Kommunikation mit den 
bestehenden Fahrgästen und den potentiellen Fahrgästen, sowie mit den anderen Verkehrsteilnehmern 
reibungslos (störungsfrei) funktioniert.

Der Markt bietet verschiedene Fahrzeuge mit zukaufbaren, optionalen Fahrzeugfunktionen von verschiedenen 
Fahrzeugherstellern (OEM) an, welche außerdem über sogenannte Tuning-Kits von spezialisierten Fachbetrieben 
erweitert werden können.

Die Kombination der zusätzlichen Funktionen und Systeme der gegebenenfalls unterschiedlichen Produkthersteller 
müssen reibungslos als vereintes System interagieren. Neben der allgemeinen Kompatibilität der 
Fahrzeugsysteme ist das Zusammenspiel mit der Leitstelle des ÖPNV-Unternehmens und den 
unternehmensspezifischen Betriebsprozessen entscheidend, wobei die genutzte öffentliche Infrastruktur als 
Randbedingung, ebenso wie dynamische Effekte und Einflüsse, z.B. durch das Wetter zu berücksichtigen sind.

Die öffentliche Infrastruktur bietet Strecken verschiedener Güte (unbefestigt, Kopfsteinpflaster, Pflaster, oder 
geteert versus Feldweg, Gasse, Straße, Landstraße, Kraftfahrtstraße und Autobahn), welche unterschiedliche 
Randbedingungen (Fahrradwege, Seitenstreifen, Parkstreifen, ...) aufweisen und von unterschiedlichen 
Baulastträgern gepflegt und Instand zu halten sind. 

Als Konsequenz ergibt sich eine Aufteilung der Haftung für den Fahrgast- und auch Gütertransportbetrieb, welche 
insbesondere durch den kartographisch umgrenzten Bereich des Einsatzgebietes des jeweiligen Unternehmens als 
Betreiber und Fahrzeughalter im Fahrgastbetrieb bei ÖPNV-Unternehmen, sowie auch im Güterbetrieb von 
Logistikunternehmen entsteht. 

Als Folge davon muß bei der behördlichen Zulassung gemäß dem Verursacherprinzip die Haftung aufgeteilt 
werden in einzelne Genehmigungen für

■ Fahrzeughersteller

■ Fahrzeugkomponenten und Bauteilehersteller

■ Softwarehersteller von Leitstellensoftware

■ Dienstleister (Technische Aufsicht) des Leitstellenbetriebes für die Überwachung der Fahrgast- und 
Verkehrsteilnehmersicherheit

■ ÖPNV-Unternehmen als Fahrzeughalter (Wartung und Instandsetzung inklusive Cybersecurity)
und auch als Dienstleistungsanbieter für den öffentlichen Fahrbetrieb inklusive der Daseinsvorsorge.

Haftungsrechtliche Verantwortlichkeiten, unangetastet außerhalb des Zulassungskonzeptes (ZLK) sind

■ Öffentliche Baulastträger (Gemeinde, Land und Bund)

■ ÖV-Leitstelle für den Fahrgastbetrieb, begrenzt auf Tätigkeiten der Disposition und Verwaltung.
Hinweis:
Hierunter fallen die Tätigkeiten für die Fahrgastinformation (Pünktlichkeit / Verspätung), welche Einfluß auf die 
Zuverlässigkeit und die Brauchbarkeit, sowie den Fahrgastkomfort, aber keinen Einfluß auf die Sicherheit haben.

öffentlich © ESE Engineering und Software-Entwicklung GmbH 2024 Seite 4/99
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 1.1 Gültigkeitsbereich

Dieses Zulassungskonzept (ZLK) berücksichtigt die juristischen Anforderungen, welche aus dem Zusammenspiel 
der Operationen (UseCases) der Prozesse von ÖPNV-Unternehmen mit den Leitstellen (ÖV und AD) unter 
Einbindung der öffentlichen Infrastruktur resultieren, mit Berücksichtigung des Referenzmodells. Die 
Eingangsdokumente wurden in dem zu dem Zeitpunkt dieser Dokumentenerstellung vorliegenden Umfang 
berücksichtigt. 
Hinweis: 
Das Projekt ÖV-LeitmotiF-KI hat dazu ein Referenzmodell erstellt, welches abgebildet ist im Funktionalen Sicherheitskonzept 
(FSK) Kapitel 3.1 Analyseobjekt (Referenzmodell).

Das Konsortium, bestehend aus Partnern der Forschung, Industrie und Verkehrsunternehmen, stellt sich vor unter 
https://bmdv.bund.de/SharedDocs/DE/Artikel/DG/AVF-projekte/oev-leitmotif-ki.html oder 
https://www.vdv.de/leitmotif-ki.aspx.

 1.2 Zielsetzung

Das Zulassungskonzept (ZLK) soll ÖPNV-Unternehmen bei der Entscheidungsfindung für den Einsatz von 
autonomen Fahrzeugen unterstützen, dazu werden 

■ die juristischen Anforderungen beleuchtet, 

■ die Möglichkeiten des Marktes mit den Überlegungen zur Erwerbsart (OEM versus Tuning-Kit) und den sich 
daraus ergebenden Konsequenzen insbesondere der Zulassung beschrieben,

■ der Einfluß auf die Geschäftstätigkeit durch die neuen Aufgaben 
und den damit verbundenen (Haftungs-)Risiken aufgezeigt,

■ gegebenenfalls notwendige Anpassungen der Leitstelle und deren Ausstattung beziehungsweise der 
Verantwortung und damit notwendigen Kompetenzen der Mitarbeiter angeregt,

■ die Einflüsse von den gegebenen Randbedingungen der Umgebung betrachtet. 

Hinweis:
Die Einsatzmöglichkeiten für ÖPNV-Unternehmen mittels Marktbedarfsanalysen (MBA) und die Auswirkungen der 
zunehmenden Flexibilität auf die Betriebsplanung, sowie die Instandhaltung (Fahrzeugpflege) werden bereits im Technischen 
Sicherheitskonzept (TSK) beschrieben.

Hinweis:
Der Einsatz von KI-Methoden hat auf den verwaltungstechnischen Akt der Zulassung annähernd keinen Einfluß. Die 
Absicherung hat direkt bei der Anwendung zu erfolgen, so daß für die Zulassung nur die Prüfung eines vorhandenen und 
geeigneten Nachweises verbleibt. Die Anforderungen und das damit verbundene Risiko, das Trainieren der KI, sowie die 
Analysen der Felderprobung beziehungsweise aus der Marktüberwachung, sowie die Vertrauenswürdigkeit werden ebenfalls 
bereits im Technischen Sicherheitskonzept (TSK) beim Produktentstehungsprozeß (PEP) beschrieben.

öffentlich © ESE Engineering und Software-Entwicklung GmbH 2024 Seite 5/99
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 1.3 Mitgeltende Dokumente

 Bundesdatenschutzgesetz (BDSG)
https://www.gesetze-im-internet.de/bdsg_2018

 Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI)
Technische Richtlinie TR-02102-2 Kryptographische Verfahren: Empfehlungen und Schlüssellängen
Teil 2 – Verwendung von Transport Layer Security (TLS), Version 2023-01.
https://www.bsi.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/BSI/Publikationen/TechnischeRichtlinien/TR02102/BSI-
TR-02102-2.pdf?__blob=publicationFile&v=6

 Bundesministerium für Digitales und Verkehr (BMDV)
Bericht der Ethik-Kommission – Automatisiertes und Vernetztes Fahren
https://www.bundesregierung.de/breg-de/service/publikationen/bericht-der-ethik-kommission-729110 

 DIN EN ISO-7010:2011 
Graphical Symbols – Safety Colours and Safety Signs – Registered Safety Signs (Rettungszeichen)
https://www.iso.org/standard/54432.html
https://commons.wikimedia.org/wiki/Category:ISO_7010_safe_condition_signs?uselang=de

■ DIN EN IEC 62443-3-3 (VDE 0802-3-3) System Security Requirements and Security Levels
https://www.vde-verlag.de/normen/0800628/din-en-iec-62443-3-3-vde-0802-3-3-2020-01.html

■ ISO/SAE 21434:2021 Road Vehicles – Cybersecurity Engineering
https://www.iso.org/standard/70918.html

■ ISO-21448:2022 Road vehicles – Safety of the intended functionality (SOTIF)
https://www.iso.org/standard/77490.html

■ ISO-26262-04:2018 Road Vehicles – Functional Safety
https://www.iso.org/standard/43464.html

■ ISO-22900 Road Vehicles – Modular vehicle communication interface (MVCI)
https://www.iso.org/standard/41275.html

■ Minimum Risk Manoeuvre (MRM)
https://wiki.unece.org/download/attachments/27459841/ACSF-04-07  (D) – ACSF-MRM.pdf?api=v2

■ Personenbeförderungsgesetz (PBefG)
https://www.gesetze-im-internet.de/pbefg/BJNR002410961.html

■ Straßenverkehrs-Ordnung (StVO)
https://www.gesetze-im-internet.de/stvo_2013/BJNR036710013.html

■ Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO)
https://www.gesetze-im-internet.de/stvzo_2012/BJNR067910012.html

■ United Nations Regulation R155e
(Cyber Security And Cyber Security Management System)
https://unece.org/sites/default/files/2021-03/R155e.pdf

■ Verordnung (EU) 2016/679 – Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO)
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32016R0679

■ Verordnung zur Genehmigung und zum Betrieb von Kraftfahrzeugen mit autonomer Fahrfunktion in 
festgelegten Betriebsbereichen (Autonome-Fahrzeuge-Genehmigungs-und-Betriebs-Verordnung - AFGBV)
https://www.gesetze-im-internet.de/afgbv/AFGBV.pdf

■ Verordnung über den Betrieb von Kraftfahrunternehmen im Personenverkehr (BOKraft)
https://www.gesetze-im-internet.de/bokraft_1975/BOKraft.pdf.

Die Auflistung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit.
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 2 Zulassung von Einzelkomponenten / einem System (Tuning-Kit) 

 2.1 Anwendung der Zulassungsstrategie gemäß PrOACT-URL

Die PrOACT-URL ist eine Methode, die bisher in der Arzneimittelzulassung Anwendung findet, welche jedoch auch 
für technische Produkte oder Systeme und damit für die Risikobilanzierung von automatisierten Fahrfunktionen und 
autonomen Fahrzeugen angewendet werden kann. 
Hinweis:
Im Rahmen des Projektes ÖV-LeitmotiF-KI wurde diese Methode gemäß GVB 1.3.3b hinsichtlich der Nachweisführung der 
Gestaltung einer hinreichenden Sicherheit für den Regelbetrieb in der Zulassungsstrategie vorgegeben.

Eine Risikobilanz stellt die Vorteile und die damit verbundenen Nachteile / Risiken im Verhältnis zum Nutzen 
gegenüber. Somit kann diese für die Zulassung im Genehmigungsprozeß durch die Behörde zur Erfüllung der 
Anforderungen aus der AFGBV genutzt werden. 

Im Bereich der autonomen Fahrzeuge ist aus Sicht der ÖPNV-Unternehmen die ethische Vertretbarkeit, 
insbesondere die Verpflichtung zum Schutz der Fahrgäste das wesentliche Ziel, welches zu erreichen ist. 

Hingegen ist aus der behördlichen Sicht beim Einsatz und der Zulassung von autonomen Fahrzeugen der Gewinn 
an Sicherheit durch die automatisierten Schutzmechanismen im Vergleich zum menschlichen Versagen durch 
Fehler, das wesentliche Ziel, welches durch eine positive Risikobilanz nachzuweisen ist.

öffentlich © ESE Engineering und Software-Entwicklung GmbH 2024 Seite 7/99
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Die PrOACT-URL Methode ist eine generische Methodik der Entscheidungsfindung, welche aus acht Schritten 
besteht.

1) PrOACT-URL Problem / Problembeschreibung

■ Unfälle und die daraus resultierenden Personenschäden 
(leichte versus schwere Verletzung versus Tod)
Einzubindende Randbedingungen gemäß Datenanalyse von 

▶ Infrastruktur (Verkehrsführung),

▶ Umwelt (Wetter, Lichtverhältnisse),

▶ Fahrmanöver,

▶ Auflösungsgrad und Volumen der Datenmenge
(Datenwerte der Assistenzsysteme in Kombination mit den Daten der hochauflösenden Karte führt zur 
Regelungskennlinie).

2) PrOACT-URL Zielsetzung zur Lösung der Problematik

■ Definition von Sicherheitszielen mit Lösungsansätzen zur Umsetzung, z.B durch die Implementierung von 
Schutzmechanismen der Schadensvermeidung (Gegenmaßnahmen) bzw. Minderung (Maßnahmen), deren 
Wirksamkeit, ggf. mittels Simulationen, durch die Verifikation & Validierung nachzuweisen ist.
Hinweis:
Methoden können durch gesetzliche Vergaben verbindlich vorgeschrieben werden, 
z.B. das Minimum Risk Manoeuvre (MRM).

3) PrOACT-URL Alternativen der Möglichkeiten zur Problemlösung

■ Betrachtung verschiedener Methoden unter Berücksichtigung der Akzeptanz führen zur Strategie.
Hierzu gehören die Möglichkeit der Personalisierung (z.B. Fahrprofil) bis hin zum Abschalten von 
Assistenzsystemen, sowie die bewußte Übersteuerung durch den Menschen im konventionellen Fahrbetrieb 
versus dem Regelungsversagen (durch z.B. Sensorfehler) im automatisierten (SAE ≤ 3) beziehungsweise 
autonomen (SAE ≥ 4) Fahrbetrieb. 
Die Strategie hierbei ist, aus den technischen Möglichkeiten (Methoden) eine auszuwählen, welche sich 
dadurch auszeichnet, daß diese von möglichst vielen Nutzern akzeptiert wird (Funktion ist im wesentlichen 
immer aktiviert und nicht abgeschaltet) und ihre technische Eignung ist etabliert und nachgewiesen.

4) PrOACT-URL Konsequenzen resultierend aus der gewählten Problemlösung

■ Dokumentation der Vor- und Nachteile resultierend aus der Anwendung der Methodik, 
sowie Gegenüberstellung der Folgen aus der Nicht-Anwendung der Methodik.

5) PrOACT-URL Optimierter Lösungskompromiß von Aufwand zu Nutzen

■ Bewertung und Gewichtung der Vor- und Nachteile zur Unterstützung der Entscheidungsfindung (Erstellung 
einer Risikobilanz erfolgt in Schritt 7).

6) PrOACT-URL Ungewissheit des Eintretens der Erwartung aus Aufwand und Nutzen

■ Einbindung / Berücksichtigung der statistischen Wahrscheinlichkeit in die Bewertung:

▶ Gültigkeit der Annahmen (z.B. Lichtverhältnisse, Tag versus Nacht in Abhängigkeit der Jahreszeit),

▶ Felderfahrung, etablierte Prozesse (Datenvolumen und Zeitspanne der erfolgreichen Anwendung),

▶ Validierung der Methodik,

▶ Zuverlässigkeit der Prognose,

▶ Übertragbarkeit aus ähnlichen Situationen z.B. PKW versus Motorrad ODER auch Linkskurve versus 
Rechtskurve (aus der Kurve getragen werden in der Rechtskurve führt in den Gegenverkehr).

7) PrOACT-URL Risikoakzeptanz, welches Risiko ist tolerierbar aus Sicht des Unternehmens

■ Entscheidung zur unternehmensspezifischen Risikobereitschaft und wirtschaftlichen Rücklagenbildung.

8) PrOACT-URL Lernen aus der Vergangenheit, gab es vergleichbare Risiken
und wie erfolgreich / zielführend waren die damaligen Entscheidungen, sowie
kann diese Entscheidung zukünftige beeinflussen.
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Risikobilanz:

Unfallrisiko durch den 
Fahrzeugführer

Risikobilanz
Unfallrisiko durch das 

Autonomous Drivable Object 
(ADO)

Unfälle durch

 Verletzung des Abstandes 
des Fahrzeugs zum 
Vorderfahrzeug.

 mangelnde 
Aufmerksamkeitszuwendung 
zur Fahraufgabe (Müdigkeit, 
Alkohol, …) führt zu verzögerter 
Reaktion.

 eingeschränkte 
Umfeldwahrnehmung 
(Lichtverhältnisse, Nebel, toter 
Winkel, …).

Vermiedene Unfälle durch

 Situationsbewußtsein im 
Umgang mit unbekannten / 
unsicheren Situationen.

Vermiedene Unfälle durch

 erweiterte 
Umfeldwahrnehmung durch 
Kombination verschiedener 
Sensoren

 angemessene Interpretation 
der Verkehrssituation durch 
KI-gestützte Regelalgorithmen

 höhere Reaktions-
geschwindigkeit in der 
Anpassung an die 
Verkehrssituation 
(kein Erschrecken)

neue Unfälle durch

 fehlende Beherrschung 
unbekannter / unsicherer 
Situationen

Tabelle 1: Risikobilanz

Gewichtung der Risikobilanz mittels Anforderungen der Ethik:

Die Ethik ist der Teilbereich der Philosophie, welcher menschliche Handlungen auf Basis eines moralischen 
Verhaltenskodex (Metrik) bewertet. Im Straßenverkehr, wie auch in anderen Bereichen, kann es zu Situationen 
kommen, in denen eine Ermessensentscheidung bezüglich dem geringeren Übel getroffen werden muß.

Der Bericht der Ethik-Kommission vom Juni 2017 liefert dazu folgendes Beispiel.

„Der Fahrer eines Wagens fährt eine Straße am Hang entlang. Der vollautomatisierte Wagen erkennt, daß auf der 
Straße mehrere Kinder spielen. Ein eigenverantwortlicher Fahrer hätte jetzt die Wahl, sich selber das Leben zu 
nehmen, indem er über die Klippe fährt oder den Tod der Kinder in Kauf zu nehmen, indem er auf die im 
Straßenraum spielenden Kinder zusteuert. Bei einem vollautomatisierten Auto müßte der Programmierer oder die 
selbstlernende Maschine entscheiden, wie diese Situation geregelt werden soll.“ (BMVI – Bericht der Ethik-
Kommission – Automatisiertes und vernetztes Fahren, Juni 2017, S. 16)
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Abbildung 3: Gewichtung der Risikobilanz mittels Anforderungen der Ethik
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In der medizinischen Versorgung innerhalb des Gesundheits- und Rettungswesen, insbesondere in 
Krisensituationen wie Krieg oder Naturkatastrophen, kann es erforderlich sein eine Ermessensentscheidung zu 
treffen, ob ein Mensch behandelt / gerettet werden kann, oder ob die Überlebenschancen zu gering sind, weshalb 
dieser Patient sich selbst (ohne Versorgung) überlassen wird. Dieses kann Zustandekommen, wenn es ein 
Übermaß an zu behandelnden Patienten und gleichzeitig nur eine begrenzte Anzahl von Ärzten für die Versorgung 
gibt. Diese Sichtung wird Triage genannt.

Details:
https://www.bbk.bund.de/DE/Themen/Gesundheitlicher-Bevoelkerungsschutz/Triage-Sichtung/triage-sichtung_node.html.

Umsetzung der Anforderungen der Ethik in Anforderungen der Technik (Robotik)

Isaac Asimov verfaßte in seiner Kurzgeschichte "Runaround" von 1942 die „Grundregeln des Roboterdienstes“. 
Diese lauteten:

1. Ein Roboter darf einem menschlichen Wesen keinen Schaden zufügen oder durch Untätigkeit zulassen, daß 
einem menschlichen Wesen Schaden zugefügt wird.

2. Ein Roboter muß den Befehlen gehorchen, die ihm von Menschen erteilt werden, es sei denn, dies würde gegen 
das erste Gebot verstoßen.

3. Ein Roboter muß seine eigene Existenz schützen, solange solch ein Schutz nicht gegen das erste oder zweite 
Gebot verstößt.
(Isaac Asimov, Runaround, 1942)

Autonome, automatisierte oder KI-Anwendungen können menschliche Verantwortung nicht ersetzen.

 2.2 Haftungsrechtliche Grundlagen

Bei der Genehmigung von autonomen Kraftfahrzeugen durch die zuständige Behörde spielen die daraus 
resultierenden Risiken und damit die haftungsrechtlichen Grundlagen eine entscheidende Rolle.

Fehler in Produkten haben Konsequenzen, dieses können sowohl juristische als auch wirtschaftliche 
Konsequenzen sein. Hierbei ist die Haftung, wer die Verantwortung für das fehlerhafte Produkt trägt (juristische 
Ursachenermittlung), das entscheidende Kriterium. Wirtschaftlich gesehen, kann je nach Schwere des Fehlers des 
Herstellers eine Rückrufaktion mit deren Kosten, sowie zusätzliche Umsatzeinbußen und gegebenenfalls sogar der 
Verlust der Vergabefähigkeit als direktes Risiko drohen. Dazu kommt indirekt der Imageschaden und der 
Vertrauensverlust gegenüber den Bestandskunden, sowie bei potentiellen Kunden mittels PR-Effekten. 

Bei Personenschäden, wie Körperverletzung bis hin zur Tötung, gilt die strafrechtliche Haftung, die den Einsatz der 
Strafverfolgung und eventuelle Schmerzensgeldzahlungen bis hin zu Gefängnis zur Folge haben. 
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Abbildung 4: Haftungsrechtliche Grundlagen
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Des weiteren drohen juristische Konsequenzen wenn gesellschaftsrechtliche, öffentlich-rechtliche oder 
zivilrechtliche Sicherheitspflichten verletzt werden. In den Bereich der Haftung für die Verletzung zivilrechtlicher 
Sicherheitspflichten in Bezug auf die gesetzliche Haftung fallen das Produkthaftungsgesetz (ProdHaftG), sowie das 
Produktsicherheitsgesetz (ProdSG) und die Produzentenhaftung (BGB - Buch 2 – Recht der Schuldverhältnisse – 
Titel 27 § 823 Schadensersatzpflicht). 

Fehler oder fehlerhaftes Verhalten von Funktionen in Produkten können in Schäden resultieren, für welche der 
Inverkehrbringer (Hersteller) zu haften hat, somit hat dieser dafür Schadensersatz zu leisten. In den Bereich der 
Haftung für die Verletzung zivilrechtlicher Sicherheitspflichten in Bezug auf die vertragliche Haftung fallen die 
Sachmängelhaftung (Gewährleistung) und die Garantie (BGB – Buch 2 - Abschnitt 8 Einzelne Schuldverhältnisse - 
Titel 1 Kauf, Tausch – Untertitel 1 Allgemeine Vorschriften § 438 Verjährung der Mängelansprüche, § 443 
Garantie). Die gesellschaftsrechtlichen Pflichten, die eine Unterkategorie des Zivilrechts darstellen, beinhalten die 
Kontrollpflicht (Monitoring), die Sorgfaltspflicht, sowie die Aufsichtspflicht gegebenenfalls durch den Aufsichtsrat.
Die Aufsichtspflichten für Geschäftsführer werden vorgegeben durch das Kontrolle Transparenzgesetz (KonTraG).

Mangelhafte Ausübung der Aufsichtspflichten können Konsequenzen nach sich ziehen, sowohl als 
Ordnungswidrigkeiten (BMJ – Gesetz über Ordnungswidrigkeiten (OwiG) - Dritter Teil - Einzelne 
Ordnungswidrigkeiten - Vierter Abschnitt - Verletzung der Aufsichtspflicht in Betrieben und Unternehmen - § 130) 
oder auch als strafrechtliche Haftung geahndet werden, bei schweren Verstößen. 

Folglich benötigt jedes Unternehmen ein Risikomanagement mit einer definierten Risikoakzeptanz.

Die Risikobilanz gliedert sich in zwei Bereiche, 

■ in die Produktentwicklung, 
wo die Verantwortung beim Fahrzeughersteller (OEM) 
bzw. dem Bauteil / Baugruppen (Tuning-Kit) Hersteller, dem Zulieferer obliegt und

■ in die Produktpflege,
wo die Erfahrungen aus dem Feld als Rückfluß für die kontinuierliche Produktverbesserung (Produktpflege 
mittels Update / Upgrade) die bestehenden Fahrzeuge nachbessern. Die Haftungsfrage ist hier kaskadiert,

▶ der Fahrzeughersteller (OEM) haftet für das Fahrzeug im Originalzustand, wobei eine Teilhaftung an den 
Bauteillieferanten / Zulieferer übertragen werden kann.

▶ der Fahrzeughalter (Betreiber) haftet für die ordnungsgemäße Wartung und Instandhaltung, wozu auch die 
Überwachung von möglichen Updates, insbesondere Sicherheitsupdates, gehört.
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Abbildung 5: Risikomanagement über die Lebenszykluskurve
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Hinweis;
Der „erste Risikobilanzbericht“ dokumentiert die akzeptierten Risiken, welche mit der Baumustergenehmigung (BMG) 
getroffen wurden. 

Hinweis:
Die Felderfahrung wird vom Hersteller analysiert und reproduziert, daraus werden (Gegen-)Maßnahmen abgeleitet, welche 
dann über Updates / Upgrades im Rahmen der Produktpflege angeboten werden können. Dieses führt zu einem 
Mischbetrieb bei den Fahrzeugen im Feld, in dem ursprünglich baugleiche Fahrzeuge betrieben wurden, welche sich jetzt 
individuell unterscheiden können. Eine Genehmigung gemäß AFGBV §7 Absatz 3 kann gemeinsam für mehrere baugleiche 
Fahrzeuge für festgelegte Betriebsbereiche erteilt werden. Die Genehmigung kann vom Fahrzeughersteller (OEM) zum 
Zeitpunkt der Inverkehrbringung für das Nachfolgemodell, zu dem die Baugleichheit wieder gegeben ist, erwirkt werden.

Für die Fahrversuche auf öffentlichen Straßen wird eine Erprobungsgenehmigung des Kraftfahrt-Bundesamts nach 
§ 1i des Straßenverkehrsgesetzes benötigt. Die Erprobungsgenehmigung ist erforderlich für alle Kraftfahrzeuge, 
die zur Erprobung von Fahrzeugsystemen oder -teilen von automatisierter oder autonomer Fahrfunktion 
vorgesehen sind. Die Anforderungen und Auflagen, welche zur Erteilung einer Erprobungsgenehmigung 
erforderlich sind werden beschrieben im AFGBV §16. 

 2.3 Entscheidungsfindung Originalhersteller (OEM) versus Zukauf

Für die Zulassung von Fahrzeugkomponenten (Elementen) ist die implementierte Regelung und deren 
Überwachung (Monitoring), sowie die Gegenmaßnahmen, welche Störeinflüsse kompensieren sollen, 
entscheidend. Das daraus resultierende Verständnis kombiniert mit der Risikoakzeptanz des Unternehmens haben 
maßgeblichen, bestimmenden Einfluß auf den Erwerb von geeigneten Fahrzeugen. Hierbei ist die Entscheidung zu 
treffen, ob ein zugekauftes Fahrzeug mit der/den originalen Funktion(en) von einem Hersteller (OEM) erfolgen soll 
oder ob es besser / effizienter / kostengünstiger ist die für die autonome Fahrfunktion benötigten Funktionen von 
unabhängigen Zulieferern der Automobilindustrie (Bosch, Conti, … , Wabco) mit dem AD-Tuning-Kit zu erwerben.

Regelkreis einer Funktion:

Definition / Erläuterung der Begriffe eines Regelkreises:

Führungsgröße w(t)
Diese ist der von Außen vorgegebene Sollwert (z.B. eingestellte Innenraumtemperatur im Fahrzeug)

Regelgröße x(t)
Diese ist die physikalische Größe mit zugehöriger Maßeinheit (z.B. Temperatur, Geschwindigkeit), welche geregelt 
wird.

Meßgröße -x(t)
Die Meßgröße ist der negativ rückgekoppelte Wert der Istgröße, welcher mit dem Sollwert verglichen wird.

Stellgröße y(t)
Diese ist der dynamisch ausgegebene Wert des Stellgliedes (Regelalgorithmus des Steuergerätes), welcher die 
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Abbildung 6: Regelkreis (geschlossen) einer Funktion, hier Verkehrszeichenerkennung (VZE)
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Regelabweichung e(t) kompensieren soll, welche durch Störungen z(t) auf die Regelstrecke von außen Einwirken 
(Wetter, z.B. Sonnenschein, ...)

Der Regelkreis einer Funktion wird durch die obige Abbildung beschrieben, hierbei wurde die Funktion 
Verkehrszeichenerkennung (VZE) aus der Gruppe der Umweltwahrnehmung über Sensoren und der darauf 
basierenden Datenanalyse ausgewählt.

Die Funktion Verkehrszeichenerkennung (VZE) zeichnet sich durch die Problematik der hohen Dynamik der 
Verkehrszeichen selbst und der Vielzahl von möglichen Positionen aus. Dazu kommt die Komplexität, welche die  
Infrastruktur dem autonomen Fahrzeug zumutet, welches alle Verkehrszeichen sicher erfassen muß und deren 
Vorgaben bei der dynamischen Fahraufgabe zeitnah, korrekt und vollständig umzusetzen hat. 
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Abbildung 7: Verkehrszeichenerkennung (VZE) bei digitaler Verkehrsführung
erzeugt mittels Image Creator von Microsoft Designer
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Verkehrszeichen gliedern sich in

■ Gefahrenzeichen gemäß StVO §40 
Gefahrenzeichen mahnen zu erhöhter Aufmerksamkeit, insbesondere zur Verringerung der Geschwindigkeit 
(StVO §3 Absatz 1) im Hinblick auf eine Gefahrsituation. Gefahrenzeichen können durch Zusatzzeichen 
(Gefahr in Entfernung oder Länge der Gefahrenstrecke) ergänzt werden.

■ Richtzeichen gemäß StVO §42
Richtzeichen dienen der Verkehrssteuerung zum Zwecke der Leichtigkeit (Flüssigkeit) des Verkehrs oder zur 
Erhöhung / Verbesserung der Sicherheit der Verkehrsteilnehmer oder Anwohner. Hierbei können ebenfalls 
Gebote und Verbote zum Einsatz kommen.

■ Verkehrseinrichtungen gemäß StVO §43
Verkehrseinrichtungen sind Schranken, Sperrpfosten, Absperrgeräte sowie Leiteinrichtungen (Leitpfosten, 
Leitschwellen und Leitborde). Leitschwellen und Leitborde haben die Funktion einer vorübergehend gültigen 
Markierung. Verkehrseinrichtungen sind außerdem Absperrgeländer, Parkuhren, Parkscheinautomaten, 
Blinklicht- und Lichtzeichenanlagen sowie Verkehrsbeeinflussungsanlagen.

■ Vorschriftzeichen gemäß StVO §41
Vorschriftzeichen sind Anordnungen, welche der Verkehrsteilnehmer zu befolgen hat, dazu zählen auch die 
Gebote und die Verbote.

Ein Regelkreis erfaßt kontinuierlich eine physikalische Größe, die sogenannte Regelgröße (Istwert) und vergleicht 
diese mit der Führungsgröße (Sollwert). 

Der Sollwert kann z.B. die physikalische Größe Geschwindigkeit v in m/s beziehungsweise km/h sein, welche aus 
der Erkennung einer Geschwindigkeitsbegrenzung als Führungsgröße durch das Verkehrszeichen 274-x (aus der 
Kategorie der Vorschriftszeichen) über die Funktion Verkehrszeichenerkennung (VZE) aus der Umwelt der 
Infrastruktur per Videoauswertung erfaßt wird.

Der Vergleicher des Regelgliedes ermittelt aus der vorgegebenen Geschwindigkeit, der Führungsgröße w(t) durch 
das Vorschriftzeichen der Geschwindigkeitsbegrenzung, mit dem Vergleich zur Meßgröße, welches die 
gegengekoppelte Rückführung der Regelgröße x(t) der momentanen Geschwindigkeit mit negativem Vorzeichen 
ist, die Regelabweichung e(t) = w(t) – x(t).

Die Regeldifferenz (Regelabweichung) ist die Eingangsgröße des Reglers, welcher gemäß der hinterlegten 
Regelalgorithmen (Kennlinie ggf. Hysterese) am Ausgang die sogenannte Regelausgangsgröße yR(t) ausgibt. 

Die Regelausgangsgröße wird vom Stellglied aufgenommen und verarbeitet, wobei hier die Zerlegung in ein oder 
auch mehrere Steuerungsparameter, gemäß den Randbedingungen, welche vom System vorgegeben sind, erfolgt.

Die Randbedingungen des Systems ergeben sich z.B. aus dem Motor, d.h die Regelung eines Elektromotors 
unterscheidet sich deutlich von der eines Verbrennungsmotors.

■ Elektromotor

▶ Frequenzregelung
Drehstrommotor, bei welchem die Drehzahl des Motors durch die Änderung der angelegten 
Wechselspannungsfrequenz gesteuert wird.

▶ Pulsweitenmodulation (PWM)
Gleichstrommotor, welcher über die Länge (Impulsweite) der Impulse gesteuert wird.

▶ Spannungsregelung
Erhöhung der Spannung führt zur Erhöhung der Drehzahl.

▶ Rekuperation
Methode der Energierückgewinnung in welcher der Motor in den Generatorbetrieb versetzt wird. 

■ Verbrennungsmotor

▶ Drosselklappenregelung
Der Öffnungswinkel der Drosselklappe steuert die Luftzufuhr und ändert damit das Verhältnis des 
Kraftstoff-Luft-Gemisches, welches Einfluß auf die Effizienz zu dem Zeitpunkt der Zündung für eine 
möglichst hohe Kraftauswirkung auf den Kolben hat. Der dadurch entstehende Druck auf den Kolben 
bewirkt die Drehbewegung der Kurbelwelle und bildet damit die Drehzahl in U/min.

▶ Ventilsteuerung
Im ersten Takt eines Vier-Takt-Verbrennungsmotors liefert das Ansaugventil zum korrekten Zeitpunkt 
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(Kolben bewegt sich nach unten, wodurch ein Unterdruck entsteht) die benötigte Einspritzmenge (passend 
zur Luftmenge aus der Interaktion mit der Drosselklappensteuerung) für das Kraftstoff-Luft-Gemisch. Im 
vierten Takt wird das Ausstoßventil geöffnet (während sich der Kolben nach oben bewegt) und drückt dabei 
die Abgase aus der Brennkammer. 

Die Drehzahl steuert abhängig von der Übersetzung durch das Getriebe die Geschwindigkeit. Das Stellglied kann 
auch noch von weiteren physikalischen Randbedingungen abhängen, beim Verbrennungsmotor ist dieses die 
Motortemperatur und auch die Außentemperatur, welche wetter- und jahreszeitabhängig ist.

Bei der Anschaffungsentscheidung durch das ÖPNV-Unternehmen hat die Effizienz des Stellgliedes einen 
entscheidenden Einfluß auf den notwendigen Energieeinsatz für den vorgesehenen Betrieb und der damit 
verbundenen möglichen Reichweite zur Umsetzung der Versorgung, sowie den resultierenden Betriebskosten. 

Am Ausgang des Stellgliedes wird die Stellgröße y(t) auf die Regelstrecke gegeben, auf welche Störgrößen Einfluß 
nehmen. Zu den Störgrößen gehören

■ Die Strecke selbst mit ihren Steigungen (benötigt mehr Energie um die Geschwindigkeit beizubehalten) und 
Gefällen (führt zur Beschleunigung, welche durch Rekuperation beim Elektromotor genutzt werden kann oder 
beim Verbrennungsmotor durch Umwandlung in Wärme verbraucht werden muß, wobei als 
Energiesparmaßnahme die Schubzufuhr abgeschaltet werden kann. 

■ Das Wetter mit Regen, Nebel, Schnee, Wärme, …
Verkehrszeichen können insbesondere durch Schnee und Nebel ganz / teilweise verdeckt sein.
Regen und Eisglätte hingegen können eine zusätzliche Geschwindigkeitsreduktion erfordern um die 
Sicherheit der Fahrzeuginsassen und anderer Verkehrsteilnehmer sicherzustellen.
Hinweis:
Wer ein Fahrzeug führt, darf nur so schnell fahren, daß das Fahrzeug ständig beherrscht wird. Die Geschwindigkeit ist 
insbesondere den Straßen-, Verkehrs-, Sicht- und Wetterverhältnissen sowie den persönlichen Fähigkeiten und den 
Eigenschaften von Fahrzeug und Ladung anzupassen. Auf zu Fuß Gehende ist besondere Rücksicht zu nehmen. Der 
Fußgängerverkehr darf weder gefährdet noch behindert werden. Soweit erforderlich, muß die Geschwindigkeit an den 
Fußgängerverkehr angepaßt werden. 

Die Regelgröße x(t) wird, hier bei der Geschwindigkeitsregelung, über das Meßglied Tacho gemessen und an den 
Vergleicher als Gegenkopplung, d.h. mit negativem Vorzeichen zurückgeführt.

Sofern das Fahrzeug mit einem AD-Tuning-Kit ausgestattet ist, würde die Stellgröße (Geschwindigkeit Tacho) x(t) 
über die Schnittstelle 17 Fahrzeuginterface (unidirektional, lesend) vom AD-Bordsystem gemäß Referenzmodell 
vom Projekt ÖV-LeitmotiF-KI ausgelesen werden. Das AD-Bordsystem beinhaltet das Regelglied beginnend mit 
dem Vergleicher, welcher die Informationen aus der Verkehrszeichenerkennung (VZE) als Führungsgröße benötigt. 
Die Gewährleistung (Haftung) der ordnungsgemäßen Umsetzung teilt sich hier auf in Anteile des 
Fahrzeugherstellers und des AD-Tuning-Kit Herstellers.

Sofern ein unverändertes Fahrzeug (OEM) verwendet wird, setzt der Fahrzeughersteller die Funktionalität direkt 
um, somit haftet dieser für die ordnungsgemäße Umsetzung.

Die obige Thematik verdeutlicht die Komplexität und die Auswirkung, welche aus der Auswahl von geeigneten 
Fahrzeugsystemen resultiert. Dazu kommt die notwendige Interaktion der Fahrzeugsysteme mit dem Umfeld der 
Umgebung resultierend aus der Infrastruktur, sowie die Reichweite der möglichen Konsequenzen, welche sich aus 
Problemen (Störungen) auf der Regelstrecke (Umwelt) ergeben.

Hinweis zur Sinnhaftigkeit der Komponentenauswahl bezogen auf ihre Interoperation:
Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion, die zur Beförderung von stehenden oder nicht angegurteten Fahrzeuginsassen 
eingesetzt werden, dürfen im Regelbetrieb eine Beschleunigung (die negative Beschleunigung bei der Bremsung wird 
Verzögerung genannt) von 2,4 Meter pro Sekunde-Quadrat in der Ebene nicht überschreiten. 
Die Funktion Notbremsanzeiger (NBA) wird abhängig vom Fahrzeughersteller angezeigt als Wechselblinken (rechts, links), 
welches dem nachfolgenden Verkehr eine scharfe Bremsung mit einer negativen Beschleunigung (Verzögerung) von > 2,5m/s² 
signalisiert. Das Wechselblinken dient der Unterscheidung gegenüber einem sanften, sich häufig wiederholenden Abbremsen 
beim konventionellen Fahrer, wo beide Seiten des Bremslichtes gleichmäßig gemäß der pulsierenden, manuellen Betätigung 
der Bremse angezeigt werden).
Aufgrund dieser Gefahrenlage kann ein Eingreifen der TA erforderlich sein. Die Aufforderung zum Eingreifen wird jedoch von 
dem Fahrzeug über das vom ÖPNV-Unternehmen gewählte Netzwerk des Infrastrukturanbieters (ISP) zur AD-Leitstelle 
übertragen und dort mittels dem priorisierten Meldemanagement der AD-Leitstellensoftware von dem ÖPNV-Unternehmen den 
Mitarbeitern der Technischen Aufsicht angezeigt. Dadurch, sowie durch die typische, menschliche Reaktionsfähigkeit entstehen 
Latenzen zwischen dem Zeitpunkt der Eingriffsaufforderung und dem eigentlichen Eingriff. Somit obliegt es dem Halter zu 
bewerten, ob die Fahrsituation, in der ein Eingriff durch die TA erfolgen muss, aufgrund der Latenzzeiten der Übertragung so zu 
bewältigen ist, dass die Sicherheit der Fahrgäste noch gewährleitet werden kann, wenn nur eine begrenzte Verzögerung von -2,4m/s zulässig ist.
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Die Antwort dazu hängt von der maximal gefahrenen Geschwindigkeit ab, welche wiederum von den 
Geschwindigkeitsbegrenzungen im kartographischen Einsatzgebiet der Fahrzeuge abhängt.
Folglich hat die Auswahl des Einsatzgebietes und das Beförderungsangebot (stehend versus nur sitzend), welches wiederum 
vom Versorgungsauftrag der Daseinsvorsorge abhängig ist, einen entscheidenden Einfluß auf die Auswahl der 
Fahrzeugausstattung beim Erwerb, welches in diesem Beispiel aufzeigt, daß das Einsatzgebiet und die Ausstattung (stehenden 
oder nicht angegurteten gegenüber sitzenden und begurteten Fahrzeuginsassen) einen zu bedenkenden Einfluß auf die 
Kaufentscheidung ausübt.

Als Auswirkung daraus ist ein besonderes Augenmerk zu legen auf die Auswahl eines geeigneten Fahrzeuges 
inklusive der Ausstattung der Fahrsysteme für das autonome Fahren, sowie auf notwendige Erweiterungen 
(Tuning-Kits), welche für den Betrieb und die Anpassung an die vorhandenen Systeme zur Interaktion mit der 
Leitstelle (wo die geographische Karte der Versorgung hinterlegt ist) und dem Betriebshof beziehungsweise dem 
BHMS (welches die Stationen der Wartung und Instandhaltung steuert) notwendig oder sinnvoll sind. 
Hinweis:
Das ÖPNV-Unternehmen (Halter) hat bei der Auswahl eines geeigneten AD-Tuning-Kits insbesondere darauf zu achten, daß 
diese fahrzeugverändernde Maßnahme nicht in die sicherheitsrelevanten Fahrzeugsysteme des Original-Herstellers (OEM), 
z.B. der Motorsteuerung, direkt eingreifen darf, damit die Haftung bei dem Produkthersteller verbleibt.

Außerdem ist darauf zu achten, daß die benötigten Informationen (Signalwerte) vom Fahrzeug (OEM) über 
Schnittstellen verfügbar sind und daß die Signalwerte fahrzeugunabhängig sind. Dieses ist gegeben wenn die 
Schnittstellen auf physikalischen (Basis-)Größen basieren, z.B. Geschwindigkeit in m/s oder km/h. 

Diese fahrzeugunabhängigen Signalwerte haben entscheidenden Einfluß auf die Erprobungs- und auch die 
Betriebsgenehmigung, welche pro Versorgungsnetz inklusive Berücksichtigung von Sommer- versus 
Winterfahrplan pro nicht baugleichem Fahrzeug durch den Betreiber zu beantragen ist, wobei immer auf Bauteile 
zu achten ist, die den Stand der Technik erfüllen und möglichst bereits eine Betriebsgenehmigung haben, welche 
im Rahmen des Genehmigungsverfahrens mit einbezogen werden kann. 

Stand der Technik:

In Fahrzeugen, welche für den autonomen Fahrbetrieb vorgesehen sind, sollten stets Systeme verwendet werden, 
welche den Reifegrad Automotive SPICE® Capability Level 2 (Managed Process) nachweisen können.
Hinweis:
In der Automobilindustrie wird der Reifegrad Automotive SPICE® CL2 als Voraussetzung der Vergabefähigkeit verwendet. 
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Abbildung 8: Stand der Technik
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 2.4 Regelkreis der haftungsrechtlichen Grundlagen

Die folgende Darstellung zeigt die haftungsrechtlichen Grundlagen als Regelkreis mit den Rechtspflichten des 
Herstellers, welcher sowohl der Originalfahrzeughersteller (OEM) oder auch das System modifizierende 
Unternehmen als Inverkehrbringer (Hersteller) sein kann, welches das modifizierte mit dem AD-Tuning-Kit und ggf. 
auch ÖV-Tuning-Kit erweiterte Fahrzeug für den autonomen Betrieb ausrüstet, sowie der behördlichen 
Überwachung zur Umsetzung der Aufsichtspflichten zur Sicherstellung der Einhaltung der juristischen Vorgaben 
der Legislative. 

Die Vorgaben der Legislative und die daraus resultierenden Rechtspflichten von Exekutive (Aufsichtsbehörde) und 
Hersteller lassen sich in Form eines Regelkreises beschreiben. Die Legislative gibt dabei per Gesetzgebung zur 
Gefahrensteuerung eine Führungsgröße vor, die den zu erreichen Sollwert darstellt. Die Exekutive hat die Pflicht 
die Einhaltung der Gesetze zu überwachen und gibt dem Hersteller unter Berücksichtigung der Ergebnisse der 
Marktbeobachtung (Meßgröße) entsprechende Vorgaben. Diese Führungsgröße der Exekutive gilt für den 
Hersteller somit als zu erreichender Sollwert. Der Hersteller ist verpflichtet die Vorgaben der Exekutive und damit 
die Vorgaben der Legislative zu erfüllen und sein Produkt an diese Vorgaben anzupassen. Ziel des Regelkreises ist 
es eine (eventuell) bestehende Differenz zwischen der Führungsgröße (Vorgaben) und der Meßgröße (Produkt) zu 
reduzieren bis die Vorgaben erfüllt werden (Regler). Hierfür wird eine Steuergröße definiert, durch die, mithilfe der 
Implementierung der Sicherheitsverpflichtung bei der Konstruktion, im Produkterzeugnis, sowie im 
Herstellungsprozess als auch in der Dokumentation der Sicherheitsverpflichtung bei den Instruktionen, eine 
entsprechende Stellgröße (Arbeitsprodukt) entsteht. Diese fließt in die Regelstrecke ein und kann dort von 
eventuellen Störgrößen beeinflusst werden. Am Ende entsteht eine Regelgröße, die das „fertige“ Produkt darstellt, 
welches sowohl vom Hersteller selbst als auch von der Exekutive (Aufsichtsbehörde) beurteilt wird. Der Hersteller 
hat eine Produktbeobachtungspflicht gemäß Produkthaftungsgesetz (ProdHaftG) und muß sein Produkt 
entsprechend bewerten. Die daraus gewonnenen Erkenntnisse fließen wie bereits erwähnt wieder als Meßgröße in 
den nächsten Regelkreisumlauf für den Hersteller ein. Ebenso bewertet die Exekutive das Produkt über die 
Marktbeobachtung (Meßglied) und lässt die gewonnenen Erkenntnisse in die Definition der Führungsgröße der 
Exekutive an den Hersteller einfließen.
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Abbildung 9: Implementierung der haftungsrechtlichen Grundlagen der Exekutive und des Fahrzeugherstellers (OEM)
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Zulassungsprozeß → Betriebsgenehmigung:

Der Zulassungsprozeß im öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) bezieht die Beteiligten bei der 
(Nicht-)Erteilung mit ein, wobei potentielle Ereignisse mit betrachtet werden. 

Betriebsgenehmigungen können für einen Erprobungszeitraum mit einem Geltungszeitraum von bis zu vier Jahren 
als Erprobungsgenehmigungen ausgestellt werden, wobei diese um jeweils zwei Jahre verlängert werden können, 
sofern einer Verlängerung nichts entgegensteht. Dritte können gegen die Erprobungsgenehmigung oder deren 
Verlängerung Rechtsbehelfe einlegen.
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Abbildung 10: Zusammenspiel der Beteiligten im Regelbetrieb von einem ÖPNV-Unternehmen
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 3 Der Weg zur Zulassung

Kraftfahrzeuge, die zur Erprobung von Fahrzeugsystemen oder -teilen und deren Entwicklungsstufen für die 
Entwicklung automatisierter oder autonomer Fahrfunktionen dienen, dürfen im öffentlichen Straßenraum nur 
betrieben werden, wenn für das entsprechende Kraftfahrzeug eine Erprobungsgenehmigung des Kraftfahrt-
Bundesamts nach § 1i des Straßenverkehrsgesetzes vorliegt (gemäß AFGBV §16). 

Betriebs- oder Erprobungsgenehmigungen können für unterschiedliche Geltungszeiträume beantragt und 
genehmigt werden, wobei diese vom Fahrzeugtyp (Straßenbahn, Kraftomnibus, Kraftfahrzeug) und der Betriebsart 
(Linien-, Gelegenheitsverkehr) abhängig sind.
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Abbildung 11: Der Weg zur Zulassung
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Die Haftung für den Erprobungs- oder Regelbetrieb verteilt sich auf 

■ den Fahrzeughersteller (OEM), 

■ den Inverkehrbringer (Hersteller / Zulieferer) 

▶ den Bauteilehersteller bei Modifikationen und Ergänzungen, z.B. Sensoren
gegebenenfalls bereits mit KBA-Betriebsgenehmigung

▶ den Hersteller des AD-Tuning-Kit
sowohl als Hersteller eines Bauteils mit KBA-Betriebsgenehmigung,
sowie für die Modifikation / Anpassung an die Leitstellensoftware des ÖPNV-Unternehmens.

▶ den Hersteller des ÖV-Tuning-Kits,
z.B. Linienanzeiger mit KBA-Betriebsgenehmigung 
Hinweis:
Hier ist es Stand der Technik, daß die KBA-Betriebsgenehmigung vorliegt und das ÖPNV-Unternehmen keine 
DEKRA / TÜV-Abnahme mehr benötigt, d.h. die KBA-Betriebsgenehmigung ist bei den Fahrzeugpapieren mitzuführen, 
ähnlich wie der TÜV-Nachweis selbst). 

■ den Betreiber (Halter)

▶ die Technische Aufsicht der AD-Leitstelle

▶ den Betriebshof (Service, Wartung und Instandhaltung)

▶ die ÖV-Leitstelle, 
sofern diese nicht ausschließlich für dispositive Maßnahmen und Fahrgastinformation zuständig sein sollte. 

■ den Baulastträger (Gemeinde, Bundesland, Bund) je nach Zuständigkeit.

Hinweis:
Der Fokus liegt auf der sicherheitstechnischen Betrachtung, welche im Regelfall bei der ÖV-Leitstelle nicht gegeben ist, jedoch 
haftet diese sowohl im Sinne von BGB gemäß den dort definierten Schadensersatzansprüchen, als auch gemäß StVG §8a 
entgeltliche Personenbeförderung, Verbot des Haftungsausschlusses.
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Der Zulassungsprozeßablauf Hersteller versus Halter:

Bei der Zulassung von Fahrzeugen mit autonomen Fahrfunktionen wird nicht nur das Fahrzeug selbst zugelassen, 
sondern die Zulassung beinhaltet den Betrieb in einem bestimmten geografischen Bereich. Um eine 
entsprechende Genehmigung zu erhalten muß der Hersteller nachweisen, daß sein Fahrzeug mit autonomen 
Fahrfunktionen alle notwendigen Anforderungen, insbesondere die der dynamischen Fahraufgabe, erfüllt. Dazu 
gehören unter Anderem die funktionalen Anforderungen, wie beispielsweise die Kollisionsvermeidung und die 
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Abbildung 12: Zulassungsprozeß
Quelle: Belegexemplar_Der Nahverkehr 05_2023_Technologiesprung_On-Demand-Mobilitätsdienste mit autonomen Fahrzeugen
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korrekte Planung von Fahrpfaden mit der Einhaltung der jeweils angemessenen / vorgeschriebenen 
Geschwindigkeiten, sowie die ordnungsgemäße Interaktionsfähigkeit mit anderen Verkehrsteilnehmenden. Ebenso 
ist die Erfüllung der Anforderungen der funktionalen Sicherheit, der Robustheit des autonomen Systems gegenüber 
Umwelteinflüssen, der korrekten Datenspeicherung für die Fahrzeugüberwachung, sowie der einwandfreien 
Mensch-Maschine-Interaktion, als auch der manuellen Steuerbarkeit beispielsweise im Störungsfall nachzuweisen. 
Des Weiteren muß die Sicherheit der Informationstechnologie (Security) gewährleistet sein um die autonomen 
Fahrfunktionen gegen den unberechtigten Zugriff Dritter zu schützen. 

Alle diese Nachweise werden durch das Kraftfahrtbundesamt (KBA) geprüft, welches bei Bedarf amtlich 
anerkannte Sachverständige hinzuziehen, sowie weitere Angaben vom Hersteller einfordern kann. Für die Prüfung 
der Einhaltung der Sicherheit der Informationstechnologie und damit dem Schutz vor dem unberechtigten Zugriff 
Dritter wird das Bundesamt für die Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) mit eingebunden. Für die Belange 
und die Überwachung der Einhaltung datenschutzrechtlicher Vorgaben wird die zuständige 
Datenschutzaufsichtsbehörde mit einbezogen. Nach dem Inverkehrbringen überwacht das Kraftfahrtbundesamt 
weiterhin die genehmigten Fahrzeuge und Fahrzeugteile und erfüllt damit seine entsprechende 
Marktüberwachungs- und Nachprüfungsverantwortung. Demzufolge kann eine Betriebserlaubnis, bei Bedarf oder 
Notwendigkeit, auch nachträglich wieder entzogen werden.

Da die Fahrzeuge mit autonomen Fahrfunktionen nur in festgelegten Betriebsbereichen und nur mit der 
entsprechenden Genehmigung durch den Straßenbaulastträger betrieben werden dürfen, müssen Halter von 
Fahrzeugen mit autonomer Fahrfunktion bei den zuständigen Behörden den entsprechenden Antrag mit der 
konkreten Beschreibung des festgelegten Betriebsbereiches, also eines kartographisch umgrenzten Bereichs, 
sowie genauen Angaben über den Betriebszweck und den damit verbundenen Betriebsbedingungen stellen. 
Zusätzlich muß der Halter die Möglichkeit der Deaktivierung der autonomen Fahrfunktion, sowie die Möglichkeit der 
Übernahme der Fahrt durch eine als Technische Aufsicht (TA) fungierende Person innerhalb des beantragten 
Betriebsbereiches, als auch die personellen und fachlichen Voraussetzungen dafür belegen können. Über die als 
Technische Aufsicht (TA) benannte Person müssen entsprechende Dokumente vorgelegt werden, die deren 
Eignung für diese Position darlegen (Führungszeugnis, Auskunft aus dem Fahrerlaubnisregister und 
Fahreignungsregister).

Neben der Eignung der Technischen Aufsicht (TA) selbst gibt es Anforderung an die Ausstattung, welche der 
Technischen Aufsicht (TA) in der der AD-Leitstelle zur Verfügung stehen muß. Dazu gehört insbesondere, daß die 
Anzahl der gleichzeitig überwachten Fahrzeuge durch einen einzelnen Operator, so redundant ausgelegt sein 
muss, daß bei einem Eingriff (Konzentration auf ein Fahrzeug) die Überwachung und damit gegebenenfalls weitere 
Eingriffsmöglichkeiten zur gleichen Zeit bei anderen Fahrzeuge gewährleistet bleibt. Dies ist nachzuweisen. 
Hinweis:
Folglich muß theoretisch für jedes Fahrzeug eine 1:1 Fahrzeugfernsteuerungseinrichtung mit zugehörigem ausgebildeten 
Fahrer verfügbar sein. Sofern eine 1:n Verbindung angewendet werden soll, so muß im Fall, daß der letzte Fernsteuerungsplatz 
aktiviert (genutzt) wird (und damit keine weitere manuelle Übernahme der Fahraufgabe mehr verfügbar ist) automatisiert ein 
Anhalten aller momentan autonom fahrenden Fahrzeuge erfolgen, wobei jeweils ein Minimum Risk Manoeuvre (MRM) zum 
Anhalten anzuwenden ist. Dieses bedeutet jedoch auch, daß alle diese Vorfälle zu dokumentieren und gegebenenfalls auch zu 
berichten sind, welches bei der Festlegung der Anzahl der Fahrzeugfernsteuerungseinrichtungen durch das ÖPNV-
Unternehmen beachtet werden sollte.

Die zuständigen Behörden prüfen die vom Halter eingereichten Unterlagen, führen eine örtliche Besichtigung zur 
Begutachtung der lokalen Verkehrsinfrastrukturen durch und gleichen dabei die reale Leistungsfähigkeit des 
Fahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion mit den spezifischen Anforderungen des festgelegten Betriebsbereichs an 
das Fahrzeug ab. Dafür sollte sichergestellt sein, daß das Fahrzeug mit autonomer Fahrfunktion in der 
vorhandenen Infrastruktur sicher betrieben werden kann, ohne daß dieses dafür zusätzliche Anpassungen durch 
den Baulastträger erforderlich machen würde. Das bedeutet, daß sichergestellt sein soll, daß alle relevanten 
Elemente der Infrastruktur innerhalb des festgelegten Betriebsbereichs sicher erkannt und die entsprechend 
korrekten Systemreaktionen darauf sichergestellt sind (Verkehrszeichen, Bahnübergänge, Straßenverläufe, 
Lichtzeichenanlagen, …). Es obliegt der Behörde für die Genehmigung des festgelegten Betriebsbereiches zu 
entscheiden, ob, beziehungsweise in wieweit, die Leistungsfähigkeit des zu betreibenden Kraftfahrzeuges den 
eventuellen Besonderheiten in der Straßeninfrastruktur gewachsen ist. Es kann also eine Teilgenehmigung, 
beziehungsweise eine Genehmigung mit Nebenbestimmungen (Auflagen), erteilt werden, um beispielsweise das 
Fahrzeug für eine den Umständen entsprechend lange Dauer mit Hilfe von KI innerhalb von Leerfahrten ohne 
Fahrgäste oder sonstige Zuladung zu trainieren, bis keinerlei Einschränkungen mehr gegen eine vollständige 
Genehmigung sprechen. Eine Genehmigung kann auch Widerrufen werden, wenn sich Gegebenheiten ändern.

Ist die Genehmigung erfolgt und das Fahrzeug mit autonomer Fahrfunktion in Betrieb genommen muß der Halter 
auch weiterhin sicherstellen, daß er seine Verpflichtungen erfüllt. Er muß allzeit sicherstellen können, daß nur 
geeignetes Personal eingesetzt wird, alle Fahrzeugsysteme regelmäßig auf Konformität mit Herstellerangaben zu 
der passiven und aktiven Sicherheit überprüft werden und zusätzlich alle 90 Tage eine Gesamtprüfung gemäß 
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Herstellerangaben durchgeführt wird. Die Ergebnisse der regelmäßigen Überprüfungen und die Beschreibungen 
aller dabei aufgedeckten Mängel werden in den Prozessen des Unternehmens zurückgespiegelt, hierzu zählen 
insbesondere die Wartungs- und Instandhaltungsintervalle im Rahmen des kontinuierlichen 
Verbesserungsprozesses, sowie des Qualitätswesens, welches die Einhaltung der Prozesse mittels geeigneter 
Qualitätssicherungsverfahrensprüfungen (QAVs) überwacht und sofern erforderlich, an das Kraftfahrtbundesamt 
übermittelt. Dieses kann diese Daten dann im Rahmen der Marktüberwachung nutzen. Darüber hinaus gelten für 
Kraftfahrzeuge mit autonomen Fahrfunktionen kürzere Intervalle für die Hauptuntersuchung (TÜV). Die tägliche 
Routine eines jeden Betriebstages beginnt mit der Durchführung der erweiterten Abfahrkontrolle. Diese besteht aus 
einer Probefahrt zur Aktivierung der Systeme mit der anschließenden Überprüfung der Systeme, wobei 
insbesondere die sicherheitsrelevanten Fahrassistenzsysteme auf einwandfreie Funktionalität überprüft werden. 
Hierbei werden unter anderem die Licht- und Bremsanlage, die Lenkung, die Reifen und Räder sowie das 
Fahrwerk, die sicherheitsrelevanten elektronisch geregelten Fahrzeugsysteme inklusive der Sensorik, sowie alle 
mechanischen Fahrzeugsysteme der aktiven und passiven Sicherheit überprüft. 

 3.1 Juristische Verpflichtungen (Anforderungen) des Zulassungsprozesses

 3.1.1 Anforderungen an den Fahrzeughersteller (OEM)

 AFGBV §3 Absatz 1
Der Hersteller hat die Betriebserlaubnis für Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion beim Kraftfahrt-
Bundesamt zu beantragen.

 AFGBV §5 Absatz 5
Die Hersteller und die Halter von Kraftfahrzeugen mit autonomer Fahrfunktion sind verpflichtet

▶ das Kraftfahrt-Bundesamt bei der Durchführung der Marktüberwachungstätigkeiten zu unterstützen und

▶ dem Kraftfahrt-Bundesamt auf Verlangen die für die Marktüberwachung erforderlichen Unterlagen und 
Informationen sowie andere technische Spezifikationen unentgeltlich bereitzustellen, wobei die Hersteller 
auf Verlangen auch einen Zugang zu Software und Algorithmen ermöglichen müssen

 AFGBV §9 Absatz 2 Punkt 3
Ein Betriebsbereich ist geeignet, wenn die zuständige Behörde feststellt, daß durch den Betrieb des 
Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion in diesem Betriebsbereich weder die Sicherheit und Leichtigkeit 
des Straßenverkehrs beeinträchtigt noch Leib und Leben von Personen über das allgemeine Risiko einer 
Beeinträchtigung durch den für den beantragten Betriebsbereich ortsüblichen Straßenverkehr hinaus 
erheblich gefährdet werden.

 AFGBV §12 Anforderungen an den Hersteller
(1) Der Hersteller eines Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion hat
 1. Reparatur- und Wartungsinformationen für das Kraftfahrzeug nach Anlage 3 Nummer 2.3 und 2.6 

dieser Verordnung zu erstellen,
 2. ein Sicherheitskonzept zur funktionalen Sicherheit nach Anlage 1 Nummer 7.2 zu erstellen und 

dabei
 a) auf Basis dieses Sicherheitskonzepts eine Gefährdungsanalyse nach Anlage 1 Nummer 7.2.1 

durchzuführen,
 b) das Sicherheitskonzept nach Anlage 3 Nummer 3 zu dokumentieren,
 c) die Sicherheit der autonomen Fahrfunktion entsprechend dieses Sicherheitskonzepts zu 

überprüfen und die Sicherheit gegenüber dem Kraftfahrt-Bundesamt nach den Anforderungen 
nach Anlage 1 Nummer 10 nachzuweisen,

 3. ein Konzept zur Sicherheit im Bereich der Informationstechnologie nach Anlage 1 Nummer 15 zu 
erstellen und nach Anlage 3 Nummer 4 zu dokumentieren,

 4. die Durchführbarkeit einer wiederkehrenden technischen Fahrzeugüberwachung nach Anlage 1 
Nummer 7.3 zu dieser Verordnung sicherzustellen,

 5. eine funktionale Beschreibung des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion nach Anlage 3 
Nummer 1 zu erstellen,

 6. einen Katalog für Testszenarien nach Anlage 1 Nummer 10 zu erstellen und
 7. nach den Anforderungen an den digitalen Datenspeicher nach Anlage 1 Nummer 13 ein 

Sicherheitskonzept zu erstellen, das den Vorgaben der Artikel 24, 25 und 32 der Verordnung (EU) 
2016/679 entspricht und eine Datenschutzfolgeabschätzung nach Artikel 35 der Verordnung (EU) 
2016/679 beinhaltet.
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(2) Der Hersteller hat die Dokumente nach Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b und Nummer 3 sowie das 
Betriebshandbuch nach Anlage 1 Nummer 7.1 und Anlage 3 Nummer 2 dem Halter bei Übergabe des 
Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion zur Verfügung zu stellen.

(3) Der Hersteller eines Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion darf ein Kraftfahrzeug ohne gültige 
Betriebserlaubnis nach § 2 Absatz 1 nicht in Verkehr bringen oder veräußern.

 AFGBV §16 Erprobungsgenehmigung
(1) Kraftfahrzeuge, die zur Erprobung von Fahrzeugsystemen oder -teilen und deren Entwicklungsstufen für 

die Entwicklung automatisierter oder autonomer Fahrfunktionen dienen, dürfen im öffentlichen 
Straßenraum nur betrieben werden, wenn für das entsprechende Kraftfahrzeug eine 
Erprobungsgenehmigung des Kraftfahrt- Bundesamts nach § 1i des Straßenverkehrsgesetzes vorliegt. Die 
Erprobungsgenehmigung nach Satz 1 umfasst auch die Genehmigung zur Erprobung aller Teile, Systeme 
oder Einheiten des Kraftfahrzeugs. § 19 Absatz 6 der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung ist nicht 
anzuwenden.

(2) Die Erprobungsgenehmigung ist zu befristen und darf einen Geltungszeitraum von vier Jahren im Regelfall 
nicht überschreiten. Sie ist jeweils für weitere zwei Jahre zu verlängern, wenn die Voraussetzungen der 
Genehmigungserteilung weiter fortbestehen und der bisherige Verlauf der Erprobung einer Verlängerung 
nicht entgegensteht. Sollten Dritte gegen die Erprobungsgenehmigung oder deren Verlängerung 
Rechtsbehelfe einlegen, verlängert sich die Geltungsdauer der Erprobungsgenehmigung um die Anzahl 
der Tage, an denen der Rechtsbehelf aufschiebende Wirkung entfaltet.

(3) Die Erteilung einer Erprobungsgenehmigung setzt voraus, daß
1. für das Kraftfahrzeug eine Einzelgenehmigung oder eine Typgenehmigung vorliegt,
2. an dem Kraftfahrzeug nach der Erteilung der Einzelgenehmigung oder der Typgenehmigung 

Veränderungen vorgenommen worden sind, um es mit automatisierten oder autonomen 
Fahrfunktionen auszustatten,

3. der Halter, der die Entwicklung und Erprobung veranlasst, sowie die an der Entwicklung und 
Erprobung Beteiligten ausreichend sachkundig und zuverlässig sind in Bezug auf technische 
Entwicklungen für den Kraftfahrzeugverkehr,

4. der Halter ein Entwicklungskonzept vorlegt, in dem
a) die bereits vorgenommenen und noch beabsichtigten Veränderungen sowie die zu 

erprobenden Fahrfunktionen hinreichend beschrieben werden,
b) die Einhaltung des gegenwärtigen Stands der Technik dargelegt wird

aa) bei automatisierten Fahrfunktionen unter Berücksichtigung von § 1a Absatz 2 des 
Straßenverkehrsgesetzes und

bb) bei autonomen Fahrfunktionen unter Berücksichtigung von § 1e Absatz 2 des 
Straßenverkehrsgesetzes,

c) die Sicherstellung der permanenten Überwachung des Betriebs dargelegt wird
aa) bei automatisierten Fahrfunktionen durch einen in Bezug auf technische Entwicklungen 

für den Kraftfahrzeugverkehr zuverlässigen Fahrzeugführer und
bb) bei autonomen Fahrfunktionen durch eine vor Ort anwesende, in Bezug auf technische 

Entwicklungen für den Kraftfahrzeugverkehr zuverlässige Technische Aufsicht,
d) die Bereitstellung von nicht personenbezogenen Daten und Ereignissen, die den 

technologischen Fortschritt der zu erprobenden Entwicklungsstufe betreffen, enthalten ist; 
hierzu zählen insbesondere
aa) die Anzahl und die Zeiträume der Nutzung sowie der Aktivierung und der Deaktivierung 

der automatisierten oder autonomen Fahrfunktion,
bb) die Anzahl und die Zeiträume der Freigabe von alternativen Fahrmanövern, 

Fehlerspeichereinträge (Beginn und Ende) samt Softwarestand,
cc) die jeweiligen Umwelt- und Wetterbedingungen,
dd) die Bezeichnung der aktivierten und deaktivierten passiven und aktiven 

Sicherheitssysteme, deren Zustand sowie die Instanz, die das Sicherheitssystem 
ausgelöst hat,

ee) die Fahrzeugbeschleunigung in Längs- und Querrichtung sowie
ff) die Geschwindigkeit,

5. das automatisierte oder autonome Fahrzeugsystem zu jeder Zeit deaktivierbar und vor Ort 
übersteuerbar ist.

(4) Das Kraftfahrt-Bundesamt ist berechtigt, die zur Beurteilung der Sicherheit im Straßenverkehr und des 
technischen Fortschritts sowie zur evidenzbasierten Entwicklung der Regulierung von Entwicklungsstufen 
automatisierter oder autonomer Fahrfunktionen erforderlichen Daten ausschließlich als nicht 
personenbezogene Daten zu erheben, zu speichern und zu verwenden. Die Daten sind spätestens nach 
Abschluss der Evaluierung nach § 1l Satz 1 des Straßenverkehrsgesetzes zu löschen.
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(5) Das Kraftfahrt-Bundesamt kann zum Zweck der Erprobung von Fahrzeugsystemen oder -teilen und deren 
Entwicklungsstufen für die Entwicklung automatisierter oder autonomer Fahrfunktionen Ausnahmen 
genehmigen von

1. den Vorschriften der §§ 1a und 1e des Straßenverkehrsgesetzes,
2. dieser Verordnung mit Ausnahme von den §§ 15 und 16 und der Straßenverkehrs-Zulassungs-

Ordnung.
(6) Die Erprobungsgenehmigung ist bei Fahrten mitzuführen und zuständigen Personen auf Verlangen zur 

Prüfung auszuhändigen.
(7) Ein Hinweis auf die Erprobungsgenehmigung ist unter Angabe des Datums der Ausstellung durch das 

Kraftfahrt-Bundesamt in die Zulassungsbescheinigung Teil I einzutragen.
(8) Die Verfahren nach Abschnitt 3 Unterabschnitt 3 der Fahrzeug-Zulassungsverordnung sowie § 11 sind 

nicht anzuwenden.

 AFGBV Anlage 1 Teil 1 Funktionale Anforderungen an Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion
Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion müssen die im Folgenden dargestellten funktionalen 
Anforderungen erfüllen. Die geforderten Funktionen können vom Hersteller oder vom Halter oder von beiden 
in einer möglichen, so genannten Testphase des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion ohne Fahrgäste 
im festgelegten Betriebsbereich nachgewiesen werden.
Hinweis:
AFGBV Anlage 3 Dokumentationspflichten des Herstellers spezifiziert die Anforderungen zu
1. Funktionale Beschreibung
2. Betriebshandbuch
3. Sicherheitskonzept
4. Sicherheit im Bereich der Informationstechnologie
Hinweis:
Im Rahmen des Projektes ÖV-LeitmotiF-KI wird von einem sicheren und den gesetzlichen Vorgaben erfüllenden Fahrzeug 
(OEM) ausgegangen. Die Anforderungen an die Technische Aufsicht der AD-Leitstelle werden aus Sicht des Halters 
(ÖPNV) betrachtet.

 AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 1 Dynamische Fahraufgabe
Das Kraftfahrzeug muß in der Lage sein, durch geeignete Wahl von Fahrpfad und Geschwindigkeit 
selbstständig und stetig anpassend die Fahraufgabe in dem genehmigten festgelegten Betriebsbereich in 
allen Situationen sicher zu erfüllen. Dies beinhaltet die Ausrichtung des Fahrverlaufs am veränderlichen 
Umfeld des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion und die Sicherstellung der Übereinstimmung mit 
gesetzlichen Vorgaben. Der Sicherheit aller Verkehrsteilnehmenden, aller unbeteiligten Dritten und aller 
Fahrzeuginsassen muß die höchste Priorität bei der Erfüllung der Fahraufgabe eingeräumt werden. Auf 
unerwartete Ereignisse, auch wenn diese plötzlich auftreten, muß das Kraftfahrzeug mit autonomer 
Fahrfunktion angemessen reagieren. 
Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion, die zur Beförderung von stehenden oder nicht angegurteten 
Fahrzeuginsassen eingesetzt werden, dürfen im Regelbetrieb eine Beschleunigung von 2,4 Meter pro 
Sekunde-Quadrat in der Ebene nicht überschreiten. In Abhängigkeit von überprüfbaren Einflußfaktoren auf die 
Gefährdung von Fahrzeuginsassen und anderen Verkehrsteilnehmenden und unbeteiligter Dritte kann es 
erforderlich sein, diese Grenze zu überschreiten. Dies kann beispielsweise der Fall sein, wenn sich nur 
angeschnallte, nicht aber stehende Fahrzeuginsassen im Inneren des Fahrzeugs aufhalten. 
Das Kraftfahrzeug mit eingeschalteter autonomer Fahrfunktion muß zur Erfüllung der Fahraufgabe 
mindestens die Anforderungen erfüllen, die in den folgenden Nummern 1.1 bis 1.4 genannt sind.

 AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 1.1 Generelle Kollisionsvermeidung
Kollisionen mit anderen Verkehrsteilnehmenden und unbeteiligten Dritten müssen vermieden werden, sofern 
dies durch 

1. Notbremseingriffe oder 
2. andere Teilnehmende des umgebenden Verkehrs, andere unbeteiligte Dritte oder die Insassen des 

Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion nicht gefährdende Ausweichmanöver 
möglich ist. Kann eine Kollision zur Abwendung einer Gefährdung des Lebens der Insassen des 
Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion nur durch eine Gefährdung des Lebens anderer Teilnehmender 
des umgebenden Verkehrs oder unbeteiligter Dritter vermieden werden (unvermeidbare alternative 
Gefährdung von Menschenleben), darf der Schutz der anderen Teilnehmenden des umgebenden Verkehrs 
und der unbeteiligten Dritten nicht nachrangig gegenüber dem Schutz der Insassen des autonom fahrenden 
Kraftfahrzeugs erfolgen.
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 AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 1.2 Interaktion mit anderen Verkehrsteilnehmenden
a) Vorausfahrende Verkehrsteilnehmende auf der Fahrbahn werden erkannt. Es wird jederzeit in 

jedem Geschwindigkeitsbereich und in jeder möglichen Fahrsituation ein angemessener 
Sicherheitsabstand eingehalten. Der einzuhaltende Sicherheitsabstand bestimmt sich nach § 4 der 
Straßenverkehrs-Ordnung. 

b) Der Fahrstreifenwechsel vorausfahrender oder nachfolgender Fahrzeuge, der von einem 
benachbarten Fahrstreifen in den eigenen Fahrstreifen oder aus dem eigenen Fahrstreifen heraus 
in einen benachbarten Fahrstreifen erfolgt, wird erkannt und bei der Fahraufgabe entsprechend 
berücksichtigt. 

c) Situationen, welche einen Fahrstreifenwechsel bedingen (beispielsweise anhaltende oder langsame 
Fahrzeuge auf der Fahrbahn, Ende eines Fahrstreifens), werden erkannt und geeignete Manöver 
zum Fahrstreifenwechsel werden sicher durchgeführt. 

d) Einsatzfahrzeuge werden erkannt und geeignete Fahrmanöver sicher durchgeführt.

 AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 1.3 Planung der Fahrpfade und Geschwindigkeiten
Bei Geschwindigkeitsanpassungen kommt es zu keiner vermeidbaren Beeinträchtigung von Insassen, 
anderen Verkehrsteilnehmenden und unbeteiligten Dritten. Es gelten folgende Anforderungen: 

a) Geschwindigkeitsbeschränkungen und Änderungen der Geschwindigkeitsbeschränkung werden 
erkannt und die Geschwindigkeit wird entsprechend angepaßt.

b) Besondere Anforderungen an die Geschwindigkeit werden erkannt und im Geschwindigkeits- und 
Fahrtverlauf befolgt (beispielsweise in Bereichen vor Schulen und an Arbeitsstellen an Straßen, an 
Bushaltestellen, Bahnübergängen, in engen Kurvenradien oder bei Gefällen, in Engstellen, in denen 
der eigene Fahrstreifen vom Gegenverkehr mitbenutzt werden muß).

c) Zeichen und Weisungen der Polizeibeamten gemäß § 36 der Straßenverkehrs-Ordnung, 
Wechsellichtzeichen gemäß § 37 der Straßenverkehrs-Ordnung, sonstige Zeichen gemäß der §§ 
39 bis 42 der Straßenverkehrs-Ordnung sowie Verkehrseinrichtungen gemäß § 43 der 
Straßenverkehrs-Ordnung werden erkannt und im Geschwindigkeits- und Fahrtverlauf 
berücksichtigt.

d) Situationen, in denen die Vorfahrt anderen gewährt werden muß (beispielsweise vor 
Fußgängerüberwegen, in Kreuzungsbereichen oder Einmündungen), werden erkannt und ohne 
Gefährdung oder Behinderung der Vorfahrtberechtigten bewältigt. Es ist eine berechnete Zeit bis 
zum Aufprall von mehr als drei Sekunden bezüglich des Vorfahrtberechtigen einzuhalten. Wird von 
diesen Werten abgewichen, muß dies ausreichend begründet und auf Basis von systematischen 
Sicherheitsbewertungen nach dem Stand der Technik dokumentiert werden. Das Erfordernis des 
Stands der Technik gilt als erfüllt, wenn die Vorgaben der ISO 26262:2018-12 Straßenfahrzeuge – 
Funktionale Sicherheit erfüllt werden.

e) Bauliche Straßengestaltungen mit Auswirkung auf das Verhaltensrecht (beispielsweise bis zu 5 
Meter vom Fahrbahnrand einer vorfahrtberechtigten Straße abgesetzte Radwege nach § 9 Absatz 3 
der Straßenverkehrs-Ordnung oder abgesenkte Bordsteine nach § 10 der Straßenverkehrs-
Ordnung) werden erkannt und im Geschwindigkeits- und Fahrtverlauf berücksichtigt.

f) Arbeitsstellen an Straßen, temporär veränderte Fahrbahnverläufe oder Fahrbahnmarkierungen 
werden erkannt und im Geschwindigkeits- und Fahrtverlauf berücksichtigt.

g) Defizite am Zubehör, insbesondere der Verkehrseinrichtungen (zum Beispiel verschlissene, 
beschädigte, fehlende oder defekte temporäre oder dauerhafte Fahrbahnmarkierungen und 
Verkehrszeichen, Phantommarkierungen) und der Straßenausstattung, insbesondere solcher nach 
vorstehenden Buchstaben a bis f werden erkannt und im Geschwindigkeits- und Fahrtverlauf 
berücksichtigt. Dies gilt insbesondere nach Sturm- und sonstigen Witterungsereignissen.

 AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 1.4 Reaktion auf Umweltbedingungen
Wetter-, Umwelt- und Straßeninfrastrukturbedingungen (beispielsweise Regen, Sichtbehinderung durch 
Rauch, Schlaglöcher) werden im Geschwindigkeits- und Fahrtverlauf berücksichtigt. Fahrpfad und 
Geschwindigkeit sind – bis hin zum Stillstand des Fahrzeugs – so zu wählen, daß die in den Nummern 1.1 bis 
1.3 gestellten Anforderungen auch bei geänderten Umweltbedingungen erfüllt werden.

 AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 2 Risikominimaler Zustand
Für Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion und ohne konventionelle Vorrichtungen zur Ausübung der 
Fahraufgabe gilt: Das Kraftfahrzeug kann nur auf Veranlassung der Technischen Aufsicht den risikominimalen 
Zustand verlassen.
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 AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 3 Notfahrfunktion
Das Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion muß mit einer Notfahrfunktion ausgestattet sein. Muß sich das 
Kraftfahrzeug im Falle eines Defekts am Kraftfahrzeug in den risikominimalen Zustand versetzen, muß dies 
mit der Notfahrfunktion erfolgen. Fahrten mit der Notfahrfunktion dürfen nur bei Schrittgeschwindigkeit und 
aktivierter Warnblinkanlage erfolgen. Der Übergang der autonomen Fahrfunktion aus der normalen Fahrt in 
die Fahrt mit der Notfahrfunktion ist von dieser Geschwindigkeitsbegrenzung ausgenommen, sofern ein 
Abbremsen erforderlich ist.

 AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 4
Im manuellen Fahrbetrieb erfüllt eine fahrzeugführende Person die Fahraufgabe. Das Kraftfahrzeug mit 
autonomer Fahrfunktion muß mit Vorrichtungen ausgestattet sein, die es einer fahrzeugführenden Person 
ermöglichen, die Fahraufgabe wahrzunehmen. Ist die Steuerung im manuellen Fahrbetrieb auf 
Geschwindigkeiten nicht höher als Schrittgeschwindigkeit begrenzt, ist es nicht erforderlich, daß die 
fahrzeugführende Person sich innerhalb des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion aufhält. Die 
Steuerung kann in diesem Fall über eine im Nahfeld des Kraftfahrzeugs befindliche Fernsteuerung ausgeführt 
werden. Die maximale Distanz, über die eine Fernsteuerung möglich ist, beträgt 6 Meter, gemessen in 
gerader Verbindung. Die Einhaltung der maximalen Distanz ist vom Hersteller durch geeignete technische 
Mittel sicher zu stellen. Soll das Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion im manuellen Fahrbetrieb mit 
Geschwindigkeiten höher als Schrittgeschwindigkeit gesteuert werden, muß es mit einem Sitzplatz für die 
fahrzeugführende Person ausgestattet sein. Der Sitzplatz ist entsprechend der geltenden Vorschriften zu 
gestalten.
     Der Gesetzestext ist durch die Legislative anzupassen.
Die bewußte Übernahme der Steuerung, der manuelle Fahrbetrieb durch den qualifizierten Menschen muß 
auch bei einer größeren Distanz möglich sein, z.B. ein Steinschlag trifft das autonome Fahrzeug auf einer 
Landstraße mit Abhang. Das Fahrzeug rang teilweise über den Abhang und droht abzurutschen. Der Absturz 
mit den resultierenden Schwerverletzten und ggf. Toten hätte vermieden werden können, wenn der 
Gesetzgeber der technischen Aufsicht, die Fernsteuerung des Fahrzeuges aus dem Gefahrenbereich nicht 
mittels einer völlig unzureichenden Distanzvorgabe untersagt hätte. 

 AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 5 Dauerhafte Selbstüberwachung
Die zur Wahrnehmung der Fahraufgabe nötige technische Ausrüstung muß vom Kraftfahrzeug mit autonomer 
Fahrfunktion selbstständig dauerhaft auf ihre Funktionalität hin überwacht werden. Die Überwachung ist so 
auszuführen, daß eine Beeinträchtigung der technischen Ausrüstung, die zur sicheren Teilnahme des 
Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion am Straßenverkehr nötig ist, in den risikominimalen Zustand führt.

 AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 5.1 Dauerhafte Selbstüberwachung – Für Kraftfahrzeuge mit autonomer 
Fahrfunktion und ohne konventionelle Vorrichtungen zur dynamischen Ausübung der Fahraufgabe gilt:

a) Zur dauerhaften Überwachung der technischen Ausrüstung werden nicht personenbezogene 
technische Daten im Kraftfahrzeug erhoben und gespeichert.

b) Eine Beeinträchtigung der technischen Ausrüstung ist der Technischen Aufsicht unverzüglich 
anzuzeigen.

 AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 5.2 Dauerhafte Selbstüberwachung – Für Kraftfahrzeuge mit autonomer 
Fahrfunktion und mit konventionellen Vorrichtungen zur Ausübung der Fahraufgabe gilt:
Die autonome Fahrfunktion darf nicht erneut aktivierbar sein, solange eine Beeinträchtigung der technischen 
Ausrüstung besteht.
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 AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 6 Übertragung von Daten an das Kraftfahrzeug
Die zur selbstständigen Bewältigung der Fahraufgabe im autonomen Betrieb notwendigen Daten und 
Informationen von externen technischen Einheiten (beispielsweise Backends oder Server eines Anbieters, 
externe Sensoren, Smartphone) müssen vom Kraftfahrzeug sicher empfangen und verwendet werden 
können. Daten externer Einheiten können im Kraftfahrzeug zur Ausführung der autonomen Fahrfunktionen 
verwendet werden. Daten und Informationen können beispielsweise bei bestimmten Anwendungsfällen über 
eine Weitverkehrsnetz-Anbindung (WAN-Verbindung) von einer externen technischen Einheit an das 
Kraftfahrzeug und vom Kraftfahrzeug an eine technische Einheit übertragen werden. Die Übertragung solcher 
Daten muß insbesondere den Vorgaben der Artikel 24, 25 und 32 der Verordnung (EU) 2016/679 entsprechen 
und nach dem aktuellen Stand der Technik abgesichert sein. Das Absicherungskonzept muß die in einer 
Bedrohungsanalyse identifizierten Risiken mit wirksamen Maßnahmen adressieren und eine 
Datenschutzfolgeabschätzung nach Artikel 35 der Verordnung (EU) 2016/679 beinhalten. Zur 
Datenübertragung sollte eine zentrale sichere elektronische Steuereinheit (SECU) genutzt werden. Die SECU 
dient als Informationsgateway im Kraftfahrzeug. Die SECU kommuniziert intern an die Kommunikationsbusse 
des Kraftfahrzeugs und an den physischen On-Board-Diagnose II-Anschluß (OBD II) oder an eine proprietäre 
Schnittstelle eines Herstellers. Anforderungen an die Sicherheit im Bereich der Informationstechnik der 
Datenübertragung sind Teil 5 zu entnehmen. Die Integrität, Authentizität und Verfügbarkeit der 
Datenübertragung sind sicherzustellen. Die Kommunikation des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion 
mit anderen Fahrzeugen oder mit Infrastrukturkomponenten ist zulässig. Sie muß auf der Basis einer 
Datenschutzfolgeabschätzung nach Artikel 35 der Verordnung (EU) 2016/679 insbesondere den 
Anforderungen an die Informationstechnik nach Teil 5 und damit den Vorgaben der Artikel 24, 25 und 32 der 
Verordnung (EU) 2016/679 entsprechen. Während des Betriebs in einer optionalen Testphase ist die 
Kommunikation des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion mit anderen Fahrzeugen und 
Infrastrukturkomponenten zu testen und gegebenenfalls anzupassen.

 AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 7.1 Betriebshandbuch
Zweck des Betriebshandbuchs ist es, mittels detaillierter Vorgaben den sicheren Betrieb des Kraftfahrzeugs 
zu gewährleisten und der Technischen Aufsicht die richtige Reaktion auf Fehlerfälle zu ermöglichen.

 AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 7.2 Sicherheitskonzept
In dem Sicherheitskonzept ist die Sicherheit der Fahrfunktion zu bewerten. Mit einem systematischen 
Vorgehen müssen die für die Operational Design Domain (ODD) relevanten gefährlichen Szenarien und 
Ereignisse identifiziert und in einer Risikoanalyse bewertet werden. Um Gefährdungen zu verhindern oder 
deren Risiko auf ein akzeptables Maß zu mindern, muß ausgehend von erkannten Risiken für die 
entsprechenden Szenarien und Ereignisse ein Systemverhalten definiert oder müssen 
Systemverbesserungen umgesetzt werden. Die Systematik muß dem Stand der Technik entsprechen. Das 
Erfordernis des Stands der Technik gilt als erfüllt, wenn die Vorgaben der ISO/PAS 21448:2019-01 
Straßenfahrzeuge – Sicherheit der beabsichtigten Funktion erfüllt werden. Die ausreichende Vollständigkeit 
der Szenarien wird auf Basis von Validierungsfahrten oder anderen Datenaufzeichnungen im Fahrbetrieb 
durch statistische Analysen belegt.
Hinweis:
ISO-21448:2022 Road vehicles – Safety of the intended functionality (SOTIF).

 AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 8
Zur technischen Umsetzung der autonomen Fahrfunktion muß eine Sensorik verwendet werden, die alle für 
die sichere Erfüllung der Fahraufgabe erforderlichen Gegenstände, Daten oder Personen im Umfeld des 
Kraftfahrzeugs erfaßt und hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Daten die Vorgaben der 
Verordnung (EU) 2016/679, des Bundesdatenschutzgesetzes und spezialgesetzlicher datenschutzrechtlicher 
Vorschriften beachtet. Zur Erfüllung des in Satz 1 genannten Zwecks und unter Einhaltung der genannten 
Vorgaben kann die Sensorik durch externe Systeme unterstützt werden. Beeinflussen Wetter-, Umwelt- und 
Infrastrukturbedingungen die Leistungsfähigkeit der Sensorik, werden von der technischen Ausrüstung des 
Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion Maßnahmen eingeleitet, um die aus der verminderten 
Leistungsfähigkeit der Sensorik resultierenden Risiken auszugleichen. Die Sensorik ist in das 
Sicherheitskonzept des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion nach Nummer 7.2 und in die permanente 
Systemüberwachung nach Nummer 5 einzubinden.

 AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 9 Alterung und Abnutzung des Systems
Das Kraftfahrzeug muß die funktionalen Anforderungen auch bei Alterung und Abnutzung der relevanten 
Systemkomponenten erfüllen. Beeinflussen Alterungserscheinungen die Leistungsfähigkeit, beispielsweise 
der Sensorik, gleicht die technische Ausrüstung des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion die aus der 
verminderten Leistungsfähigkeit der Sensorik resultierenden Risiken durch geeignete Maßnahmen aus.
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 AFGBV Anlage 1 Teil 5 Abschnitt 15 Anforderungen an die Sicherheit im Bereich der Informationstechnologie
Sicherheit in der Informationstechnologie
Die vom Hersteller zu erfüllenden Anforderungen bezüglich der Sicherheit im Bereich der 
Informationstechnologie sind den Anforderungen der jeweils geltenden Fassung der UN-Regelung Nr. 155 – 
Einheitliche Bedingungen für die Genehmigung von Fahrzeugen hinsichtlich der Cybersicherheit und des 
Cybersicherheitsmanagementsystems (ABl. L 83 vom 9.3.2021, S. 30) mit Maßgabe des Folgenden zu 
entnehmen: Die Anforderungen der Nummern 1, 3, 4, 5.3.1 bis 5.3.5 entfallen. Das Sicherheitskonzept muß 
den Vorgaben der Artikel 24, 25 und 32 der Verordnung (EU) 2016/679 entsprechen und eine 
Datenschutzfolgeabschätzung nach Artikel 35 der Verordnung (EU) 2016/679 beinhalten.

■ BOKraft §2 Grundregel
Der Betrieb des Unternehmens sowie die Ausrüstung und Beschaffenheit der Fahrzeuge müssen den 
besonderen Anforderungen genügen, die sich aus dem Vertrauen in eine sichere und ordnungsgemäße 
Beförderung ergeben.

■ BOKraft §16 Anzuwendende Vorschriften
Für Bau, Ausrüstung und Beschaffenheit der Fahrzeuge gelten neben den auf Grund des 
Straßenverkehrsgesetzes erlassenen Verordnungen die Vorschriften dieser Verordnung. Für Fahrzeuge im 
grenzüberschreitenden Verkehr und Transitverkehr (§§ 52 und 53 des Personenbeförderungsgesetzes) mit 
Staaten außerhalb der Europäischen Union können abweichend von Satz 1 zur Verbesserung der 
Verkehrssicherheit und der Umweltverträglichkeit besondere Anforderungen gestellt werden, die den in der 
Europäischen Union geltenden Vorschriften entsprechen.

■ BOKraft §17 Zulässige Fahrzeuge
Die der Personenbeförderung dienenden Fahrzeuge müssen mindestens zwei Achsen und vier Räder haben.

■ BOKraft §21 Verständigung mit dem Fahrzeugführer
(1) Obusse und Kraftomnibusse des Linienverkehrs müssen deutlich hör- oder sichtbare 

Verständigungseinrichtungen haben
1. zur Erteilung von Fahr- oder Halteaufträgen durch das Betriebspersonal,
2. bei Ein-Mann-Betrieb zur Mitteilung des Haltewunschs der Fahrgäste an den Fahrzeugführer.
In Kraftomnibussen, die überwiegend im Gelegenheitsverkehr verwendet werden, sind diese 
Einrichtungen entbehrlich, wenn sichergestellt ist, daß die Verständigung des Fahrzeugführers in anderer 
Weise erfolgen kann. 

(2) Kraftomnibusse, für die Sicherheitsgurte vorgeschrieben sind, müssen geeignete I
nformationseinrichtungen haben, die den Fahrgästen anzeigen, wann Sicherheitsgurte anzulegen sind.

Hinweis:
Bei autonomen Fahrzeugen im Fahrbetrieb ohne Fahrzeugführer (FoF) erfolgt die Verständigung mit dem Fahrzeugführer 
mittels Signalknöpfen aus dem Fahrgast-HMI, welche priorisierte Meldungen an die Technische Aufsicht (TA) übermitteln, 
welches insbesondere für den Nothalt, Notruf und den allgemeinen Haltewunsch gilt. Rückfrage an einen menschlichen 
Operator, können als Kommunikationswunsch auch an die ÖV-Leitstelle beziehungsweise an das zuständige 
Fahrgastinformationsmanagement (FGI) als Servicestelle ausgelagert werden, hierfür kann das Fahrzeug mit einem 
Kommunikationsknopf ausgerüstet werden. Andernfalls kann eine Nachrüstung über das AD-Tuning-Kit oder das 
ÖV-Tuning-Kit vorbereitet werden.

■ PBefG §1a Klimaschutz und Nachhaltigkeit
Bei Anwendung dieses Gesetzes sind die Ziele des Klimaschutzes und der Nachhaltigkeit zu berücksichtigen.

■ PBefG §42b Technische Anforderungen
Im innerdeutschen Personenfernverkehr dürfen nur Kraftomnibusse eingesetzt werden, die 
 1. einer der folgenden Vorschriften entsprechen:
 a) Anhang VII zu der Richtlinie 2001/85/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. November 2001 über besondere Vorschriften für Fahrzeuge zur Personenbeförderung mit 
mehr als acht Sitzplätzen außer dem Fahrersitz und zur Änderung der Richtlinien 70/156/EWG 
und 97/27/EG (ABl. L 42 vom 13.2.2002, S. 1; L 125 vom 21.5.2003, S. 14) in der jeweils zum 
Zeitpunkt der Erstzulassung des jeweiligen Kraftomnibusses geltenden Fassung oder

 b) Anhang 8 der Regelung Nr. 107 der Wirtschaftskommission für Europa der Vereinten Nationen 
(UN/ECE) – Einheitliche Bedingungen für die Genehmigung von Fahrzeugen der Klassen M2 
oder M3 hinsichtlich ihrer allgemeinen Konstruktionsmerkmale (ABl. L 255 vom 29.9.2010, 
S. 1) in der jeweils zum Zeitpunkt der Erstzulassung des jeweiligen Kraftomnibusses 
geltenden Fassung

 und
 2. mit mindestens zwei Stellplätzen für Rollstuhlnutzer ausgerüstet sind.
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■ StVG §1a Kraftfahrzeuge mit hoch- oder vollautomatisierter Fahrfunktion
(1) Der Betrieb eines Kraftfahrzeugs mittels hoch- oder vollautomatisierter Fahrfunktion ist zulässig, wenn 

die Funktion bestimmungsgemäß verwendet wird.
(2) Kraftfahrzeuge mit hoch- oder vollautomatisierter Fahrfunktion im Sinne dieses Gesetzes sind solche, die 

über eine technische Ausrüstung verfügen,
1. die zur Bewältigung der Fahraufgabe – einschließlich Längs- und Querführung – das jeweilige 

Kraftfahrzeug nach Aktivierung steuern (Fahrzeugsteuerung) kann,
2. die in der Lage ist, während der hoch- oder vollautomatisierten Fahrzeugsteuerung den an die 

Fahrzeugführung gerichteten Verkehrsvorschriften zu entsprechen,
3. die jederzeit durch den Fahrzeugführer manuell übersteuerbar oder deaktivierbar ist,
4. die die Erforderlichkeit der eigenhändigen Fahrzeugsteuerung durch den Fahrzeugführer erkennen 

kann,
5. die dem Fahrzeugführer das Erfordernis der eigenhändigen Fahrzeugsteuerung mit ausreichender 

Zeitreserve vor der Abgabe der Fahrzeugsteuerung an den Fahrzeugführer optisch, akustisch, taktil 
oder sonst wahrnehmbar anzeigen kann und

6. die auf eine der Systembeschreibung zuwiderlaufende Verwendung hinweist.
Der Hersteller eines solchen Kraftfahrzeugs hat in der Systembeschreibung verbindlich zu erklären, daß 
das Fahrzeug den Voraussetzungen des Satzes 1 entspricht

(3) Die vorstehenden Absätze sind nur auf solche Fahrzeuge anzuwenden, die nach § 1 Absatz 1 
zugelassen sind, den in Absatz 2 Satz 1 enthaltenen Vorgaben entsprechen und deren hoch- oder 
vollautomatisierte Fahrfunktionen
1. in internationalen, im Geltungsbereich dieses Gesetzes anzuwendenden Vorschriften beschrieben 

sind und diesen entsprechen oder
2. eine Typgenehmigung gemäß Artikel 20 der Richtlinie 2007/46/EG des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 5. September 2007 zur Schaffung eines Rahmens für die Genehmigung von 
Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhängern sowie von Systemen, Bauteilen und selbstständigen 
technischen Einheiten für diese Fahrzeuge (Rahmenrichtlinie) (ABl. L 263 vom 9.10.2007, S. 1) 
erteilt bekommen haben.

(4) Fahrzeugführer ist auch derjenige, der eine hoch- oder vollautomatisierte Fahrfunktion im Sinne des 
Absatzes 2 aktiviert und zur Fahrzeugsteuerung verwendet, auch wenn er im Rahmen der 
bestimmungsgemäßen Verwendung dieser Funktion das Fahrzeug nicht eigenhändig steuert.

■ StVG §1f  Pflichten der Beteiligten beim Betrieb von Kraftfahrzeugen mit autonomer Fahrfunktion Absatz 3
Der Hersteller eines Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion hat 
 1. über den gesamten Entwicklungs- und Betriebszeitraum des Kraftfahrzeugs gegenüber dem 

Kraftfahrt-Bundesamt und der zuständigen Behörde nachzuweisen, daß die elektronische und 
elektrische Architektur des Kraftfahrzeugs und die mit dem Kraftfahrzeug in Verbindung stehende 
elektronische und elektrische Architektur vor Angriffen gesichert ist,

 2. eine Risikobeurteilung für das Kraftfahrzeug vorzunehmen und gegenüber dem Kraftfahrt- 
Bundesamt und der zuständigen Behörde nachzuweisen, wie die Risikobeurteilung durchgeführt 
wurde und daß kritische Elemente des Kraftfahrzeugs gegen Gefahren, die im Rahmen der 
Risikobeurteilung festgestellt wurden, geschützt werden,

 3. eine für das autonome Fahren ausreichend sichere Funkverbindung nachzuweisen,
 4. für jedes Kraftfahrzeug eine Systembeschreibung vorzunehmen, ein Betriebshandbuch zu erstellen
 und gegenüber dem Kraftfahrt-Bundesamt und im Betriebshandbuch verbindlich zu erklären, daß 

das Kraftfahrzeug die Voraussetzungen nach § 1e Absatz 2, auch in Verbindung mit Absatz 3, 
erfüllt,

5. für das Kraftfahrzeug eine Schulung für die am Betrieb beteiligten Personen anzubieten, in der die 
technische Funktionsweise insbesondere im Hinblick auf die Fahrfunktionen und die 
Aufgabenwahrnehmung der Technischen Aufsicht vermittelt werden, und 

 6. sobald er Manipulationen am Kraftfahrzeug oder an dessen elektronischer oder elektrischer 
Architektur oder an der mit dem Kraftfahrzeug in Verbindung stehenden elektronischen oder 
elektrischen Architektur erkennt, insbesondere bei einem unerlaubten Zugriff auf die 
Funkverbindungen des Kraftfahrzeugs, diese unverzüglich dem Kraftfahrt-Bundesamt und der nach 
Bundes- oder Landesrecht zuständigen Behörde oder auf Bundesfernstraßen, soweit dem Bund die 
Verwaltung zusteht, der Gesellschaft privaten Rechts im Sinne des 
Infrastrukturgesellschaftserrichtungsgesetzes mitzuteilen und erforderliche Maßnahmen einzuleiten.
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■ StVG §1g Datenverarbeitung Absatz 3
Der Hersteller eines Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion hat das Fahrzeug so auszustatten, daß die 
Speicherung der Daten gemäß Absatz 1 und 2 dem Halter tatsächlich möglich ist. Der Hersteller muß den 
Halter präzise, klar und in leichter Sprache über die Einstellungsmöglichkeiten zur Privatsphäre und zur 
Verarbeitung der Daten, die beim Betrieb des Kraftfahrzeugs in der autonomen Fahrfunktion verarbeitet 
werden, informieren. Die diesbezügliche Software des Kraftfahrzeugs muß Wahlmöglichkeiten zur Art und 
Weise der Speicherung und der Übermittlung der in der autonomen Fahrfunktion verarbeiteten Daten 
vorsehen und dem Halter entsprechende Einstellungen ermöglichen.

■ StVZO §35f Notausstiege in Kraftomnibussen (%)
Notausstiege in Kraftomnibussen sind innen und außen am Fahrzeug zu kennzeichnen. Notausstiege und 
hand- oder fremdkraftbetätigte Betriebstüren müssen sich in Notfällen bei stillstehendem oder mit einer 
Geschwindigkeit von maximal 5 km/h fahrendem Kraftomnibus jederzeit öffnen lassen.

■ StVZO §41 Bremsen und Unterlegkeile Absatz 4
Bei Kraftfahrzeugen – ausgenommen Krafträder – muß mit der einen Bremse (Betriebsbremse) eine mittlere 
Vollverzögerung von mindestens 5,0 m/s² erreicht werden; bei Kraftfahrzeugen mit einer durch die Bauart 
bestimmten Höchstgeschwindigkeit von nicht mehr als 25 km/h genügt jedoch eine mittlere Vollverzögerung 
von 3,5 m/s².

■ StVZO §58 Geschwindigkeitsschilder am Fahrzeug
(1) Ein Geschwindigkeitsschild gibt die zulässige Höchstgeschwindigkeit des betreffenden Fahrzeugs in 

Kilometer je Stunde an.
(2) Das Schild muß kreisrund mit einem Durchmesser von 200 mm sein und einen schwarzen Rand haben. 

Die Ziffern sind auf weißem Grund in schwarzer fetter Engschrift entsprechend Anlage V Seite 4 in einer 
Schriftgröße von 120 mm auszuführen.

(2a) Geschwindigkeitsschilder dürfen retroreflektierend sein. Retroreflektierende Geschwindigkeitsschilder 
müssen dem Normblatt DIN 74069, Ausgabe Mai 1989, entsprechen, sowie auf der Vorderseite das DIN-
Prüf- und Überwachungszeichen mit der zugehörigen Registernummer tragen.

(3) Mit Geschwindigkeitsschildern müssen gekennzeichnet sein mehrspurige Kraftfahrzeuge mit einer durch 
die Bauart bestimmten Höchstgeschwindigkeit von nicht mehr als 60 km/h, Anhänger mit einer durch die 
Bauart bestimmten Höchstgeschwindigkeit von weniger als 100 km/h, Anhänger mit einer eigenen 
mittleren Bremsverzögerung von weniger als 2,5 m/s².

(4) Absatz 3 gilt nicht für die in § 36 Absatz 10 Satz 6 zweiter Halbsatz bezeichneten Gleiskettenfahrzeuge, 
land- oder forstwirtschaftliche Zugmaschinen mit einer durch die Bauart bestimmten 
Höchstgeschwindigkeit von nicht mehr als 32 km/h, land- oder forstwirtschaftliche Arbeitsgeräte, die 
hinter Kraftfahrzeugen mitgeführt werden. Die Vorschrift des § 36 Absatz 1 Satz 2 bleibt unberührt.

(5) Die Geschwindigkeitsschilder müssen an beiden Längsseiten und an der Rückseite des Fahrzeugs 
angebracht werden. An land- oder forstwirtschaftlichen Zugmaschinen und ihren Anhängern genügt ein 
Geschwindigkeitsschild an der Fahrzeugrückseite; wird es wegen der Art des Fahrzeugs oder seiner 
Verwendung zeitweise verdeckt oder abgenommen, so muß ein Geschwindigkeitsschild an der rechten 
Längsseite vorhanden sein.

■ StVZO Anlage X (zu § 35e Absatz 4, §§ 35f, 35i)
Fahrgasttüren, Notausstiege, Gänge und Anordnung von Fahrgastsitzen in Kraftomnibussen
liefert Anforderungen und Informationen mit Tabellen und Zeichnungen, Details siehe im Gesetz selbst. 

Die Auflistung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit.

 3.1.2 Anforderungen an den Halter (Betreiber)

■ AFGBV §1 Absatz 1
Diese Verordnung ist anzuwenden auf den Betrieb von Kraftfahrzeugen mit autonomer Fahrfunktion im Sinne 
der §§ 1d bis 1h und mit automatisierter oder autonomer Fahrfunktion im Sinne des § 1h des 
Straßenverkehrsgesetzes.

■ AFGBV §5 Absatz 5
Die Hersteller und die Halter von Kraftfahrzeugen mit autonomer Fahrfunktion sind verpflichtet

▶ das Kraftfahrt-Bundesamt bei der Durchführung der Marktüberwachungstätigkeiten zu unterstützen und

▶ dem Kraftfahrt-Bundesamt auf Verlangen die für die Marktüberwachung erforderlichen Unterlagen und 
Informationen sowie andere technische Spezifikationen unentgeltlich bereitzustellen, wobei die Hersteller 
auf Verlangen auch einen Zugang zu Software und Algorithmen ermöglichen müssen
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■ AFGBV §7 Absatz 1
Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion dürfen im öffentlichen Straßenraum nur in einem nach Absatz 2 
festgelegten und genehmigten Betriebsbereich im Sinne des §1d Absatz 2 des Straßenverkehrsgesetzes 
betrieben werden.

■ AFGBV §7 Absatz 2
Die Festlegung eines Betriebsbereichs für ein Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion erfolgt durch den 
Halter des Kraftfahrzeugs. Der nach Satz 1 festgelegte Betriebsbereich bedarf der Genehmigung durch die 
zuständige Behörde.

■ AFGBV §7 Absatz 3
Die Genehmigung des festgelegten Betriebsbereichs kann gemeinsam für mehrere baugleiche Fahrzeuge 
erteilt werden, sofern jeweils eine entsprechende Betriebserlaubnis für Kraftfahrzeuge mit autonomer 
Fahrfunktion nach den vorstehenden Vorschriften vorliegt.

■ AFGBV §8 Absatz 1 Punkt 1
Der Antrag auf Genehmigung eines festgelegten Betriebsbereichs muß enthalten eine Darstellung des als 
Betriebsbereich festgelegten Streckennetzes für den Betrieb des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion 
mit Darstellung eines kartographisch umgrenzten Bereichs in geeigneter digitaler Form nach Vorgabe der 
zuständigen Behörde sowie eine konkrete Beschreibung des Betriebszwecks und der damit verbundenen 
Betriebsbedingungen.

■ AFGBV §8 Absatz 1 Punkt 2
Der Antrag auf Genehmigung eines festgelegten Betriebsbereichs muß enthalten den Nachweis des Halters, 
daß die Deaktivierbarkeit der autonomen Fahrfunktion des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion im 
Sinne des § 1e Absatz 2 Nummer 4 bis 9 des Straßenverkehrsgesetzes und die Möglichkeit der Freigabe von 
Fahrmanövern im Sinne des § 1e Absatz 3 des Straßenverkehrsgesetzes in diesem Betriebsbereich zu jeder 
Zeit gewährleistet sind.

■ AFGBV §8 Absatz 1 Punkt 3
Der Antrag auf Genehmigung eines festgelegten Betriebsbereichs muß enthalten die Erklärung des Halters, 
daß die personellen und sachlichen Voraussetzungen nach den §§ 13 und 14 vorliegen.

■ AFGBV §8 Absatz 2 Punkt 1
Der Halter hat mit dem Antrag außerdem vorzulegen die Betriebserlaubnis für ein Kraftfahrzeug mit 
autonomer Fahrfunktion nach § 4 Absatz 1 sowie in den Fällen des § 4 Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 3 
ergänzend einen Nachweis über die Feststellung der Gleichwertigkeit der ausländischen Betriebserlaubnis 
durch das Kraftfahrt-Bundesamt, wobei auch in diesen Fällen § 23 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
unberührt bleibt.

■ AFGBV §8 Absatz 2 Punkt 2
Der Halter hat mit dem Antrag außerdem vorzulegen jeweils vom Halter oder von den vom Halter nach § 13 
Absatz 2 Satz 2 eingesetzten Personen und der Technischen Aufsicht
a) ein Führungszeugnis zur Vorlage bei einer Behörde und
b) eine Auskunft aus dem Fahrerlaubnisregister, und

■ AFGBV §8 Absatz 2 Punkt 3
Der Halter hat mit dem Antrag außerdem vorzulegen von der Technischen Aufsicht zusätzlich eine Auskunft 
über Eintragungen aus dem Fahreignungsregister.

■ AFGBV §8 Absatz 3
Die zuständige Behörde kann darüber hinaus weitere Angaben vom Halter verlangen, sofern dies für das 
Verfahren zur Genehmigung eines festgelegten Betriebsbereichs erforderlich ist.

■ AFGBV §9 Absatz 2 Punkt 3
Ein Betriebsbereich ist geeignet, wenn die zuständige Behörde feststellt, daß durch den Betrieb des 
Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion in diesem Betriebsbereich weder die Sicherheit und Leichtigkeit 
des Straßenverkehrs beeinträchtigt noch Leib und Leben von Personen über das allgemeine Risiko einer 
Beeinträchtigung durch den für den beantragten Betriebsbereich ortsüblichen Straßenverkehr hinaus 
erheblich gefährdet werden.

■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 1 Punkt 1
Der Halter hat zur Erfüllung der Pflichten nach § 1f Absatz 1 des Straßenverkehrsgesetzes während des 
Betriebs des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion zu gewährleisten, daß unter Zugrundelegung der 
vom Hersteller zur Verfügung gestellten Reparatur- und Wartungsinformationen die Fahrzeugsysteme für die 
aktive und passive Sicherheit des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion regelmäßig überprüft werden.
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■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 1 Punkt 2
Der Halter hat zur Erfüllung der Pflichten nach § 1f Absatz 1 des Straßenverkehrsgesetzes während des 
Betriebs des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion zu gewährleisten, daß täglich vor Betriebsbeginn 
eine erweiterte Abfahrkontrolle nach Absatz 7 durchgeführt wird.

■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 1 Punkt 3
Der Halter hat zur Erfüllung der Pflichten nach § 1f Absatz 1 des Straßenverkehrsgesetzes während des 
Betriebs des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion zu gewährleisten, daß unter Zugrundelegung der 
vom Hersteller zur Verfügung gestellten Reparatur- und Wartungsinformationen ab dem Tag der Zulassung 
zum Straßenverkehr alle 90 Tage eine Gesamtprüfung nach den Vorgaben des Betriebshandbuchs für das 
Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion durchgeführt wird.

■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 1 Punkt 4
Der Halter hat zur Erfüllung der Pflichten nach § 1f Absatz 1 des Straßenverkehrsgesetzes während des 
Betriebs des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion zu gewährleisten, daß die Ergebnisse der 
Gesamtprüfungen nach Nummer 3 einschließlich einer Beschreibung aller festgestellten Mängel und 
durchgeführter Instandsetzungen in einem Bericht dokumentiert und dem Kraftfahrt-Bundesamt sowie der 
zuständigen Behörde auf Verlangen unverzüglich übermittelt werden, sofern dies erforderlich ist.

■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 2 Punkt 1
Der Halter hat sicherzustellen, daß bei der Durchführung von Maßnahmen nach Absatz 1 jede Person 
geeignet im Sinne von Satz 2 ist. Die für die Durchführung der technischen und organisatorischen 
Maßnahmen verantwortlichen Personen sind geeignet, wenn sie eine Meisterprüfung im 
Kraftfahrzeugmechaniker-Handwerk erfolgreich bestanden haben; diesem Abschluß steht der Abschluß als 
Diplom-Ingenieur, Diplom-Ingenieur (FH), Ingenieur (graduiert), Bachelor, Master oder der staatlich geprüfte 
Techniker der Fachrichtung Maschinenbau, Fahrzeugtechnik, Elektrotechnik oder Luft- und 
Raumfahrttechnik/Luftfahrzeugtechnik gleich, sofern die betreffende Person nachweislich im 
Kraftfahrzeugbereich tätig ist und eine mindestens dreijährige Tätigkeit nachweisen kann. 

■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 2 Punkt 2
Der Halter hat sicherzustellen, daß bei der Durchführung von Maßnahmen nach Absatz 1 jede Person 
geeignet im Sinne von Satz 2 ist. Die für die Durchführung der technischen und organisatorischen 
Maßnahmen verantwortlichen Personen sind geeignet, wenn sie eine Schulung in Bezug auf das 
Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion beim Hersteller dieses Kraftfahrzeugs erfolgreich abgeschlossen 
haben.

■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 2 Punkt 3
Der Halter hat sicherzustellen, daß bei der Durchführung von Maßnahmen nach Absatz 1 jede Person 
geeignet im Sinne von Satz 2 ist. Die für die Durchführung der technischen und organisatorischen 
Maßnahmen verantwortlichen Personen sind geeignet, wenn sie im Hinblick auf die Wahrnehmung der ihnen 
anvertrauten Aufgaben zuverlässig sind; zur Beurteilung ihrer Zuverlässigkeit sind im Rahmen des Verfahrens 
nach den §§ 7 und 8 Absatz 2 jeweils ein Führungszeugnis zur Vorlage bei einer Behörde sowie, bei Einsatz 
für die Durchführung von Fahrten im manuellen Betrieb, eine Auskunft aus dem Fahrerlaubnisregister 
vorzulegen; § 8 Absatz 3 gilt entsprechend.

■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 3
Der Halter muß sicherstellen, daß Anweisungen zur ordnungsgemäßen Durchführung der Wartungsarbeiten, 
der Gesamtprüfungen, weiterer Untersuchungen und Fahrten im manuellen Fahrbetrieb vorliegen und daß 
diese Anweisungen befolgt werden. Die Anweisungen sind zu dokumentieren.

■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 4
Berichte über die Durchführung von Wartungsarbeiten, von Gesamtprüfungen und von weiteren 
Untersuchungen müssen durch den Halter oder die verantwortliche Person unverzüglich schriftlich oder 
elektronisch erstellt werden. Die Berichte sind zu unterzeichnen. Die Berichte sind zu dokumentieren und vom 
Halter oder von der für die Technische Aufsicht verantwortlichen Person sechs Monate lang aufzubewahren 
und nach Ablauf dieser Frist unverzüglich, bei elektronischer Speicherung automatisiert, zu löschen.

■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 5
Die Anforderungen zur Dokumentenverwaltung für die Anweisungen nach Absatz 3 und der Berichte nach 
Absatz 4 müssen dem Stand der Technik entsprechen. Das Erfordernis des Stands der Technik wird vermutet, 
wenn die Vorgaben der ISO 9001:2015 Qualitätsmanagementsysteme – Grundlagen und Begriffe erfüllt 
werden. Darüber hinaus muß die Dokumentenverwaltung den Vorgaben der Artikel 24, 25 und 32 der 
Verordnung (EU) 2016/679 genügen.
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■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 6
Soweit der Halter die Aufgaben der Technischen Aufsicht selbst wahrnimmt, muß er gemäß den 
Voraussetzungen nach § 14 dafür geeignet sein. Sofern er die Aufgaben der Technischen Aufsicht nicht selbst 
wahrnimmt, muß er eine nach § 14 geeignete natürliche Person hierfür bestellen. Der Halter hat die zur 
Wahrnehmung der Pflichten der Technischen Aufsicht notwendigen sachlichen Voraussetzungen zur 
Verfügung zu stellen; dies erfordert insbesondere die Bereitstellung und Einrichtung von Räumlichkeiten 
sowie informationstechnischen Systemen, die für die Wahrnehmung der Pflichten der Technischen Aufsicht 
nach § 1f Absatz 2 des Straßenverkehrsgesetzes geeignet sind.

■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 7
Die erweiterte Abfahrkontrolle im Sinne des Absatzes 1 Nummer 2 beginnt mit einer Probefahrt, um die 
Systeme zu aktivieren. Im Anschluß an die Probefahrt werden folgende Bereiche überprüft:
► Bremsanlage, 
► Lenkanlage, 
► Lichtanlage, 
► Reifen/Räder, 
► Fahrwerk, 
► sicherheitsrelevante elektronisch geregelte Fahrzeugsysteme sowie die Sensorik zur Erfassung externer und interner Parameter und
► mechanische Fahrzeugsysteme für die aktive und passive Sicherheit. 

■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 8
Der Halter hat für das Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion eine Hauptuntersuchung nach Maßgabe der 
Anlage VIII in Verbindung mit Anlage VIIIa der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung zu veranlassen. Die 
Frist für die Hauptuntersuchung nach § 29 der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung beträgt sechs Monate 
ab dem Zeitpunkt der Zulassung des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion.

■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 9
Der Halter darf ohne eine Genehmigung nach § 4 Absatz 6 die nachträgliche Aktivierung von automatisierten 
oder autonomen Fahrfunktionen nicht vornehmen.

■ AFGBV §15 Datenspeicherung Absatz 1
Für den Betrieb eines Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion regelt Anlage 2 zu dieser Verordnung 
Näheres zu den genauen Zeitpunkten der Datenspeicherung, zu den Parametern der Datenkategorien und zu 
den Datenformaten.

■ AFGBV §15 Datenspeicherung Absatz 2
Die gespeicherten Daten dürfen nur durch das Kraftfahrt-Bundesamt und die zuständige Behörde und nur 
zum Zweck der Nachprüfung der Erfüllung der Voraussetzungen der Genehmigung und der mit der 
Genehmigung verbundenen Überwachungspflichten erhoben, gespeichert und verwendet werden.

■ AFGBV §16 Erprobungsgenehmigung
(1) Kraftfahrzeuge, die zur Erprobung von Fahrzeugsystemen oder -teilen und deren Entwicklungsstufen für 

die Entwicklung automatisierter oder autonomer Fahrfunktionen dienen, dürfen im öffentlichen 
Straßenraum nur betrieben werden, wenn für das entsprechende Kraftfahrzeug eine 
Erprobungsgenehmigung des Kraftfahrt- Bundesamts nach § 1i des Straßenverkehrsgesetzes vorliegt. 
Die Erprobungsgenehmigung nach Satz 1 umfasst auch die Genehmigung zur Erprobung aller Teile, 
Systeme oder Einheiten des Kraftfahrzeugs. § 19 Absatz 6 der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung ist 
nicht anzuwenden.

(2) Die Erprobungsgenehmigung ist zu befristen und darf einen Geltungszeitraum von vier Jahren im 
Regelfall nicht überschreiten. Sie ist jeweils für weitere zwei Jahre zu verlängern, wenn die 
Voraussetzungen der Genehmigungserteilung weiter fortbestehen und der bisherige Verlauf der 
Erprobung einer Verlängerung nicht entgegensteht. Sollten Dritte gegen die Erprobungsgenehmigung 
oder deren Verlängerung Rechtsbehelfe einlegen, verlängert sich die Geltungsdauer der 
Erprobungsgenehmigung um die Anzahl der Tage, an denen der Rechtsbehelf aufschiebende Wirkung 
entfaltet.

(3) Die Erteilung einer Erprobungsgenehmigung setzt voraus, daß
1. für das Kraftfahrzeug eine Einzelgenehmigung oder eine Typgenehmigung vorliegt,
2. an dem Kraftfahrzeug nach der Erteilung der Einzelgenehmigung oder der Typgenehmigung 

Veränderungen vorgenommen worden sind, um es mit automatisierten oder autonomen 
Fahrfunktionen auszustatten,

3. der Halter, der die Entwicklung und Erprobung veranlasst, sowie die an der Entwicklung und 
Erprobung Beteiligten ausreichend sachkundig und zuverlässig sind in Bezug auf technische 
Entwicklungen für den Kraftfahrzeugverkehr,

4. der Halter ein Entwicklungskonzept vorlegt, in dem
a) die bereits vorgenommenen und noch beabsichtigten Veränderungen sowie die zu 
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erprobenden Fahrfunktionen hinreichend beschrieben werden,
b) die Einhaltung des gegenwärtigen Stands der Technik dargelegt wird

aa) bei automatisierten Fahrfunktionen unter Berücksichtigung von § 1a Absatz 2 des 
Straßenverkehrsgesetzes und

bb) bei autonomen Fahrfunktionen unter Berücksichtigung von § 1e Absatz 2 des 
Straßenverkehrsgesetzes,

c) die Sicherstellung der permanenten Überwachung des Betriebs dargelegt wird
aa) bei automatisierten Fahrfunktionen durch einen in Bezug auf technische Entwicklungen 

für den Kraftfahrzeugverkehr zuverlässigen Fahrzeugführer und
bb) bei autonomen Fahrfunktionen durch eine vor Ort anwesende, in Bezug auf technische 

Entwicklungen für den Kraftfahrzeugverkehr zuverlässige Technische Aufsicht,
d) die Bereitstellung von nicht personenbezogenen Daten und Ereignissen, die den 

technologischen Fortschritt der zu erprobenden Entwicklungsstufe betreffen, enthalten ist; 
hierzu zählen insbesondere
aa) die Anzahl und die Zeiträume der Nutzung sowie der Aktivierung und der Deaktivierung 

der automatisierten oder autonomen Fahrfunktion,
bb) die Anzahl und die Zeiträume der Freigabe von alternativen Fahrmanövern, 

Fehlerspeichereinträge (Beginn und Ende) samt Softwarestand,
cc) die jeweiligen Umwelt- und Wetterbedingungen,
dd) die Bezeichnung der aktivierten und deaktivierten passiven und aktiven 

Sicherheitssysteme, deren Zustand sowie die Instanz, die das Sicherheitssystem 
ausgelöst hat,

ee) die Fahrzeugbeschleunigung in Längs- und Querrichtung sowie
ff) die Geschwindigkeit,

5. das automatisierte oder autonome Fahrzeugsystem zu jeder Zeit deaktivierbar und vor Ort 
übersteuerbar ist.

(4) Das Kraftfahrt-Bundesamt ist berechtigt, die zur Beurteilung der Sicherheit im Straßenverkehr und des 
technischen Fortschritts sowie zur evidenzbasierten Entwicklung der Regulierung von 
Entwicklungsstufen automatisierter oder autonomer Fahrfunktionen erforderlichen Daten ausschließlich 
als nicht personenbezogene Daten zu erheben, zu speichern und zu verwenden. Die Daten sind 
spätestens nach Abschluss der Evaluierung nach § 1l Satz 1 des Straßenverkehrsgesetzes zu löschen.

(5) Das Kraftfahrt-Bundesamt kann zum Zweck der Erprobung von Fahrzeugsystemen oder -teilen und 
deren Entwicklungsstufen für die Entwicklung automatisierter oder autonomer Fahrfunktionen 
Ausnahmen genehmigen von
1. den Vorschriften der §§ 1a und 1e des Straßenverkehrsgesetzes,
2. dieser Verordnung mit Ausnahme von den §§ 15 und 16 und der Straßenverkehrs-Zulassungs-

Ordnung.
(6) Die Erprobungsgenehmigung ist bei Fahrten mitzuführen und zuständigen Personen auf Verlangen zur 

Prüfung auszuhändigen.
(7) Ein Hinweis auf die Erprobungsgenehmigung ist unter Angabe des Datums der Ausstellung durch das 

Kraftfahrt-Bundesamt in die Zulassungsbescheinigung Teil I einzutragen.
(8) Die Verfahren nach Abschnitt 3 Unterabschnitt 3 der Fahrzeug-Zulassungsverordnung sowie § 11 sind 

nicht anzuwenden.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 1 Funktionale Anforderungen an Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion
Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion müssen die im Folgenden dargestellten funktionalen 
Anforderungen erfüllen. Die geforderten Funktionen können vom Hersteller oder vom Halter oder von beiden 
in einer möglichen, so genannten Testphase des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion ohne Fahrgäste 
im festgelegten Betriebsbereich nachgewiesen werden.
Hinweis:
Der Fahrzeughersteller (OEM) sichert sein original Fahrzeug entsprechend ab, aber das AD-Tuning-Kit verändert diese 
Absicherung, so daß nicht länger eine Baugleichheit vorliegt, weshalb eine erneute Zulassung notwendig ist. Außerdem 
gilt eine Betriebserlaubnis durch das Kraftfahrt-Bundesamt nur für baugleiche Fahrzeuge in einem festgelegten 
Betriebsbereich, welche für einen kartographisch umgrenzten Bereich in einem festgelegten Streckennetz gilt, weshalb 
das ÖPNV-Unternehmen (Halter) für seinen Regelbetrieb stets eine eigene Betriebserlaubnis benötigen wird.
Hinweis:
Das AD-Tuning-Kit kann als Interface / Schnittstelle / Adaptions-Layer zwischen dem Fahrzeughersteller (OEM) und der 
kundenspezifischen Software des ÖPNV-Unternehmens verwendet werden. Außerdem beinhaltet es die zwingend 
notwendige hochauflösende Karte für den kartographisch umgrenzten Bereich in dem für den Fahrbetrieb vorgesehenen 
festgelegten Streckennetz.
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■ AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 1 Dynamische Fahraufgabe
Das Kraftfahrzeug muß in der Lage sein, durch geeignete Wahl von Fahrpfad und Geschwindigkeit 
selbstständig und stetig anpassend die Fahraufgabe in dem genehmigten festgelegten Betriebsbereich in 
allen Situationen sicher zu erfüllen. Dies beinhaltet die Ausrichtung des Fahrverlaufs am veränderlichen 
Umfeld des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion und die Sicherstellung der Übereinstimmung mit 
gesetzlichen Vorgaben. Der Sicherheit aller Verkehrsteilnehmenden, aller unbeteiligten Dritten und aller 
Fahrzeuginsassen muß die höchste Priorität bei der Erfüllung der Fahraufgabe eingeräumt werden. Auf 
unerwartete Ereignisse, auch wenn diese plötzlich auftreten, muß das Kraftfahrzeug mit autonomer 
Fahrfunktion angemessen reagieren. 
Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion, die zur Beförderung von stehenden oder nicht angegurteten 
Fahrzeuginsassen eingesetzt werden, dürfen im Regelbetrieb eine Beschleunigung von 2,4 Meter pro 
Sekunde-Quadrat in der Ebene nicht überschreiten. In Abhängigkeit von überprüfbaren Einflußfaktoren auf die 
Gefährdung von Fahrzeuginsassen und anderen Verkehrsteilnehmenden und unbeteiligter Dritte kann es 
erforderlich sein, diese Grenze zu überschreiten. Dies kann beispielsweise der Fall sein, wenn sich nur 
angeschnallte, nicht aber stehende Fahrzeuginsassen im Inneren des Fahrzeugs aufhalten. 
Das Kraftfahrzeug mit eingeschalteter autonomer Fahrfunktion muß zur Erfüllung der Fahraufgabe 
mindestens die Anforderungen erfüllen, die in den folgenden Nummern 1.1 bis 1.4 genannt sind.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 1.1 Generelle Kollisionsvermeidung
Kollisionen mit anderen Verkehrsteilnehmenden und unbeteiligten Dritten müssen vermieden werden, sofern 
dies durch 

1. Notbremseingriffe oder 
2. andere Teilnehmende des umgebenden Verkehrs, andere unbeteiligte Dritte oder die Insassen des 

Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion nicht gefährdende Ausweichmanöver 
möglich ist. 
Kann eine Kollision zur Abwendung einer Gefährdung des Lebens der Insassen des Kraftfahrzeugs mit 
autonomer Fahrfunktion nur durch eine Gefährdung des Lebens anderer Teilnehmender des umgebenden 
Verkehrs oder unbeteiligter Dritter vermieden werden (unvermeidbare alternative Gefährdung von 
Menschenleben), darf der Schutz der anderen Teilnehmenden des umgebenden Verkehrs und der 
unbeteiligten Dritten nicht nachrangig gegenüber dem Schutz der Insassen des autonom fahrenden 
Kraftfahrzeugs erfolgen.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 1.2 Interaktion mit anderen Verkehrsteilnehmenden
a) Vorausfahrende Verkehrsteilnehmende auf der Fahrbahn werden erkannt. Es wird jederzeit in 

jedem Geschwindigkeitsbereich und in jeder möglichen Fahrsituation ein angemessener 
Sicherheitsabstand eingehalten. Der einzuhaltende Sicherheitsabstand bestimmt sich nach § 4 der 
Straßenverkehrs-Ordnung. 

b) Der Fahrstreifenwechsel vorausfahrender oder nachfolgender Fahrzeuge, der von einem 
benachbarten Fahrstreifen in den eigenen Fahrstreifen oder aus dem eigenen Fahrstreifen heraus 
in einen benachbarten Fahrstreifen erfolgt, wird erkannt und bei der Fahraufgabe entsprechend 
berücksichtigt. 

c) Situationen, welche einen Fahrstreifenwechsel bedingen (beispielsweise anhaltende oder langsame 
Fahrzeuge auf der Fahrbahn, Ende eines Fahrstreifens), werden erkannt und geeignete Manöver 
zum Fahrstreifenwechsel werden sicher durchgeführt. 

d) Einsatzfahrzeuge werden erkannt und geeignete Fahrmanöver sicher durchgeführt.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 1.3 Planung der Fahrpfade und Geschwindigkeiten
Bei Geschwindigkeitsanpassungen kommt es zu keiner vermeidbaren Beeinträchtigung von Insassen, 
anderen Verkehrsteilnehmenden und unbeteiligten Dritten. Es gelten folgende Anforderungen: 

a) Geschwindigkeitsbeschränkungen und Änderungen der Geschwindigkeitsbeschränkung werden 
erkannt und die Geschwindigkeit wird entsprechend angepaßt.

b) Besondere Anforderungen an die Geschwindigkeit werden erkannt und im Geschwindigkeits- und 
Fahrtverlauf befolgt (beispielsweise in Bereichen vor Schulen und an Arbeitsstellen an Straßen, an 
Bushaltestellen, Bahnübergängen, in engen Kurvenradien oder bei Gefällen, in Engstellen, in denen 
der eigene Fahrstreifen vom Gegenverkehr mitbenutzt werden muß).

c) Zeichen und Weisungen der Polizeibeamten gemäß § 36 der Straßenverkehrs-Ordnung, 
Wechsellichtzeichen gemäß § 37 der Straßenverkehrs-Ordnung, sonstige Zeichen gemäß der §§ 
39 bis 42 der Straßenverkehrs-Ordnung sowie Verkehrseinrichtungen gemäß § 43 der 
Straßenverkehrs-Ordnung werden erkannt und im Geschwindigkeits- und Fahrtverlauf 
berücksichtigt.

d) Situationen, in denen die Vorfahrt anderen gewährt werden muß (beispielsweise vor 
Fußgängerüberwegen, in Kreuzungsbereichen oder Einmündungen), werden erkannt und ohne 
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Gefährdung oder Behinderung der Vorfahrtberechtigten bewältigt. Es ist eine berechnete Zeit bis 
zum Aufprall von mehr als drei Sekunden bezüglich des Vorfahrtberechtigen einzuhalten. Wird von 
diesen Werten abgewichen, muß dies ausreichend begründet und auf Basis von systematischen 
Sicherheitsbewertungen nach dem Stand der Technik dokumentiert werden. Das Erfordernis des 
Stands der Technik gilt als erfüllt, wenn die Vorgaben der ISO-26262:2018-12 Straßenfahrzeuge – 
Funktionale Sicherheit erfüllt werden.

e) Bauliche Straßengestaltungen mit Auswirkung auf das Verhaltensrecht (beispielsweise bis zu 5 
Meter vom Fahrbahnrand einer vorfahrtberechtigten Straße abgesetzte Radwege nach § 9 Absatz 3 
der Straßenverkehrs-Ordnung oder abgesenkte Bordsteine nach § 10 der Straßenverkehrs-
Ordnung) werden erkannt und im Geschwindigkeits- und Fahrtverlauf berücksichtigt.

f) Arbeitsstellen an Straßen, temporär veränderte Fahrbahnverläufe oder Fahrbahnmarkierungen 
werden erkannt und im Geschwindigkeits- und Fahrtverlauf berücksichtigt.

g) Defizite am Zubehör, insbesondere der Verkehrseinrichtungen (zum Beispiel verschlissene, 
beschädigte, fehlende oder defekte temporäre oder dauerhafte Fahrbahnmarkierungen und 
Verkehrszeichen, Phantommarkierungen) und der Straßenausstattung, insbesondere solcher nach 
vorstehenden Buchstaben a bis f werden erkannt und im Geschwindigkeits- und Fahrtverlauf 
berücksichtigt. Dies gilt insbesondere nach Sturm- und sonstigen Witterungsereignissen.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 1.4 Reaktion auf Umweltbedingungen
Wetter-, Umwelt- und Straßeninfrastrukturbedingungen (beispielsweise Regen, Sichtbehinderung durch 
Rauch, Schlaglöcher) werden im Geschwindigkeits- und Fahrtverlauf berücksichtigt. Fahrpfad und 
Geschwindigkeit sind – bis hin zum Stillstand des Fahrzeugs – so zu wählen, daß die in den Nummern 1.1 bis 
1.3 gestellten Anforderungen auch bei geänderten Umweltbedingungen erfüllt werden.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 2 Risikominimaler Zustand
Für Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion und ohne konventionelle Vorrichtungen zur Ausübung der 
Fahraufgabe gilt: Das Kraftfahrzeug kann nur auf Veranlassung der Technischen Aufsicht den risikominimalen 
Zustand verlassen.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 3 Notfahrfunktion
Das Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion muß mit einer Notfahrfunktion ausgestattet sein. Muß sich das 
Kraftfahrzeug im Falle eines Defekts am Kraftfahrzeug in den risikominimalen Zustand versetzen, muß dies 
mit der Notfahrfunktion erfolgen. Fahrten mit der Notfahrfunktion dürfen nur bei Schrittgeschwindigkeit und 
aktivierter Warnblinkanlage erfolgen. Der Übergang der autonomen Fahrfunktion aus der normalen Fahrt in 
die Fahrt mit der Notfahrfunktion ist von dieser Geschwindigkeitsbegrenzung ausgenommen, sofern ein 
Abbremsen erforderlich ist.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 4 Manueller Fahrbetrieb
Im manuellen Fahrbetrieb erfüllt eine fahrzeugführende Person die Fahraufgabe. Das Kraftfahrzeug mit 
autonomer Fahrfunktion muß mit Vorrichtungen ausgestattet sein, die es einer fahrzeugführenden Person 
ermöglichen, die Fahraufgabe wahrzunehmen. Ist die Steuerung im manuellen Fahrbetrieb auf 
Geschwindigkeiten nicht höher als Schrittgeschwindigkeit begrenzt, ist es nicht erforderlich, daß die 
fahrzeugführende Person sich innerhalb des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion aufhält. Die 
Steuerung kann in diesem Fall über eine im Nahfeld des Kraftfahrzeugs befindliche Fernsteuerung ausgeführt 
werden. Die maximale Distanz, über die eine Fernsteuerung möglich ist, beträgt 6 Meter, gemessen in 
gerader Verbindung. Die Einhaltung der maximalen Distanz ist vom Hersteller durch geeignete technische 
Mittel sicher zu stellen. Soll das Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion im manuellen Fahrbetrieb mit 
Geschwindigkeiten höher als Schrittgeschwindigkeit gesteuert werden, muß es mit einem Sitzplatz für die 
fahrzeugführende Person ausgestattet sein. Der Sitzplatz ist entsprechend der geltenden Vorschriften zu 
gestalten.

     Der Gesetzestext ist durch die Legislative anzupassen.
(Die Begrenzung sollte gestrichen werden, damit die Technische Aufsicht (TA) in der AD-Leitstelle diese 
übernehmen darf).

■ AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 5 Dauerhafte Selbstüberwachung
Die zur Wahrnehmung der Fahraufgabe nötige technische Ausrüstung muß vom Kraftfahrzeug mit autonomer 
Fahrfunktion selbstständig dauerhaft auf ihre Funktionalität hin überwacht werden. Die Überwachung ist so 
auszuführen, daß eine Beeinträchtigung der technischen Ausrüstung, die zur sicheren Teilnahme des 
Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion am Straßenverkehr nötig ist, in den risikominimalen Zustand führt.
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■ AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 5.1 Dauerhafte Selbstüberwachung – Für Kraftfahrzeuge mit autonomer 
Fahrfunktion und ohne konventionelle Vorrichtungen zur dynamischen Ausübung der Fahraufgabe gilt:

a) Zur dauerhaften Überwachung der technischen Ausrüstung werden nicht personenbezogene 
technische Daten im Kraftfahrzeug erhoben und gespeichert.

b) Eine Beeinträchtigung der technischen Ausrüstung ist der Technischen Aufsicht unverzüglich 
anzuzeigen.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 5.2 Dauerhafte Selbstüberwachung – Für Kraftfahrzeuge mit autonomer 
Fahrfunktion und mit konventionellen Vorrichtungen zur Ausübung der Fahraufgabe gilt:
Die autonome Fahrfunktion darf nicht erneut aktivierbar sein, solange eine Beeinträchtigung der technischen 
Ausrüstung besteht.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 6 Übertragung von Daten an das Kraftfahrzeug
Die zur selbstständigen Bewältigung der Fahraufgabe im autonomen Betrieb notwendigen Daten und 
Informationen von externen technischen Einheiten (beispielsweise Backends oder Server eines Anbieters, 
externe Sensoren, Smartphone) müssen vom Kraftfahrzeug sicher empfangen und verwendet werden 
können. Daten externer Einheiten können im Kraftfahrzeug zur Ausführung der autonomen Fahrfunktionen 
verwendet werden. Daten und Informationen können beispielsweise bei bestimmten Anwendungsfällen über 
eine Weitverkehrsnetz-Anbindung (WAN-Verbindung) von einer externen technischen Einheit an das 
Kraftfahrzeug und vom Kraftfahrzeug an eine technische Einheit übertragen werden. Die Übertragung solcher 
Daten muß insbesondere den Vorgaben der Artikel 24, 25 und 32 der Verordnung (EU) 2016/679 entsprechen 
und nach dem aktuellen Stand der Technik abgesichert sein. Das Absicherungskonzept muß die in einer 
Bedrohungsanalyse identifizierten Risiken mit wirksamen Maßnahmen adressieren und eine 
Datenschutzfolgeabschätzung nach Artikel 35 der Verordnung (EU) 2016/679 beinhalten. Zur 
Datenübertragung sollte eine zentrale sichere elektronische Steuereinheit (SECU) genutzt werden. Die SECU 
dient als Informationsgateway im Kraftfahrzeug. Die SECU kommuniziert intern an die Kommunikationsbusse 
des Kraftfahrzeugs und an den physischen On-Board-Diagnose II-Anschluß (OBD II) oder an eine proprietäre 
Schnittstelle eines Herstellers. Anforderungen an die Sicherheit im Bereich der Informationstechnik der 
Datenübertragung sind Teil 5 zu entnehmen. Die Integrität, Authentizität und Verfügbarkeit der 
Datenübertragung sind sicherzustellen. Die Kommunikation des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion 
mit anderen Fahrzeugen oder mit Infrastrukturkomponenten ist zulässig. Sie muß auf der Basis einer 
Datenschutzfolgeabschätzung nach Artikel 35 der Verordnung (EU) 2016/679 insbesondere den 
Anforderungen an die Informationstechnik nach Teil 5 und damit den Vorgaben der Artikel 24, 25 und 32 der 
Verordnung (EU) 2016/679 entsprechen. Während des Betriebs in einer optionalen Testphase ist die 
Kommunikation des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion mit anderen Fahrzeugen und 
Infrastrukturkomponenten zu testen und gegebenenfalls anzupassen.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 7.1 Betriebshandbuch
Zweck des Betriebshandbuchs ist es, mittels detaillierter Vorgaben den sicheren Betrieb des Kraftfahrzeugs 
zu gewährleisten und der Technischen Aufsicht die richtige Reaktion auf Fehlerfälle zu ermöglichen.
Hinweis:
AFGBV Anlage 3 Dokumentationspflichten des Herstellers Kapitel 2 spezifiziert die Anforderungen.
Hinweis: 
Es sollte stets von Ereignissen / Störmeldungen statt Fehlerfällen gesprochen werden, 
um die Interpretation / Unterstellung von vorsätzlich implementierten Fehlern zu vermeiden.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 7.2 Sicherheitskonzept
In dem Sicherheitskonzept ist die Sicherheit der Fahrfunktion zu bewerten. Mit einem systematischen 
Vorgehen müssen die für die Operational Design Domain (ODD) relevanten gefährlichen Szenarien und 
Ereignisse identifiziert und in einer Risikoanalyse bewertet werden. Um Gefährdungen zu verhindern oder 
deren Risiko auf ein akzeptables Maß zu mindern, muß ausgehend von erkannten Risiken für die 
entsprechenden Szenarien und Ereignisse ein Systemverhalten definiert oder müssen 
Systemverbesserungen umgesetzt werden. Die Systematik muß dem Stand der Technik entsprechen. Das 
Erfordernis des Stands der Technik gilt als erfüllt, wenn die Vorgaben der ISO/PAS 21448:2019-01 
Straßenfahrzeuge – Sicherheit der beabsichtigten Funktion erfüllt werden. Die ausreichende Vollständigkeit 
der Szenarien wird auf Basis von Validierungsfahrten oder anderen Datenaufzeichnungen im Fahrbetrieb 
durch statistische Analysen belegt.
Hinweis:
ISO-21448:2022 Road vehicles – Safety of the intended functionality (SOTIF)
Hinweis:
AFGBV Anlage 3 Dokumentationspflichten des Herstellers Kapitel 3 spezifiziert die Anforderungen.
Hinweis:
Im Rahmen des Projektes ÖV-LeitmotiF-KI wird von einem sicheren und den gesetzlichen Vorgaben erfüllenden Fahrzeug 
(OEM) ausgegangen, jedoch erfordert die Betriebsgenehmigung die Angabe eines festgelegten Streckennetzes für den 
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Betrieb des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion mit Darstellung eines kartographisch umgrenzten Bereichs, 
welches nur durch den Betreiber selbst definiert werden kann.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 8 Sensorik
Zur technischen Umsetzung der autonomen Fahrfunktion muß eine Sensorik verwendet werden, die alle für 
die sichere Erfüllung der Fahraufgabe erforderlichen Gegenstände, Daten oder Personen im Umfeld des 
Kraftfahrzeugs erfaßt und hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Daten die Vorgaben der 
Verordnung (EU) 2016/679, des Bundesdatenschutzgesetzes und spezialgesetzlicher datenschutzrechtlicher 
Vorschriften beachtet. Zur Erfüllung des in Satz 1 genannten Zwecks und unter Einhaltung der genannten 
Vorgaben kann die Sensorik durch externe Systeme unterstützt werden. Beeinflussen Wetter-, Umwelt- und 
Infrastrukturbedingungen die Leistungsfähigkeit der Sensorik, werden von der technischen Ausrüstung des 
Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion Maßnahmen eingeleitet, um die aus der verminderten 
Leistungsfähigkeit der Sensorik resultierenden Risiken auszugleichen. Die Sensorik ist in das 
Sicherheitskonzept des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion nach Nummer 7.2 und in die permanente 
Systemüberwachung nach Nummer 5 einzubinden.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 9 Alterung und Abnutzung des Systems
Das Kraftfahrzeug muß die funktionalen Anforderungen auch bei Alterung und Abnutzung der relevanten 
Systemkomponenten erfüllen. Beeinflussen Alterungserscheinungen die Leistungsfähigkeit, beispielsweise 
der Sensorik, gleicht die technische Ausrüstung des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion die aus der 
verminderten Leistungsfähigkeit der Sensorik resultierenden Risiken durch geeignete Maßnahmen aus.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 2 Test- und Validierungsmethoden für Fahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion
Abschnitt 10 Prüfung und Testfälle
Im Rahmen der Prüfungen zur Erlangung der Betriebserlaubnis sowie im Rahmen der Überprüfung der 
Einhaltung der mit dieser Betriebserlaubnis verbundenen Anforderungen können Tests nach Notwendigkeit 
durchgeführt werden. Die Testfälle müssen eine ausreichende Testabdeckung für alle Szenarien, 
Testparameter und Umwelteinflüsse bieten. Die Abdeckung ist gegenüber dem Kraftfahrt-Bundesamt oder 
gegenüber den vom Kraftfahrt-Bundesamt nach § 3 Absatz 7 beauftragten Stellen zu begründen. Diese 
Begründung muß eine Validierung oder einen geeigneten Nachweis auf Basis empirischer Datenerhebungen 
nicht personenbezogener Daten enthalten. Die Testfälle müssen geeignet sein nachzuweisen, daß das Maß 
an Sicherheit des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion höher ist als das Maß an Sicherheit bei 
Fahrzeugen, die von Personen geführt werden. Die Testfälle müssen geeignet sein, eine hinreichende 
Robustheit der technischen Ausrüstung zur Umgebungswahrnehmung gegen die Störung von 
Eingabe-/Sensordaten und ungünstige Umweltbedingungen nachzuweisen.
Hinweis:
Unsichere Ereignisse können durch geeignete Gegenmaßnahmen vermieden werden. Dazu zählt insbesondere der 
Qualitätsaspekt „Robustheit“, welcher vorgibt, daß Werte sich in einem Wertebereich (ggf. mit Toleranzbereich) befinden 
müssen. Sollte der Wertebereich und / oder das erwartete Zeitverhalten der Aktualisierung nicht eingehalten werden, dann 
sind sichere Ersatzwerte (Amplitudenersatzwert oder Zeitersatzwert) zur Stabilisierung und Aufrechterhaltung der 
funktionalen und technischen Sicherheit anzuwenden. Zum Bauteilschutz und um abrupte Bewegungen zu vermeiden 
sind Dämpfungsmaßnahmen bei Wertebereichsüberschreitung und Unterstützungsleistung bei 
Wertebereichsunterschreitung zu implementieren.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 2 Test- und Validierungsmethoden für Fahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion
Abschnitt 10.1 Künstliche Fehler und Grenzen des Betriebsbereichs
Zum Test der Anforderungen

a) dürfen künstlich Fehler in der technischen Ausrüstung verursacht werden,
b) darf das Kraftfahrzeug in Umgebungen gebracht werden, welche nicht dem

vorgesehenen Betriebsbereich entsprechen.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 2 Test- und Validierungsmethoden für Fahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion
Abschnitt 10.2 Testszenarien, Abweichungen und Bestehenskriterien
Entsprechend des vorgesehenen Betriebsbereichs wählt das Kraftfahrt-Bundesamt Testszenarien im Rahmen 
der Prüfung aus. Die Auswahl erfolgt auf der Basis des Katalogs von Testszenarien des Herstellers 
entsprechend § 3 Absatz 2. Um die Erfüllung der Anforderungen an das Kraftfahrzeug zu prüfen, müssen im 
Rahmen der Erteilung der Betriebserlaubnis Fahrtests im realen Straßenverkehr durchgeführt werden. Die 
Prüfung wird durch Simulationen und Durchführungen von Fahrmanövern auf einem Testgelände ergänzt. 
Abhängig von den im Rahmen der Erteilung der Betriebserlaubnis durch die zuständige Behörde festgelegten 
Testszenarien, definieren sich die Bestehenskriterien über die nachfolgenden Werte. Weicht der Hersteller 
von diesen Werten ab, muß er dies ausreichend begründen und dokumentieren. Begründung und 
Dokumentation sind nach dem Stand der Technik auszuführen. Das Erfordernis des Stands der Technik gilt 
als erfüllt, wenn die Vorgaben der ISO 26262:2018-12 Straßenfahrzeuge – Funktionale Sicherheit erfüllt 
werden.
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▶ AFGBV Anlage 1 Teil 2 Abschnitt 10.2.1 Bestehenskriterien aus UN-Regelung Nr. 152
▶ AFGBV Anlage 1 Teil 2 Abschnitt 10.2.2 Verlassen des Fahrstreifens
▶ AFGBV Anlage 1 Teil 2 Abschnitt 10.2.3 Sicherheitsabstand
▶ AFGBV Anlage 1 Teil 2 Abschnitt 10.2.4 Fahrstreifenwechsel anderer Fahrzeuge
▶ AFGBV Anlage 1 Teil 2 Abschnitt 10.2.5 Kollisionsvermeidung mit in gleicher Richtung fahrenden Fahrzeugen
▶ AFGBV Anlage 1 Teil 2 Abschnitt 10.2.6 Spurwechselmanöver
▶ AFGBV Anlage 1 Teil 2 Abschnitt 10.2.7 Einbiegen und Kreuzen

■ AFGBV Anlage 1 Teil 2 Test- und Validierungsmethoden für Fahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion
Abschnitt 11 Durchführung von Tests
Für die Durchführung der Tests dürfen neben realen Fahrzeugen auch dem Stand der Technik entsprechende 
Testwerkzeuge eingesetzt werden, die reale Fahrzeuge und andere am Verkehr Teilnehmende ersetzen 
(beispielsweise Soft-Targets, zu Fuß Gehende-Attrappen, mobile Plattformen). Die Testwerkzeuge müssen 
hinsichtlich der für eine Leistungsbewertung der Sensorik relevanten Eigenschaften, realen Fahrzeugen und 
anderen am Verkehr Teilnehmenden entsprechen. Tests dürfen nur so ausgeführt werden, daß die am 
Versuch beteiligten Personen nicht gefährdet werden. Die jeweiligen Vorgaben des Arbeitsschutzes sind zu 
berücksichtigen. Die Erfüllung von Anforderungen kann auch durch geeignete Simulation geprüft werden. 
Dabei sind die Simulationswerkzeuge zu validieren. Die Validierung der Simulationswerkzeuge muß mittels 
Abgleichs zu einer repräsentativen Auswahl von realen Versuchen erfolgen; es darf kein signifikanter 
Unterschied zwischen Kennwerten aus Simulation und Fahrversuch bestehen. Das Leistungsvermögen der 
Sensorik in Bezug auf Erkennung und Klassifizierung von Objekten in Abhängigkeit von unterschiedlichen 
Entfernungen und Umweltbedingungen ist für die Simulation in realen Tests zu ermitteln. Jede 
Simulationsreihe ist, falls dies vom technischen Dienst als notwendig erachtet wird, durch reale Tests zu 
ergänzen. Jede in dieser Verordnung beschriebene Anforderung, die im vorgesehenen Betriebsbereich für 
den autonomen Fahrbetrieb entsprechend der beantragten Betriebserlaubnis relevant ist und jedes nach 
Nummer 7.2 identifizierte gefährliche Szenario sind zumindest durch Simulation zu prüfen. Dazu ist das zu 
testende Kraftfahrzeug im autonomen Fahrbetrieb durch geeignete Wahl der Verkehrsumgebung in die 
entsprechende Situation zu bringen. Es ist mindestens zu prüfen, wie sich das Kraftfahrzeug mit autonomer 
Fahrfunktion in den in Nummer 7.2 als gefährlich identifizierten Szenarien verhält. Für diese Prüfung sind 
mindestens drei Parameterkonstellationen zu wählen.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 2 Test- und Validierungsmethoden für Fahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion
Abschnitt 12 Anforderungen an das Testgelände und die Umwelt.
Für Prüfungen im Rahmen der Genehmigungserteilung nach §3 kann der für die Genehmigung vorgesehene 
festgelegte Betriebsbereich selbst genutzt werden, sofern dort Tests gefahrlos für andere am Verkehr 
Teilnehmende und unbeteiligte Dritte erfolgen können. Tests sind unter verschiedenen Umweltbedingungen 
durchzuführen.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 3 Digitaler Datenspeicher Abschnitt 13 Allgemeine Anforderungen an den Datenspeicher
Im Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion muß ein den Vorgaben der Artikel 24, 25 und 32 der Verordnung 
(EU) 2016/679 entsprechender Datenspeicher integriert sein, der ereignisbasiert und während des Betriebs 
nach § 9 Absatz 5 und § 15 Daten des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion ausschließlich zu dem 
Zweck der Verbesserung der Verkehrssicherheit erfaßt, speichert und verwendet. Die zu erfassenden Daten 
sind in § 1g Absatz 1 des Straßenverkehrsgesetzes in Verbindung mit Anlage 2 zu dieser Verordnung 
abschließend geregelt. Der Datenspeicher ist entsprechend den in § 1g des Straßenverkehrsgesetzes und 
den in dieser Verordnung enthaltenen Datenschutz- und den Vorgaben der Artikel 24, 25 und 32 der 
Verordnung (EU) 2016/679 entsprechender Datensicherheitsvorschriften gemäß dem Stand der Technik 
auszugestalten. Ein System zur Zugangskontrolle sowie kryptographische Schutzverfahren sind entsprechend 
der einschlägigen Technischen Richtlinien des Bundesamtes für die Sicherheit in der Informationstechnik 
(BSI) vorzusehen. Das Bundesamt für die Sicherheit in der Informationstechnik ist in die konkrete 
Ausgestaltung der Vorgaben einzubeziehen. Wesentliche Anforderungen an den Datenspeicher sind 
nachfolgend dargestellt.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 3 Abschnitt 13.1 Zu speichernde Ereignisse

▶ 1) Keine Datenspeicherung bei autonomer Fahrt im festgelegten Betriebsbereich
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▶ 2) Datenspeicherung bei autonomer Fahrt im festgelegten Betriebsbereich mit Ereignis (bspw. Unfall)

▶ 3) Datenspeicherung bei autonomer Fahrt im festgelegten Betriebsbereich mit Ereignis und 
anschließender Überführung des Kraftfahrzeuges in den risikominimalen Zustand

▶ Legende:

tS Zeitpunkt – Beginn der Fahrt (Starten des Kraftfahrzeuges)
tR Zeitpunkt – Auslösung des risikominimalen Zustands 
t0 Zeitpunkt – Unfallereignis
t0P Zeitpunkt – Anforderung oder Eingabe der Technischen Aufsicht
tE Zeitpunkt – Ende der Fahrt

■ AFGBV Anlage 1 Teil 3 Abschnitt 13.2 
Technische Vorgaben für das Speichern, Auslesen und Übertragen von Daten 
Das System der Datenspeicherung darf nicht flüchtig sein. Die gespeicherten Daten müssen im stromlosen 
Zustand erhalten bleiben.
Ergänzende technische Anforderungen für den Datenspeicher

▶ a) Der Zugang zu den im Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion gespeicherten Daten erfolgt über die 
normierte 16-polige On-Board-Diagnose-Schnittstelle (16-polige OBD-Schnittstelle) über ein 
Kommunikationsmodul nach ISO 22900-1:2008-03 Straßenfahrzeuge – Modulare 
Kommunikationsschnittstelle im Fahrzeug (MVCI) – Teil 1: Hardwaredesign Anforderungen unter 
Verwendung der proprietären Software des Herstellers oder über die proprietäre Schnittstelle. Ergänzend 
dazu müssen in bestimmten Situationen oder nach bestimmten Ereignissen die Daten direkt über eine 
Weitverkehrsnetz-Anbindung (WAN-Verbindung) an die zuständige staatliche Stelle gesendet werden.

▶ b) Der Zugang und das Herunterladen der gespeicherten Daten über die normierte 16-polige OBD-
Schnittstelle oder über die proprietäre Schnittstelle darf nur durch das Kraftfahrt-Bundesamt und die 
zuständige Behörde erfolgen, sofern dies für deren jeweilige Aufgabenerfüllung nach dieser Verordnung 
erforderlich ist.

▶ c) Im Reparaturfall erfolgt der Zugang zum Datenspeicher im Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion 
über die normierte 16-polige OBD-Schnittstelle über ein Kommunikationsmodul nach ISO 22900 nur unter 
Verwendung der proprietären Software des Herstellers oder über die proprietäre Schnittstelle.

▶ d) Die Datenspeicherung und die Datenübermittlung an das Kraftfahrt-Bundesamt und die zuständige 
Behörde haben den Anforderungen an die Sicherheit im Bereich der Informationstechnologie (Teil 5) zu 
genügen. Insbesondere müssen die Daten dem Stand der Technik gemäß unter Beachtung der Vorgaben 
der Artikel 24, 25 und 32 der Verordnung (EU) 2016/679 vor Manipulation und mißbräuchlicher 
Verwendung geschützt werden.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 4 Anforderungen an Mensch-Maschine-Schnittstellen 
Abschnitt 14 Interaktion
Ein Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion, das autonom innerhalb eines festgelegten Betriebsbereichs 
betrieben wird, erfordert nur in Ausnahmesituationen eine Interaktion mit der Technischen Aufsicht (TA). 
Insbesondere ist die Mensch-Maschine-Schnittstelle unter Berücksichtigung der folgenden zwei 
Ausnahmesituationen zu gestalten. 

■ AFGBV Anlage 1 Teil 4 Abschnitt 14.1 Die Technische Aufsicht erteilt eine Fahrmanöverfreigabe an das 
Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion. Die technische Ausrüstung versetzt das Kraftfahrzeug in den 
risikominimalen Zustand, da die Fortsetzung der Fahrt aufgrund einer Verkehrssituation nicht fortgesetzt 
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werden kann. Das Verlassen des risikominimalen Zustands erfolgt mit Unterstützung der Technischen 
Aufsicht. Folgendes ist hierbei zu beachten:

a) Die autonome Fahrfunktion kann initial der Technischen Aufsicht mögliche Fahrmanöver zur 
Fortsetzung der Fahrt vorschlagen und ausreichend Daten zur Beurteilung der Situation liefern.

b) Wird durch die Technische Aufsicht ein Fahrmanöver vorgegeben, so muß dieses durch die 
autonome Fahrfunktion validiert werden. 

Unabhängig von den Buchstaben a und b darf das Fahrmanöver nicht ausgeführt werden, wenn daraus eine 
Gefährdung der am Verkehr Teilnehmenden und unbeteiligter Dritter resultieren würde. Die sichere 
Ausführung oder Nichtausführung solcher Fahrmanöver obliegt weiterhin der autonomen Fahrfunktion mit 
systemseitiger Auswertung der aktuellen Verkehrssituation vor Ort.

 Der Gesetzestext ist durch die Legislative anzupassen.
Siehe 3.1.3 Anforderungen an die Technische Aufsicht (TA).

■ AFGBV Anlage 1 Teil 4 Abschnitt 14.2 Übernahme der Fahraufgabe durch manuelle Steuerung außerhalb des 
festgelegten Betriebsbereichs. 
Erreicht die autonome Fahrt die Grenzen des festgelegten Betriebsbereichs, muß das Kraftfahrzeug durch die 
autonome Funktion in den risikominimalen Zustand versetzt werden. Wird die Fahrt außerhalb der Grenzen 
des festgelegten Betriebsbereichs durch eine fahrzeugführende Person fortgesetzt, ist die fahrzeugführende 
Person mittels eines geeigneten Interaktionskonzepts zur Aktivität aufzufordern. Sofern das Stehenbleiben 
des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion den umlaufenden Verkehr oder Dritte behindern würde, ist die 
Aufforderung durch einen entsprechenden Hinweis zu ergänzen. Die Aufforderung ist in ihrer Intensität 
fortlaufend zu steigern. Die Aufforderung kann beispielsweise durch Signaltöne in zunehmender Lautstärke 
oder durch Vibrationen mit zunehmender Intensität erfolgen.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 5 Abschnitt 16 Sicherheit der Funkverbindungen
Die Verbindungen sind so auszuführen, daß der Schutz gegen einen unerlaubten Zugriff auf die Verbindungen 
die Vorgaben der Artikel 24, 25 und 32 der Verordnung (EU) 2016/679 umsetzt. Der Aufbau der Verbindung 
und die Datenübertragung sind nach dem Stand der Technik mit der Nutzung offener und etablierter 
Standards zu sichern und zu verschlüsseln (beispielsweise mit TLS 1.3 wie in der Technische Richtlinie TR-
02102-2 Kryptographische Verfahren: Empfehlungen und Schlüssellängen, herausgegeben vom Bundesamt 
für Sicherheit in der Informationstechnik im Januar 2020 und auf der Internetseite des Bundesamt für 
Sicherheit in der Informationstechnik veröffentlicht.

■ BOKraft §2 Grundregel
Der Betrieb des Unternehmens sowie die Ausrüstung und Beschaffenheit der Fahrzeuge müssen den 
besonderen Anforderungen genügen, die sich aus dem Vertrauen in eine sichere und ordnungsgemäße 
Beförderung ergeben.

■ BOKraft §3 Pflichten des Unternehmers
(1) Der Unternehmer ist dafür verantwortlich, daß die Vorschriften dieser Verordnung eingehalten und die 

hierzu behördlich erlassenen Anordnungen befolgt werden. Er hat dafür zu sorgen, daß das 
Unternehmen ordnungsgemäß geführt wird und daß sich die Fahrzeuge und Betriebsanlagen in 
vorschriftsmäßigem Zustand befinden. Er darf den Betrieb des Unternehmens nicht anordnen oder 
zulassen, wenn ihm bekannt ist oder bekannt sein muß, daß Mitglieder des Fahr- oder Betriebspersonals 
nicht befähigt und geeignet sind, eine sichere und ordnungsgemäße Beförderung zu gewährleisten.

(2) Soweit es die Größe des Unternehmens oder andere betriebliche Umstände erfordern, erläßt der 
Unternehmer eine allgemeine Dienstanweisung. Die Genehmigungsbehörde kann den Erlaß einer 
allgemeinen Dienstanweisung verlangen. Eine Dienstanweisung muß erlassen werden, wenn ein 
Betriebsleiter bestellt wird. Die Dienstanweisung ist in geeigneter Weise bekanntzumachen.

(3) Die Dienstanweisung enthält Bestimmungen über den Aufgabenbereich, die Verantwortlichkeit und das 
Verhalten des Fahr- und Betriebspersonals während des Dienstes, insbesondere 
die für den Fahrdienst maßgebenden Vorschriften dieser Verordnung sowie 
1. die sonst für die sichere Durchführung des Betriebs geltenden Vorschriften, 
2. Anweisungen über Maßnahmen, die bei Betriebsunfällen und -störungen getroffen werden müssen,
3. Bestimmungen, soweit sie durch die örtlichen Verhältnisse oder durch die Eigenart der 

Betriebsanlagen, der Fahrzeuge oder des Betriebs bedingt sind.

■ BOKraft §4 Betriebsleiter
(1) Der Unternehmer kann zur Wahrnehmung der ihm nach § 3 obliegenden Aufgaben unbeschadet seiner 

eigenen Verantwortlichkeit einen Betriebsleiter bestellen. Hat das Unternehmen mehrere Betriebszweige 
oder Betriebsstellen, so kann für jeden Betriebszweig oder für jede Betriebsstelle ein verantwortlicher 
Betriebsleiter bestellt werden. Die Genehmigungsbehörde kann die Bestellung eines Betriebsleiters 
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anordnen, wenn die Größe des Betriebs oder andere betriebliche Umstände dies erfordern; die 
Bestellung soll insbesondere bei Unternehmen angeordnet werden, in denen regelmäßig mehr als zehn 
Fahrzeuge verwendet werden. Die Genehmigungsbehörde kann dem Unternehmer zur Erfüllung der 
Anordnung eine angemessene Frist setzen. Der Unternehmer hat die Anordnung zu befolgen.

(2) Der Unternehmer hat sicherzustellen, daß der Betriebsleiter die ihm obliegenden Aufgaben 
ordnungsgemäß erfüllen kann. Er hat ihn insbesondere zu beteiligen 
1. bei der Feststellung des Personalbedarfs,
2. der Auswahl, Beurteilung und Verwendung des Fahr- und Betriebspersonals,
3. der Untersuchung von Verfehlungen und den sich daraus ergebenden Maßnahmen,
4. der Planung und dem Bau von Betriebsanlagen sowie der Beschaffung von Fahrzeugen.

(3) Der Betriebsleiter soll einen Stellvertreter haben. Absatz 1 Satz 3 und 4 gilt entsprechend.
(4) Die Bestellung des Betriebsleiters und seines Stellvertreters bedarf der Bestätigung durch die 

Genehmigungsbehörde. Sie ist zu erteilen, wenn die Zuverlässigkeit gegeben ist, insbesondere wenn die 
für die technische Leitung des Betriebs und die für die Verwaltung erforderlichen Kenntnisse und 
Erfahrungen nachgewiesen sind.

(5) Die Bestätigung ist zurückzunehmen, wenn bei ihrer Erteilung die Voraussetzung des Absatzes 4 Satz 2 
nicht vorgelegen hat. Die Genehmigungsbehörde kann von der Rücknahme absehen, wenn der Mangel 
nicht mehr besteht.

(6) Die Bestätigung ist zu widerrufen, wenn nachträglich die Voraussetzung des Absatzes 4 Satz 2 
weggefallen ist.

■ BOKraft §5 Auswärtige Unternehmer
(1) Hat ein Unternehmer seinen Sitz (Wohnsitz) nicht am Ort des Betriebssitzes, kann die 

Genehmigungsbehörde anordnen, daß er zur Wahrnehmung der ihm nach § 3 obliegenden Aufgaben 
einen am Ort des Betriebssitzes ansässigen Vertreter bestellt. Die Genehmigungsbehörde kann dem 
Unternehmer zur Erfüllung der Anordnung eine angemessene Frist setzen.

(2) Die Bestellung des Vertreters bedarf der Bestätigung durch die Genehmigungsbehörde. Sie darf nur 
ausgesprochen werden, wenn der Vertreter zuverlässig und fachlich geeignet im Sinne des § 13 Abs. 1 
Nr. 2 und 3 des Personenbeförderungsgesetzes ist.

(3) Die Bestätigung ist zurückzunehmen, wenn bei ihrer Erteilung eine der Voraussetzungen des Absatzes 2 
Satz 2 nicht vorgelegen hat. § 4 Abs. 5 Satz 2 gilt entsprechend.

(4) Die Bestätigung ist zu widerrufen, wenn nachträglich die Voraussetzung der Zuverlässigkeit weggefallen 
ist.

■ BOKraft §6 Meldepflicht 
Der Unternehmer hat der Genehmigungsbehörde unverzüglich mitzuteilen

1. Betriebsvorkommnisse, die ein öffentliches Aufsehen erregen,
 2. Unfälle, bei denen ein Mensch getötet oder schwer verletzt worden ist,
 3. Betriebsstörungen im Obusverkehr und im Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen, die voraussichtlich 

länger als 24 Stunden dauern.

■ BOKraft §11 Fundsachen
Nach Beendigung jeder Fahrt haben Fahrzeugführer oder Schaffner festzustellen, ob Gegenstände 
zurückgeblieben sind. Fundsachen sind unverzüglich an die dafür vorgesehene Einrichtung des Betriebs oder 
an die von der Genehmigungsbehörde benannte Stelle abzuliefern, wenn sie nicht sofort zurückgegeben 
werden können. § 978 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bleibt unberührt.

■ BOKraft §13 Beförderung von Personen
Der Unternehmer und das im Fahrdienst eingesetzte Betriebspersonal sind nach Maßgabe der Vorschriften 
des Personenbeförderungsgesetzes verpflichtet, die Beförderung von Personen durchzuführen. Soweit nicht 
ein Ausschluß von der Beförderungspflicht nach anderen Rechtsvorschriften besteht, können sie die 
Beförderung ablehnen, wenn Tatsachen vorliegen, die die Annahme rechtfertigen, daß die zu befördernde 
Person eine Gefahr für die Sicherheit und Ordnung des Betriebs oder für die Fahrgäste darstellt.

■ BOKraft §14 Verhalten der Fahrgäste
(1) Die Fahrgäste haben sich bei der Benutzung der Betriebsanlagen und Fahrzeuge so zu verhalten, wie es 

die Sicherheit und Ordnung des Betriebs und die Rücksicht auf andere Personen gebieten. Anweisungen 
des Betriebspersonals ist zu folgen.

(2) Den Fahrgästen ist insbesondere untersagt,
1. in Obussen und Kraftomnibussen sich mit dem Fahrzeugführer während der Fahrt zu unterhalten,
2. die Türen während der Fahrt eigenmächtig zu öffnen,
3. Sicherungseinrichtungen mißbräuchlich zu betätigen,
4. Gegenstände aus dem Fahrzeug zu werfen oder hinausragen zu lassen,
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5. während der Fahrt auf- oder abzuspringen,
6. ein als besetzt bezeichnetes Fahrzeug zu betreten,
7. ein Fahrzeug zu betreten oder zu verlassen, wenn die bevorstehende Abfahrt angekündigt ist oder 

die Türen geschlossen werden,
8. (weggefallen)
9. Tonrundfunk- oder Fernsehrundfunkempfänger sowie Tonwiedergabegeräte zu benutzen.

(3) Im Obusverkehr sowie im Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen sind die Fahrgäste außerdem verpflichtet,
1. die Fahrzeuge nur an den Haltestellen zu betreten und zu verlassen; Ausnahmen bedürfen der 

Zustimmung des Betriebspersonals,
2. zügig ein- und auszusteigen und dabei die besonders gekennzeichneten Türen zu benutzen,
3. Durchgänge sowie Ein- und Ausstiege freizuhalten,
4. sich im Fahrzeug stets einen festen Halt zu verschaffen,
5. sie begleitende Kinder sorgfältig zu beaufsichtigen und dafür zu sorgen, daß Kinder nicht auf den 

Sitzplätzen knien oder stehen.
(4) Verletzt ein Fahrgast trotz Ermahnung die ihm obliegenden Pflichten nach den Absätzen 1 bis 3, kann er 

von der Beförderung ausgeschlossen werden.
Hinweis:
Verhaltensvorgaben können über die Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) in Form von „Verfahrensanweisungen“ 
an die Fahrgäste als verbindlicher Vertragsbestandteil der Beförderung vorgegeben / vereinbart werden. Die 
Verhaltensregeln sollten in den üblichen Sprachen im Fahrzeug sichtbar angebracht sein.
Hinweis:
Bei autonomen Fahrzeugen im Fahrbetrieb ohne Fahrzeugführer (FoF) kann BOKraft §14 Absatz 2 Punkt 1 nicht 
auftreten. Des Weiteren macht BOKraft §14 Absatz 2 Punkt 9 keinen Sinn, da jedes Smartphone diese Funktionalität 
besitzt, außerdem ist nicht die Fähigkeit des Gerätes relevant, sondern die Anwendung / Nutzung der Funktion. Darüber 
hinaus wäre hier die audiovisuelle Ablenkung relevant, sofern ein Fahrzeugführer das Fahrzeug steuern wurde. 

■ BOKraft §15 Beförderung von Sachen
(1) Der Fahrgast hat Sachen (Handgepäck, Reisegepäck, Kinderwagen) so unterzubringen und zu 

beaufsichtigen, daß die Sicherheit und Ordnung des Betriebs durch sie nicht gefährdet und andere 
Fahrgäste nicht belästigt werden können. Satz 1 gilt auch für Tiere; sie dürfen nicht auf Sitzplätzen 
untergebracht werden. Durchgänge sowie Ein- und Ausstiege sind freizuhalten.

(2) Von der Beförderung sind gefährliche Stoffe und gefährliche Gegenstände ausgeschlossen, 
insbesondere

 1. explosionsfähige, leicht entzündliche, radioaktive, übelriechende oder ätzende Stoffe,
 2. unverpackte oder ungeschützte Sachen, durch die Fahrgäste verletzt werden können,
 3. Gegenstände, die über die Wagenumgrenzung hinausragen.
(3) § 14 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 4 ist anzuwenden.
Hinweis:
Verhaltensvorgaben können über die Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) als „Verfahrensanweisung“ an die 
Fahrgäste als verbindlicher Vertragsbestandteil der Beförderung vorgegeben / vereinbart werden. Die Verhaltensregeln 
sollten in den üblichen Sprachen im Fahrzeug sichtbar angebracht sein.

■ BOKraft §16 Anzuwendende Vorschriften
Für Bau, Ausrüstung und Beschaffenheit der Fahrzeuge gelten neben den auf Grund des 
Straßenverkehrsgesetzes erlassenen Verordnungen die Vorschriften dieser Verordnung. Für Fahrzeuge im 
grenzüberschreitenden Verkehr und Transitverkehr (§§ 52 und 53 des Personenbeförderungsgesetzes) mit 
Staaten außerhalb der Europäischen Union können abweichend von Satz 1 zur Verbesserung der 
Verkehrssicherheit und der Umweltverträglichkeit besondere Anforderungen gestellt werden, die den in der 
Europäischen Union geltenden Vorschriften entsprechen.

■ BOKraft §18 Ausrüstung
Beim Einsatz der Fahrzeuge ist die Ausrüstung den jeweiligen Straßen- und Witterungsverhältnissen 
anzupassen. Wenn es die Umstände angezeigt erscheinen lassen, sind Winterreifen, Schneeketten, Spaten 
und Hacke sowie Abschleppseil oder -stange mitzuführen.

■ BOKraft §19 Beschaffenheit und Anbringung von Zeichen und Ausrüstungsgegenständen
Zeichen und Ausrüstungsgegenstände an oder im Fahrzeug müssen so beschaffen und angebracht sein, daß 
niemand gefährdet oder behindert wird.

■ BOKraft §20 Beschriftung
(1) An den Außenseiten der Obusse und Kraftomnibusse sind anzubringen

1. auf den Längsseiten Name und Betriebssitz des Unternehmers; die Genehmigungsbehörde kann 
statt dessen Geschäftszeichen oder Wappen zulassen,

2. die Bezeichnung der Türen, wenn im Obusverkehr und im Linienverkehr mit Kraftomnibussen
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a) an diesen Türen nur ein- oder nur ausgestiegen werden darf,
b) die Türen nur für bestimmte Fahrgastgruppen vorgesehen sind;
die Bezeichnung kann auch durch ein Sinnbild erfolgen.

(2) Die Beschriftungen oder Sinnbilder müssen eindeutig, gut sichtbar und deutlich lesbar sein. Ihre Wirkung 
darf durch andere Aufschriften oder Bildzeichen nicht beeinträchtigt werden.

■ BOKraft §21 Verständigung mit dem Fahrzeugführer
(1) Obusse und Kraftomnibusse des Linienverkehrs müssen deutlich hör- oder sichtbare 

Verständigungseinrichtungen haben
1. zur Erteilung von Fahr- oder Halteaufträgen durch das Betriebspersonal,
2. bei Ein-Mann-Betrieb zur Mitteilung des Haltewunschs der Fahrgäste an den Fahrzeugführer.
In Kraftomnibussen, die überwiegend im Gelegenheitsverkehr verwendet werden, sind diese 
Einrichtungen entbehrlich, wenn sichergestellt ist, daß die Verständigung des Fahrzeugführers in anderer 
Weise erfolgen kann. 

(2) Kraftomnibusse, für die Sicherheitsgurte vorgeschrieben sind, müssen geeignete 
Informationseinrichtungen haben, die den Fahrgästen anzeigen, wann Sicherheitsgurte anzulegen sind.

Hinweis:
Bei autonomen Fahrzeugen im Fahrbetrieb ohne Fahrzeugführer (FoF) erfolgt die Verständigung mit dem Fahrzeugführer 
mittels Signalknöpfen aus dem Fahrgast-HMI, welche priorisierte Meldungen an die Technische Aufsicht (TA) übermitteln. 
Dieses gilt insbesondere für den Nothalt, Notruf und den allgemeinen Haltewunsch. Rückfragen an einen menschlichen 
Operator können als Kommunikationswunsch auch an die ÖV-Leitstelle beziehungsweise an das zuständige 
Fahrgastinformationsmanagement (FGI) als Servicestelle ausgelagert werden, hierfür kann das Fahrzeug mit einem 
Kommunikationsknopf ausgerüstet werden.

■ BOKraft §22 Stehplätze
(1) Stehplätze sind nur zulässig, wenn das Fahrzeug im Obusverkehr oder im Linienverkehr mit 

Kraftomnibussen eingesetzt wird.
(2) Bei einem Linienverkehr mit Kraftomnibussen, der nicht Orts- oder Nachbarortslinienverkehr ist, kann die 

Genehmigungsbehörde die Zulässigkeit von Stehplätzen ganz oder teilweise ausschließen.

■ BOKraft §32 Haltestellen
(1) Bei der Bestimmung über die Anbringung der Haltestellenzeichen nach § 45 Abs. 3 StVO ist dem 

genehmigten Fahrplan entsprechend den Erfordernissen des Betriebs und des Verkehrs Rechnung zu 
tragen.

(2) Der Unternehmer hat neben den Angaben nach § 40 Abs. 4 PBefG
1. an der Haltestelle die Liniennummer sowie den Namen des Unternehmers anzubringen; anstelle 

des Namens des Unternehmers kann bei Verkehrsverbünden und Verkehrsgemeinschaften deren 
Bezeichnung treten,

2. im Orts- und Nachbarortslinienverkehr an der Haltestelle deren Bezeichnung auf einem 
Zusatzschild deutlich sichtbar anzugeben,

3. an verkehrsreichen Haltestellen des Ortslinienverkehrs Behälter zum Abwerfen benutzter   
Fahrscheine anzubringen.

■ BOKraft §33 Kennzeichnung und Beschilderung
(1) Jedes Fahrzeug ist an der Stirnseite mit einem Zielschild und an der rechten Längsseite mit einem 

Streckenschild zu kennzeichnen. Bei Fahrzeugen mit 9 bis 35 Fahrgastplätzen genügt die 
Kennzeichnung mit einem Zielschild an der Stirnseite des Fahrzeugs. An der Rückseite jedes Fahrzeugs 
ist die Liniennummer zu führen.

(2) Im Zielschild sind mindestens der Endpunkt der Linie (Zielort, Zielhaltestelle) und die Liniennummer 
anzugeben. Das Streckenschild soll Liniennummer, Ausgangs- und Endpunkt der Linie sowie wichtige 
Angaben über den Fahrweg enthalten. Bestehen zwischen Ausgangs- und Endpunkt der Linie 
verschiedene Streckenführungen, so ist der Fahrweg im Ziel- und Streckenschild in geeigneter Weise 
kenntlich zu machen.

(3) Zielschild, Streckenschild und Liniennummer müssen auch bei Dunkelheit erkennbar sein. Farbiges Licht 
darf als Unterscheidungszeichen für Linien nicht verwendet werden. 

(4) Fahrzeuge, die für Schülerbeförderungen besonders eingesetzt sind, müssen an Stirn- und Rückseite 
mit einem Schild nach Anlage 4 kenntlich gemacht sein; an der Stirnseite genügt auch eine 
Kennzeichnung im Zielschilderkasten mit dem Sinnbild nach Anlage 4 und einem Zusatzschild in der 
Farbgebung des Bilduntergrunds mit der Aufschrift "Schulbus". Die Wirkung des Schildes darf durch 
andere Aufschriften oder Bildzeichen nicht beeinträchtigt werden. Bei anderen Fahrten darf das Schild 
nicht gezeigt werden. Absatz 1 findet keine Anwendung.

(5) Für Fahrzeuge, die nach ihrer Bauart und Ausrüstung zur Beförderung von nicht mehr als sechs 
Personen (einschließlich Fahrzeugführer) geeignet und bestimmt sind, gilt Absatz 4 nicht.
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■ BOKraft §34 Sitzplätze für behinderte und andere sitzplatzbedürftige Personen
Der Unternehmer hat Sitzplätze für Schwerbehinderte, in der Gehfähigkeit Beeinträchtigte, ältere oder 
gebrechliche Personen, werdende Mütter und für Fahrgäste mit kleinen Kindern vorzusehen. Diese Sitzplätze 
sind durch das Sinnbild nach Anlage 5 an gut sichtbarer Stelle kenntlich zu machen.

■ BOKraft §35 Übersicht über Linienverlauf und Haltestellen
In Fahrzeugen, die im Orts- oder Nachbarortslinienverkehr eingesetzt sind, soll an gut sichtbarer Stelle eine 
Übersicht über den Linienverlauf und über die Haltestellen angebracht sein.

■ BOKraft §36 Ausnahmen für Sonderformen des Linienverkehrs
Die §§ 32, 33 Abs. 1 bis 3 und § 35 gelten nicht für die Sonderformen des Linienverkehrs (§ 43 PBefG).
Hinweis:
Der §32 Haltestellen, §33 Kennzeichnung und Beschilderung, sowie §35 Übersicht über Linienverlauf und Haltestellen 
gelten nicht für PBefG §43 Sonderformen des Linienverkehrs (Berufsverkehr, Schülerverkehr, Marktverkehr, 
Theaterverkehr).

■ BOKraft §41 Hauptuntersuchungen
(1) Bei den Hauptuntersuchungen der Fahrzeuge nach § 29 StVZO ist auch festzustellen, ob die Fahrzeuge 

den Vorschriften dieser Verordnung entsprechen.
(2) Nach Hauptuntersuchungen hat der Unternehmer eine Ausfertigung des Untersuchungsberichts, bei 

Kraftomnibussen das Prüfbuch, unverzüglich der Genehmigungsbehörde oder der von der 
Landesregierung bestimmten Behörde vorzulegen.

■ BOKraft §42 Außerordentliche Hauptuntersuchungen
(1) Vor der ersten Inbetriebnahme in einem Unternehmen hat der Unternehmer auf seine Kosten eine 

außerordentliche Hauptuntersuchung des Fahrzeugs zu veranlassen und der Genehmigungsbehörde 
darüber unverzüglich den Untersuchungsbericht, bei Kraftomnibussen das Prüfbuch, vorzulegen.

(2) Besteht für ein fabrikneues Fahrzeug eine Allgemeine Betriebserlaubnis, so kann die außerordentliche 
Hauptuntersuchung nach Absatz 1 auf die Feststellung beschränkt werden, ob die Vorschriften dieser 
Verordnung erfüllt sind. Ist für einen Kraftomnibus die Übereinstimmung mit dieser Verordnung bei 
Erteilung der Allgemeinen Betriebserlaubnis festgestellt worden und bestätigt deren Inhaber dies durch 
Vermerk im Prüfbuch, kann die außerordentliche Hauptuntersuchung unterbleiben.

■ BOKraft §43 Ausnahmen
(1) Die zuständigen obersten Landesbehörden oder die von ihnen bestimmten oder nach Landesrecht 

zuständigen Stellen können in bestimmten Einzelfällen oder allgemein für bestimmte Antragsteller von 
allen Vorschriften dieser Verordnung Ausnahmen genehmigen. Von der Vorschrift des § 26 Abs. 1 Satz 2 
und Abs. 2 Satz 1 können sie für den Bereich einzelner Genehmigungsbehörden Ausnahmen auch 
allgemein für die Unternehmer, die im Besitz einer Genehmigung für den Taxen- oder Mietwagenverkehr 
sind, genehmigen. Ausnahmen von der Vorschrift der Anlage 1 sind hinsichtlich der Aufschrift und der 
Farbgebung nicht möglich.

(2) Allgemeine Ausnahmen regelt das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates nach Anhören der zuständigen obersten 
Landesbehörden.

(3) Die Ausnahmegenehmigung kann unter dem Vorbehalt des Widerrufs erteilt werden und mit 
Nebenbestimmungen (Bedingungen, Befristungen, Auflagen) versehen werden. Erforderlichenfalls kann 
die zuständige Behörde die Beibringung eines Sachverständigengutachtens auf Kosten des 
Antragstellers verlangen. Der Bescheid ist mitzuführen und auf Verlangen zuständigen Personen 
auszuhändigen.

■ BOKraft §45 Ordnungswidrigkeiten
(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 61 Abs. 1 Nr. 4 PBefG handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig als 

Unternehmer 
1. die Instandhaltungspflicht nach § 3 Abs. 1 Satz 2 verletzt,
2. den Betrieb des Unternehmens entgegen § 3 Abs. 1 Satz 3 anordnet oder zuläßt,
3. eine vollziehbare schriftliche Anordnung der Genehmigungsbehörde zur Bestellung eines   

Betriebsleiters nach § 4 Abs. 1 Satz 3 bis 5 oder eines Vertreters nach § 5 Abs. 1 nicht oder nicht 
innerhalb der von der Genehmigungsbehörde gesetzten Frist befolgt,

4. der in § 6 Nr. 2 oder 3 genannten Meldepflicht nicht unverzüglich nachkommt,
5. ein Kraftfahrzeug unter Verstoß gegen eine der folgenden Vorschriften einsetzt:

a) § 10 Satz 1 über das Mitführen von Vorschriften oder Fahrplänen,
b) § 18 über das Mitführen der vorgeschriebenen Ausrüstung,
c) § 19 über die Beschaffenheit und Anbringung von Zeichen und Ausrüstungsgegenständen,
d) § 20 über die Beschriftung,
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e) § 21 über Verständigungseinrichtungen und Informationseinrichtungen über das Anlegen von 
Sicherheitsgurten,

f) § 22 über Stehplätze,
g) § 25 Abs. 2 über Alarmanlagen,
h) § 26 Abs. 1 Nr. 1 über Farbanstrich,
i) § 26 Abs. 1 Nr. 2 über das Taxischild,
j) § 26 Abs. 1 Satz 2 oder Abs. 2 Satz 2 über Werbung, Kenntlichmachung oder Beschriftung an 

Taxen oder Mietwagen,
k) § 27 Abs. 1 über das Führen der Ordnungsnummer,
l) § 28 über Fahrpreisanzeiger,
m) § 30 über Wegstreckenzähler,
n) § 31 über die Benutzung von Fahrzeugen mit einer Genehmigung für den Taxen- und 

Mietwagenverkehr,
o) § 33 Abs. 1, Abs. 2 Satz 1 und 3, Abs. 3 oder 4 über Kennzeichnung und Beschilderung,
p) § 34 über die Kenntlichmachung von Sitzplätzen für Schwerbehinderte,
q) § 37 Abs. 2 Satz 2 über das Beheben einer Störung des Fahrpreisanzeigers,
r) § 41 Abs. 2 über die Vorlage einer Ausfertigung des Untersuchungsberichts oder des 

Prüfbuchs,
s) § 42 Abs. 1 über die Vorlage des Nachweises.

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 61 Abs. 1 Nr. 4 PBefG handelt auch, wer vorsätzlich oder fahrlässig
1. im Verkehr mit Kraftomnibussen als Fahrzeugführer entgegen § 8 Abs. 2a Satz 1 nicht dafür zu 

sorgt, daß den Fahrgästen durch Informationseinrichtungen (§ 21 Abs. 2) angezeigt wird, wann 
Sicherheitsgurte anzulegen sind,

2. im Obusverkehr sowie im Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen als Mitglied des im Fahrdienst 
eingesetzten Betriebspersonals entgegen § 8 Abs. 3
a) während des Dienstes und der Dienstbereitschaft alkoholische Getränke oder andere die 

dienstliche Tätigkeit beeinträchtigende Mittel zu sich nimmt oder die Fahrt antritt, obwohl er 
unter der Wirkung solcher Getränke oder Mittel steht,

b) (weggefallen)
c) beim Lenken des Fahrzeugs Fernsehrundfunkempfänger benutzt,
d) während der Beförderung von Fahrgästen Übertragungsanlagen, Tonrundfunkempfänger oder 

Tonwiedergabegeräte zu anderen als betrieblichen oder Verkehrsfunk-Hinweisen benutzt oder
e) sich beim Lenken des Fahrzeugs unterhält,

3. im Gelegenheitsverkehr mit Kraftomnibussen als Mitglied des im Fahrdienst eingesetzten 
Betriebspersonals entgegen § 8 Abs. 4 in Verbindung mit § 8 Abs. 3
a) während des Dienstes und der Dienstbereitschaft alkoholische Getränke oder andere die 

dienstliche Tätigkeit beeinträchtigende Mittel zu sich nimmt oder die Fahrt antritt, obwohl er 
unter der Wirkung solcher Getränke oder Mittel steht,

b) (weggefallen)
c) beim Lenken des Fahrzeugs Fernsehrundfunkempfänger benutzt oder
d) sich beim Lenken des Fahrzeugs unterhält,

4. im Taxen- und Mietwagenverkehr sowie im sonstigen Gelegenheitsverkehr mit Personenkraftwagen 
als Mitglied des im Fahrdienst eingesetzten Betriebspersonals entgegen § 8 Abs. 5 in Verbindung 
mit § 8 Abs. 3
a) während des Dienstes und der Dienstbereitschaft alkoholische Getränke oder andere die 

dienstliche Tätigkeit beeinträchtigende Mittel zu sich nimmt oder die Fahrt antritt, obwohl er 
unter der Wirkung solcher Getränke oder Mittel steht oder

b) (weggefallen)
c) beim Lenken des Fahrzeugs Fernsehrundfunkempfänger benutzt,
Hinweis:
Die dynamische Einsatzplanung (OnDemand) für Fahrzeuge im flexiblen Auftrags- oder 
Abrufbetrieb, sowie Verstärker (Platooning), entspricht dem Taxen- und Mietwagenverkehr.

5. als Mitglied des im Fahrdienst oder zur Bedienung von Fahrgästen eingesetzten Betriebspersonals 
trotz einer Krankheit nach § 9 Abs. 1 an Fahrten teilnimmt oder entgegen Abs. 3 eine Erkrankung 

nicht unverzüglich anzeigt,
6. als Fahrzeugführer entgegen

a) § 9 Abs. 2 Fahrten ausführt, obwohl er durch Krankheit in seiner Eignung beeinträchtigt ist, ein 
Fahrzeug sicher im Verkehr zu führen,

b) § 10 Satz 2 einem Fahrgast auf dessen Verlangen Einsicht in die mitzuführenden Vorschriften 
und Fahrpläne nicht gewährt,

c) § 31 Abs. 2 den dort vorgeschriebenen Hinweis unterläßt,
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d) § 33 Abs. 1, Abs. 2 Satz 1 und 3, Abs. 3 oder 4 ein nicht ordnungsgemäß gekennzeichnetes 
oder beschildertes Fahrzeug führt,

e) § 37 Abs. 1 oder 2 im Taxenverkehr Beförderungsentgelt fordert oder berechnet,
f) § 37 Abs. 2 Satz 2 eine Störung des Fahrpreisanzeigers nicht nach Beendigung der Fahrt dem 

Unternehmer unverzüglich anzeigt,
g) § 37 Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 2 oder Abs. 3 Satz 1 die dort vorgeschriebenen Hinweise 

unterläßt,
h) § 38 nicht den kürzesten Weg zum Fahrtziel wählt,
i) § 39 das Taxischild nicht beleuchtet oder bei Ausführung eines Fahrtauftrags die Beleuchtung 

nicht ausschaltet,
j) § 40 im Mietwagenverkehr Beförderungsentgelt berechnet,

7. als Fahrgast den in § 14 Abs. 1 bis 3 oder § 15 Abs. 1 aufgeführten Verpflichtungen nicht 
nachkommt.

■ BOKraft §46 Berlin-Klausel
Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzblatt I S. 1) in Verbindung mit § 66 PBefG auch im Land Berlin.

■ PBefG §1a Klimaschutz und Nachhaltigkeit
Bei Anwendung dieses Gesetzes sind die Ziele des Klimaschutzes und der Nachhaltigkeit zu berücksichtigen.

■ PBefG §2 Genehmigungspflicht
(1) Wer im Sinne des § 1 Abs. 1

1. mit Straßenbahnen,
2. mit Obussen,
3. mit Kraftfahrzeugen im Linienverkehr (§§ 42, 42a, 43 und 44) oder
4. mit Kraftfahrzeugen im Gelegenheitsverkehr (§ 46)
Personen befördert, muß im Besitz einer Genehmigung sein. Er ist Unternehmer im Sinne dieses 
Gesetzes.

(1a) Wer als Nachunternehmer im Auftrag des Unternehmers eine entgeltliche Beförderung von Personen mit 
Kraftomnibussen durchführt, muß eine Genehmigung nach diesem Gesetz besitzen, die die eingesetzten 
Fahrzeuge umfasst. Dies gilt nicht, wenn die Voraussetzungen nach Artikel 1 Absatz 4 Buchstabe b oder 
c der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 
2009 zur Festlegung gemeinsamer Regeln für die Zulassung zum Beruf des Kraftverkehrsunternehmers 
und zur Aufhebung der Richtlinie 96/26/EG des Rates (ABl. L 300 vom 14.11.2009, S. 51), die zuletzt 
durch die Verordnung (EU) Nr. 517/2013 (ABl. L 158 vom 10.6.2013, S. 1) geändert worden ist, erfüllt 
sind oder der Nachunternehmer ausschließlich innerstaatliche Beförderungen im Sinne des Artikels 1 
Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 durchführt.

(1b) Wer im Sinne des § 1 Absatz 3 eine Beförderung vermittelt, muß nicht im Besitz einer Genehmigung 
sein. Er ist Vermittler im Sinne dieses Gesetzes.

(2) Der Genehmigung bedarf auch 
1. jede Erweiterung oder wesentliche Änderung des Unternehmens,
2. die Übertragung der aus der Genehmigung erwachsenden Rechte und Pflichten 

(Genehmigungsübertragung) sowie
3. die Übertragung der Betriebsführung auf einen anderen.

(3) Abweichend von Absatz 2 Nr. 2 dürfen im Verkehr mit Taxen die aus der Genehmigung erwachsenden 
Rechte und Pflichten nur übertragen werden, wenn gleichzeitig das ganze Unternehmen oder 
wesentliche selbständige und abgrenzbare Teile des Unternehmens übertragen werden.

(4) Die Genehmigungsbehörde kann bei einem Linienverkehr nach § 43 dieses Gesetzes und bei 
Beförderungen nach § 1 Nr. 4 Buchstaben d und i der Freistellungs-Verordnung Befreiung vom Verbot 
der Mitnahme anderer Fahrgäste erteilen, wenn dies im öffentlichen Verkehrsinteresse geboten und mit 
Rücksicht auf bestehende öffentliche Verkehrseinrichtungen wirtschaftlich vertretbar ist.

(5) Einer Genehmigung bedarf es nicht zum vorübergehenden Einsatz von Kraftfahrzeugen bei Notständen 
und Betriebsstörungen im Verkehr, insbesondere im Schienen-, Bergbahn- oder Obusverkehr. Wenn die 
Störungen länger als 72 Stunden dauern, haben die Unternehmer der von der Störung betroffenen 
Betriebe der Genehmigungsbehörde (§ 11) Art, Umfang und voraussichtliche Dauer eines solchen 
vorübergehenden Einsatzes von Kraftfahrzeugen unverzüglich mitzuteilen.

(5a) Wer Gelegenheitsverkehre in der Form der Ausflugsfahrt (§ 48 Abs. 1) oder der Ferienziel-Reise 
(§ 48 Abs. 2) plant, organisiert und anbietet, dabei gegenüber den Teilnehmern jedoch eindeutig zum 
Ausdruck bringt, daß die Beförderungen nicht von ihm selbst, sondern von einem bestimmten 
Unternehmer, der Inhaber einer Genehmigung nach diesem Gesetz ist, durchgeführt werden, muß selbst 
nicht im Besitz einer Genehmigung sein.
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(6) Anstelle der Ablehnung einer Genehmigung kann im Fall einer Beförderung, die nicht alle Merkmale 
einer Verkehrsart oder Verkehrsform erfüllt, eine Genehmigung nach denjenigen Vorschriften dieses 
Gesetzes erteilt werden, denen diese Beförderung am meisten entspricht, soweit öffentliche 
Verkehrsinteressen nicht entgegenstehen.

(7) Zur praktischen Erprobung neuer Verkehrsarten oder Verkehrsmittel kann die Genehmigungsbehörde 
auf Antrag im Einzelfall Abweichungen von Vorschriften dieses Gesetzes oder von auf Grund dieses 
Gesetzes erlassenen Vorschriften für die Dauer von höchstens fünf Jahren genehmigen, soweit 
öffentliche Verkehrsinteressen nicht entgegenstehen.

■ PBefG §3 Unternehmer
(1) Die Genehmigung wird dem Unternehmer für einen bestimmten Verkehr (§ 9) und für seine Person 

(natürliche oder juristische Person) erteilt.
(2) Der Unternehmer oder derjenige, auf den die Betriebsführung übertragen worden ist, muß den Verkehr 

im eigenen Namen, unter eigener Verantwortung und für eigene Rechnung betreiben. Die von der 
Landesregierung bestimmte Behörde kann in Einzelfällen Ausnahmen zulassen.

(3) Sollen Straßenbahnbetriebsanlagen von einem anderen als dem Unternehmer gebaut werden, kann die 
Genehmigung für ihren Bau und für die Linienführung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1) dem anderen erteilt werden; die 
für den Unternehmer geltenden Vorschriften des Gesetzes und der auf Grund des Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen sind entsprechend anzuwenden.

■ PBefG §3a Bereitstellung von Mobilitätsdaten
(1) Der Unternehmer und der Vermittler sind verpflichtet, die folgenden statischen und dynamischen Daten 

sowie die entsprechenden Metadaten, die im Zusammenhang mit der Beförderung von Personen im 
Linienverkehr nach den §§ 42, 42a und 44 sowie im Gelegenheitsverkehr nach den §§ 47, 49 und 50 
entstehen, nach Maßgabe der nach § 57 Absatz 1 Nummer 12 zu erlassenden Rechtsverordnung über 
den Nationalen Zugangspunkt nach § 2 Nummer 11 des Intelligente Verkehrssysteme Gesetzes vom 11. 
Juni 2013 (BGBl. I S. 1553), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 17. Juni 2017 
(BGBl. I S. 2690) geändert worden ist, bereitzustellen:

 1. Daten im Zusammenhang mit der Beförderung von Personen im Linienverkehr:
 a) Name und Kontaktdaten des Anbieters, Fahrpläne, Routen, Preise oder Tarifstruktur, 

Buchungs- und Bezahlmöglichkeiten sowie Daten zur Barrierefreiheit und zum 
Umweltstandard der eingesetzten Fahrzeuge;

 b) Ausfälle, Störungen sowie Verspätungen und die voraussichtliche Abfahrts- und Ankunftszeit 
sowie die tatsächliche oder prognostizierte Auslastung des Verkehrsmittels;

 c) Bahnhöfe, Haltestellen und andere Zugangsknoten sowie Daten zu deren Barrierefreiheit; 
hierunter fallen auch Daten zur vorhandenen Infrastruktur an den Zugangsknoten wie 
Plattformen, Verkaufsstellen, Treppenhäuser, Rolltreppen und Aufzügen sowie

 d) aktueller Betriebsstatus der unter Buchstabe c genannten Zugangsknoten und der dort 
vorhandenen Infrastruktur;

 2. Daten im Zusammenhang mit der Beförderung von Personen im Gelegenheitsverkehr:
 a) Name und Kontaktdaten des Anbieters, Bediengebiet und -zeiten, Standorte und Stationen 

einschließlich ihrer Anzahl, Preise, Buchungs- und Bezahlmöglichkeiten, Daten zur 
Barrierefreiheit sowie zum Umweltstandard der eingesetzten Fahrzeuge;

 b) Daten zur Verfügbarkeit von Fahrzeugen an Stationen und im Verkehr inklusive deren 
Auslastung in Echtzeit sowie Daten zu den tatsächlich abgerechneten Kosten.

(2) Die Bereitstellung der in Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a und c sowie in Nummer 2 Buchstabe a 
genannten Daten hat einmalig, die Bereitstellung der in Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b und d und 
Nummer 2 Buchstabe b genannten Daten hat fortlaufend in Echtzeit zu erfolgen. Die Daten sind in einem 
maschinenlesbaren Format bereitzustellen. Näheres bestimmt die nach § 57 Absatz 1 Nummer 12 zu 
erlassende Rechtsverordnung. Unternehmer und Vermittler müssen die in Absatz 1 Nummer 1 
Buchstabe a und c und Nummer 2 Buchstabe a genannten Daten aktualisieren, soweit sich in ihrem 
Geschäftsbetrieb Änderungen ergeben.

(3) Natürliche oder juristische Personen, die als Einzelunternehmer firmieren, sind von der 
Bereitstellungspflicht nach Absatz 1 ausgenommen. Die freiwillige Bereitstellung von Daten nach 
Absatz 1 bleibt hiervon unberührt.

(4) Unternehmer und Vermittler können sich bei der Erfüllung ihrer Bereitstellungspflicht eines 
Erfüllungsgehilfen bedienen.

(5) Stehen für die nach Absatz 1 Nummer 1 bereitzustellenden Daten auf Länderebene Systeme zur 
Verfügung, die dem Zweck der landeseinheitlichen Zusammenführung von Daten dienen, so sind die 
Daten vorrangig an diese Systeme zu liefern. Die Landessysteme garantieren, daß die bereitgestellten 
Daten und Metadaten umgehend an den Nationalen Zugangspunkt weitergeleitet werden. Dynamische 
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Daten sind in Echtzeit weiterzuleiten. Hierzu müssen die Landessysteme mit dem Nationalen 
Zugangspunkt über eine funktionsfähige Schnittstelle verbunden sein. Die technischen Vorgaben des 
Nationalen Zugangspunktes sind einzuhalten.

■ PBefG §8 Förderung der Verkehrsbedienung und Ausgleich der Verkehrsinteressen im öffentlichen 
Personennahverkehr
(1) Öffentlicher Personennahverkehr im Sinne dieses Gesetzes ist die allgemein zugängliche Beförderung 

von Personen mit Straßenbahnen, Obussen und Kraftfahrzeugen im Linienverkehr, die überwiegend 
dazu bestimmt sind, die Verkehrsnachfrage im Stadt-, Vorort- oder Regionalverkehr zu befriedigen. Das 
ist im Zweifel der Fall, wenn in der Mehrzahl der Beförderungsfälle eines Verkehrsmittels die gesamte 
Reiseweite 50 Kilometer oder die gesamte Reisezeit eine Stunde nicht übersteigt.

(2) Öffentlicher Personennahverkehr ist auch der Verkehr mit Taxen oder Mietwagen, der eine der in 
Absatz 1 genannten Verkehrsarten ersetzt, ergänzt oder verdichtet.

(3) Für die Sicherstellung einer ausreichenden den Grundsätzen des Klimaschutzes und der Nachhaltigkeit 
entsprechenden Bedienung der Bevölkerung mit Verkehrsleistungen im öffentlichen Personennahverkehr 
sind die von den Ländern benannten Behörden (Aufgabenträger) zuständig. Der Aufgabenträger definiert 
dazu die Anforderungen an Umfang und Qualität des Verkehrsangebotes, dessen Umweltqualität sowie 
die Vorgaben für die verkehrsmittelübergreifende Integration der Verkehrsleistungen in der Regel in 
einem Nahverkehrsplan. Der Nahverkehrsplan hat die Belange der in ihrer Mobilität oder sensorisch 
eingeschränkten Menschen mit dem Ziel zu berücksichtigen, für die Nutzung des öffentlichen 
Personennahverkehrs bis zum 1. Januar 2022 eine vollständige Barrierefreiheit zu erreichen. Die in 
Satz 3 genannte Frist gilt nicht, sofern in dem Nahverkehrsplan Ausnahmen konkret benannt und 
begründet werden. Im Nahverkehrsplan werden Aussagen über zeitliche Vorgaben und erforderliche 
Maßnahmen getroffen. Bei der Aufstellung des Nahverkehrsplans sind die vorhandenen Unternehmer 
frühzeitig zu beteiligen; soweit vorhanden sind Behindertenbeauftragte oder Behindertenbeiräte, 
Verbände der in ihrer Mobilität oder sensorisch eingeschränkten Fahrgäste und Fahrgastverbände 
anzuhören. Ihre Interessen sind angemessen und diskriminierungsfrei zu berücksichtigen. Der 
Nahverkehrsplan bildet den Rahmen für die Entwicklung des öffentlichen Personennahverkehrs. Die 
Länder können weitere Einzelheiten über die Aufstellung und den Inhalt der Nahverkehrspläne regeln.

(3a) Die Genehmigungsbehörde wirkt im Rahmen ihrer Befugnisse nach diesem Gesetz und unter Beachtung 
des Interesses an einer wirtschaftlichen, den Klimaschutz und die Nachhaltigkeit sowie die 
Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse berücksichtigenden Verkehrsgestaltung an der Erfüllung der 
dem Aufgabenträger nach Absatz 3 Satz 1 obliegenden Aufgabe mit. Sie hat hierbei einen 
Nahverkehrsplan zu berücksichtigen, der unter den Voraussetzungen des Absatzes 3 Satz 6 zustande 
gekommen ist und vorhandene Verkehrsstrukturen beachtet.

(3b) Für Vereinbarungen von Verkehrsunternehmen und für Beschlüsse und Empfehlungen von 
Vereinigungen dieser Unternehmen gilt § 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen nicht, 
soweit sie dem Ziel dienen, für eine Integration der Nahverkehrsbedienung, insbesondere für 
Verkehrskooperationen, für die Abstimmung oder den Verbund der Beförderungsentgelte und für die 
Abstimmung der Fahrpläne, zu sorgen. Sie bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Anmeldung bei der 
Genehmigungsbehörde. Für Vereinigungen von Unternehmen, die Vereinbarungen, Beschlüsse und 
Empfehlungen im Sinne von Satz 1 treffen, gilt § 19 Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2 Nummer 1 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen entsprechend. Verfügungen der Kartellbehörde, die 
solche Vereinbarungen, Beschlüsse oder Empfehlungen betreffen, ergehen im Benehmen mit der 
zuständigen Genehmigungsbehörde.

(4) Verkehrsleistungen im öffentlichen Personennahverkehr sind eigenwirtschaftlich zu erbringen. 
Eigenwirtschaftlich sind Verkehrsleistungen, deren Aufwand gedeckt wird durch Beförderungserlöse, 
Ausgleichsleistungen auf der Grundlage von allgemeinen Vorschriften nach Artikel 3 Absatz 2 und 3 der 
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2007 
über öffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße und zur Aufhebung der Verordnungen 
(EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates (ABl. L 315 vom 3.12.2007, S. 1) und sonstige 
Unternehmenserträge im handelsrechtlichen Sinne, soweit diese keine Ausgleichsleistungen für die 
Erfüllung gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen nach Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 1370/2007 darstellen und keine ausschließlichen Rechte gewährt werden. Ausgleichszahlungen für 
die Beförderung von Personen mit Zeitfahrausweisen des Ausbildungsverkehrs nach § 45a sind aus dem 
Anwendungsbereich der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 ausgenommen.

■ PBefG §8b Wettbewerbliches Vergabeverfahren
(1) Ein wettbewerbliches Vergabeverfahren nach Artikel 5 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 muß 

die Anforderungen nach den Absätzen 2 bis 7 erfüllen.
(2) Die Bekanntmachung über das vorgesehene wettbewerbliche Vergabeverfahren muß allen in Betracht 
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kommenden Bietern zugänglich sein. Sie kann auf der Internetseite www.bund.de veröffentlicht werden. 
Die Bekanntmachung muß alle für die Teilnahme an dem Vergabeverfahren erforderlichen Informationen 
enthalten, insbesondere Informationen über 

 1. den vorgesehenen Ablauf des wettbewerblichen Vergabeverfahrens, 
 2. vorzulegende Nachweise der Fachkunde, Zuverlässigkeit und Leistungsfähigkeit 

(Eignungsnachweis), 
 3. Anforderungen an die Übermittlung von Unterlagen sowie 
 4. Zuschlagskriterien einschließlich deren vorgesehener Gewichtung. 
(3) Die Dienstleistungen sind eindeutig und umfassend zu beschreiben, so daß alle in Betracht kommenden 

Bieter die Beschreibung im gleichen Sinne verstehen müssen und miteinander vergleichbare Angebote 
zu erwarten sind. Fristen sind unter Berücksichtigung der Komplexität der Dienstleistungen angemessen 
zu setzen.

(4) Die Teilnehmer an dem wettbewerblichen Vergabeverfahren sind gleich zu behandeln. Der Zuschlag ist 
auf das unter Berücksichtigung aller Umstände wirtschaftlichste Angebot zu erteilen.

(5) Werden Unteraufträge zugelassen, kann vorgegeben werden, daß die Übertragung von Unteraufträgen 
nach wettbewerblichen Grundsätzen vorzunehmen ist.

(6) Das Vergabeverfahren ist von Beginn an fortlaufend zu dokumentieren. Alle wesentlichen 
Entscheidungen sind zu begründen.

(7) Der Aufgabenträger hat die nicht berücksichtigten Bieter über den Namen des ausgewählten 
Unternehmens, über die Gründe für ihre Nichtberücksichtigung und über den frühesten Zeitpunkt der 
Beauftragung unverzüglich zu informieren. Die §§ 134 und 135 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen gelten entsprechend.

■ PBefG §12 Antragstellung
(1) Der Antrag auf Erteilung der Genehmigung soll enthalten

1. in allen Fällen
a) Namen sowie Wohn- und Betriebssitz des Antragstellers, bei natürlichen Personen außerdem 

Geburtstag und Geburtsort,
b) Angaben darüber, ob der Antragsteller bereits eine Genehmigung für eine Verkehrsart besitzt 

oder besessen hat,
c) eine Darstellung der Maßnahmen zur Erreichung des Ziels der vollständigen Barrierefreiheit 

des beantragten Verkehrs entsprechend den Aussagen im Nahverkehrsplan (§ 8 Absatz 3 
Satz 3),

d) Beginn und Ende der beantragten Geltungsdauer,
e) gegebenenfalls den Nachweis über einen öffentlichen Dienstleistungsauftrag im Sinne von 

Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007;
2. bei einem Straßenbahn- oder Obusverkehr

a) eine Übersichtskarte, in der die beantragte Strecke mit Haltestellen und alle in dem 
Verkehrsgebiet bereits vorhandenen Schienenbahnen, Obuslinien, Kraftfahrzeuglinien und 
Schiffahrtslinien, letztere soweit sie dem Berufsverkehr dienen, eingezeichnet sind,

b) Beförderungsentgelte und Fahrplan,
c) auf Verlangen der Genehmigungsbehörde einen Bauplan mit Kostenanschlag sowie 

Beschreibung der Anlage, Angaben über die höchste und tiefste Lage des Fahrdrahts, Längs- 
und Querschnitte sowie Pläne für notwendige Änderungen an öffentlichen Straßen, 
Beschreibung der Fahrzeuge einschließlich der Schaltpläne und der Betriebsweise;

3. bei einem Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen
a) eine Übersichtskarte in der unter Nummer 2 Buchstabe a beschriebenen Form,
b) die Länge der Linie, bei Unterwegsbedienung auch der Teilstrecken, in Kilometern,
c) Angaben über die Zahl, die Art und das Fassungsvermögen (Sitz- und Stehplätze) der zu 

verwendenden Fahrzeuge,
d) Beförderungsentgelte und Fahrplan;

3a. bei einem Linienbedarfsverkehr mit Kraftfahrzeugen abweichend von Nummer 3
a) eine Übersichtskarte, in der das beantragte Gebiet und alle in dem Gebiet bereits 

vorhandenen Verkehre entsprechend den Vorgaben in Nummer 2 Buchstabe a eingezeichnet 
sind,

b) Angaben über die Anzahl, die Art und das Fassungsvermögen der zu verwendenden 
Fahrzeuge und

c) Beförderungsentgelte und Bedienzeiten;
4. bei einem Gelegenheitsverkehr mit Kraftfahrzeugen

a) Verkehrsform des Gelegenheitsverkehrs (§ 46),
b) Angaben über die Zahl, die Art und das Fassungsvermögen (Sitzplätze) der zu verwendenden 

öffentlich © ESE Engineering und Software-Entwicklung GmbH 2024 Seite 51/99



ÖV-LeitmotiF-KI-AP6-Zulassungskonzept-v1.0.odt 10.09.2024 12:21:07
Michael Oettelt freigegeben

Fahrzeuge,
c) und ergänzend bei einem gebündelten Bedarfsverkehr eine Übersichtskarte, in der das 

Gebiet, in dem der Verkehr durchgeführt werden soll, eingezeichnet ist.
Bei einem Personenfernverkehr (§ 42a Satz 1) genügt abweichend von Satz 1 Nummer 3 Buchstabe a 
eine Übersichtskarte, in der die beantragte Strecke mit Haltestellen eingezeichnet ist und abweichend 
von Satz 1 Nummer 3 Buchstabe d der Fahrplan. Der Antrag auf Erteilung der Genehmigung sowie die 
dafür notwendigen Dokumente können in elektronischer Form eingereicht werden.

(1a) Um bestimmte Standards des beantragten Verkehrs verbindlich zuzusichern, kann der Antragsteller dem 
Genehmigungsantrag weitere Bestandteile hinzufügen, die als verbindliche Zusicherungen zu 
bezeichnen sind.

(2) Dem Antrag sind Unterlagen beizufügen, die ein Urteil über die Zuverlässigkeit des Antragstellers und die 
Sicherheit und Leistungsfähigkeit des Betriebs ermöglichen.

(3) Die Genehmigungsbehörde kann weitere Angaben und Unterlagen, insbesondere Vorlage eines 
polizeilichen Führungszeugnisses, verlangen. Sie hat bei einem Antrag auf Erteilung der Genehmigung 
von Linien- oder Gelegenheitsverkehr mit Kraftfahrzeugen das Kraftfahrt-Bundesamt um Auskunft über 
den Antragsteller zu ersuchen. Bei einem Personenfernverkehr kann sie geeignete Unterlagen 
verlangen, aus denen sich ergibt, daß die zuständigen Stellen vor Ort den beantragten Haltestellen 
zugestimmt haben.

(4) Das Genehmigungsverfahren soll im Falle des § 3 Abs. 3 erst dann eingeleitet werden, wenn auch der 
Antrag auf Erteilung der Genehmigung für den Betrieb vorliegt. Die Verfahren sind nach Möglichkeit 
miteinander zu verbinden.

(5) Der Antrag auf Erteilung einer Genehmigung für einen eigenwirtschaftlichen Verkehr mit Straßenbahnen, 
Obussen oder Kraftfahrzeugen im Linienverkehr ist spätestens zwölf Monate vor dem Beginn des 
beantragten Geltungszeitraums zu stellen. Die Genehmigungsbehörde kann verspätete Anträge 
zulassen, wenn kein genehmigungsfähiger Antrag gestellt worden ist. Die Genehmigungsbehörde kann 
andere Termine setzen. Sie muß hierauf in der Bekanntmachung nach § 18 hinweisen. Danach sind 
Ergänzungen und Änderungen von Anträgen nur dann zulässig, wenn sie von der 
Genehmigungsbehörde im öffentlichen Verkehrsinteresse angeregt worden sind.

(6) Beabsichtigt die zuständige Behörde die Vergabe eines öffentlichen Dienstleistungsauftrages nach 
Artikel 5 Absatz 2 bis 4 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 oder nach dem Vierten Teil des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen, ist der Antrag auf Erteilung einer Genehmigung für einen 
eigenwirtschaftlichen Verkehr mit Straßenbahnen, Obussen oder Kraftfahrzeugen im Linienverkehr 
spätestens drei Monate nach der Vorabbekanntmachung zu stellen. Die Genehmigungsbehörde kann im 
Einvernehmen mit dem Aufgabenträger verspätete Anträge zulassen. Das Einvernehmen des 
Aufgabenträgers nach Satz 2 gilt als erteilt, wenn der von dem Aufgabenträger beauftragte Verkehr den 
im Rahmen der Vorabbekanntmachung gesetzten Anforderungen nach § 8a Absatz 2 Satz 3 bis 5 nicht 
entspricht.

(7) Der Antrag auf Erteilung einer Genehmigung für Verkehr mit Straßenbahnen, Obussen oder 
Kraftfahrzeugen im Linienverkehr im Sinne von § 8a Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit Artikel 3 Absatz 1 
der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 soll spätestens sechs Monate vor dem Beginn der beantragten 
Geltungsdauer gestellt werden. Die Genehmigungsbehörde kann auf Antrag die Frist verkürzen.

(8) Die Absätze 5 und 6 gelten nicht für den Personenfernverkehr (§ 42a Satz 1).

■ PBefG §13 Voraussetzung der Genehmigung
(1) Die Genehmigung darf nur erteilt werden, wenn
 1. die Sicherheit und die Leistungsfähigkeit des Betriebs gewährleistet sind,
 2. keine Tatsachen vorliegen, die die Unzuverlässigkeit des Antragstellers als Unternehmer oder der 

für die Führung der Geschäfte bestellten Personen dartun,
 3. der Antragsteller als Unternehmer oder die für die Führung der Geschäfte bestellte Person fachlich 

geeignet ist und
 4. der Antragsteller und die von ihm mit der Durchführung von Verkehrsleistungen beauftragten 

Unternehmer ihren Betriebssitz oder ihre Niederlassung im Sinne des Handelsrechts im Inland 
haben. 

Die fachliche Eignung nach Satz 1 Nr. 3 wird durch eine angemessene Tätigkeit in einem Unternehmen 
des Straßenpersonenverkehrs oder durch Ablegung einer Prüfung nachgewiesen.

(1a) Abweichend von Absatz 1 darf beim Verkehr mit Kraftomnibussen die Genehmigung nur erteilt werden, 
wenn die Anforderungen nach Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 zur Festlegung gemeinsamer Regeln für die 
Zulassung zum Beruf des Kraftverkehrsunternehmers und zur Aufhebung der Richtlinie 96/26/EG des 
Rates (ABl. L 300 vom 14.11.2009, S. 51) erfüllt sind.

(2) Beim Straßenbahn-, Obusverkehr und Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen ist die Genehmigung zu 
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versagen, wenn 
 1. der Verkehr auf Straßen durchgeführt werden soll, die sich aus Gründen der Verkehrssicherheit 

oder wegen ihres Bauzustandes hierfür nicht eignen, 
 2. der beantragte Verkehr ein ausschließliches Recht im Sinne von Artikel 2 Buchstabe f der 

Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 verletzt, das von der zuständigen Behörde nach § 8a Absatz 1 in 
einem öffentlichen Dienstleistungsauftrag nach Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
1370/2007 unter Beachtung der in § 8a Absatz 8 genannten Voraussetzungen gewährt wurde, 

 3. durch den beantragten Verkehr die öffentlichen Verkehrsinteressen beeinträchtigt werden, 
insbesondere 

 a) der Verkehr mit den vorhandenen Verkehrsmitteln befriedigend bedient werden kann,
 b) der beantragte Verkehr ohne eine wesentliche Verbesserung der Verkehrsbedienung 

Verkehrsaufgaben wahrnehmen soll, die vorhandene Unternehmen oder Eisenbahnen bereits 
wahrnehmen, 

c) die für die Bedienung dieses Verkehrs vorhandenen Unternehmen oder Eisenbahnen bereit 
sind, die notwendige Ausgestaltung des Verkehrs innerhalb einer von der 
Genehmigungsbehörde festzusetzenden Frist und, soweit es sich um öffentlichen 
Personennahverkehr handelt, unter den Voraussetzungen des § 8 Absatz 3 selbst 
durchzuführen oder

d) der beantragte Verkehr einzelne ertragreiche Linien oder ein Teilnetz aus einem vorhandenen 
Verkehrsnetz oder aus einem im Nahverkehrsplan im Sinne des § 8 Absatz 3 festgelegten 
Linienbündel herauslösen würde. 

Satz 1 Nummer 2 und 3 gilt nicht für den Personenfernverkehr (§ 42a Satz 1).
(2a) Im öffentlichen Personennahverkehr kann die Genehmigung versagt werden, wenn der beantragte 

Verkehr mit einem Nahverkehrsplan im Sinne des § 8 Absatz 3 nicht in Einklang steht. Die Genehmigung 
ist zu versagen, wenn ein in der Frist nach § 12 Absatz 6 gestellter Antrag die in der 
Vorabbekanntmachung beschriebenen Anforderungen nicht erfüllt oder sich nur auf Teilleistungen 
bezieht, es sei denn, die zuständige Behörde erteilt gegenüber der Genehmigungsbehörde ihr 
Einvernehmen zu den beantragten Abweichungen. Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn der 
beantragte und in seinen Bestandteilen verbindlich zugesicherte Verkehr mindestens dem bisherigen 
Verkehrsangebot entspricht und darüber hinaus von den in der Vorabbekanntmachung beschriebenen 
weitergehenden Anforderungen zur Sicherstellung der ausreichenden Verkehrsbedienung nur 
unwesentlich abweicht. Als wesentlich gelten grundsätzlich Abweichungen von Anforderungen zu 
Linienweg und Haltestellen, zu Bedienungshäufigkeit und Bedienungszeitraum, zur Abstimmung der 
Fahrpläne und zur Barrierefreiheit. Das Gleiche gilt für Anforderungen zur Anwendung verbundener 
Beförderungstarife und Beförderungsbedingungen, für die ein Ausgleich nach der Verordnung (EG) 
Nr. 1370/2007 gezahlt werden soll. Sofern diese Abweichungen Anforderungen betreffen, die über das 
bisherige Verkehrsangebot hinausgehen, sind sie nur dann wesentlich, wenn der Unternehmer, der 
diesen Verkehr bisher betrieben hat, hierzu angehört wurde und diese Anforderungen für die 
ausreichende Verkehrsbedienung erforderlich sind.

(2b) Werden im öffentlichen Personennahverkehr mehrere Anträge gestellt, die sich ganz oder zum Teil auf 
die gleiche oder im Wesentlichen gleiche Verkehrsleistung beziehen, so ist die Auswahl des 
Unternehmers danach vorzunehmen, wer die beste Verkehrsbedienung anbietet. Hierbei sind 
insbesondere die Festlegungen eines Nahverkehrsplans im Sinne des § 8 Absatz 3 zu berücksichtigen.

(2c) Auf Antrag des Aufgabenträgers ist die Genehmigungsbehörde verpflichtet, die Erfüllung der in den 
Absätzen 1, 1a und 2 Satz 1 Nummer 1 genannten Voraussetzungen bereits im Verfahren der Vergabe 
eines öffentlichen Dienstleistungsauftrages zu prüfen.

(3) Ist ein Verkehr von einem Unternehmer jahrelang in einer dem öffentlichen Verkehrsinteresse 
entsprechenden Weise betrieben worden, so ist dieser Umstand, im öffentlichen Personennahverkehr 
unter den Voraussetzungen des § 8 Abs. 3, angemessen zu berücksichtigen; das gilt auch im Fall des 
Absatzes 2 Nummer 3.

(4) Beim Verkehr mit Taxen ist die Genehmigung zu versagen, wenn die öffentlichen Verkehrsinteressen 
dadurch beeinträchtigt werden, daß durch die Ausübung des beantragten Verkehrs das örtliche 
Taxengewerbe in seiner Funktionsfähigkeit bedroht wird. Hierbei sind für den Bezirk der 
Genehmigungsbehörde insbesondere zu berücksichtigen
1. die Nachfrage nach Beförderungsaufträgen im Taxenverkehr,
2. die Taxendichte, 
3. die Entwicklung der Ertrags- und Kostenlage unter Einbeziehung der Einsatzzeit,
4. die Anzahl und Ursachen der Geschäftsaufgaben. 
Zur Feststellung der Auswirkungen früher erteilter Genehmigungen auf die öffentlichen 
Verkehrsinteressen soll die Genehmigungsbehörde vor der Entscheidung über neue Anträge einen 
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Beobachtungszeitraum einschalten. Der Beobachtungszeitraum soll höchstens ein Jahr seit der letzten 
Erteilung einer Genehmigung betragen.

(5) Bei der Erteilung der Genehmigungen für den Taxenverkehr sind Neubewerber und vorhandene 
Unternehmer angemessen zu berücksichtigen. Innerhalb der Gruppen sollen die Antragsteller nach der 
zeitlichen Reihenfolge des Eingangs der Anträge berücksichtigt werden. Ein Antragsteller wird 
unabhängig vom Zeitpunkt der Antragstellung nachrangig behandelt, wenn er
1. das Taxengewerbe nicht als Hauptbeschäftigung zu betreiben beabsichtigt, 
2. sein Unternehmen nicht als Hauptbeschäftigung betrieben hat oder innerhalb der letzten acht Jahre 

ganz oder teilweise veräußert oder verpachtet hat oder 
3. seiner Betriebspflicht nicht ordnungsgemäß nachgekommen ist. 
Einem Antragsteller darf jeweils nur eine Genehmigung erteilt werden, sofern nicht mehr 
Genehmigungen erteilt werden können, als Antragsteller vorhanden sind. Die Genehmigung ist 
Neubewerbern für die Dauer von zwei Jahren zu erteilen; die aus der Genehmigung erwachsenden 
Rechte und Pflichten dürfen während dieses Zeitraums nicht übertragen werden.

(5a) Bei einem gebündelten Bedarfsverkehr kann die Genehmigung versagt werden, wenn die öffentlichen 
Verkehrsinteressen dadurch beeinträchtigt werden, daß durch die Ausübung des beantragten Verkehrs 
die Verkehrseffizienz im beantragten Bediengebiet nicht mehr sichergestellt ist. Hierbei sind für den 
Bezirk der Genehmigungsbehörde von dieser zu berücksichtigen:
1. die Festsetzung der zulässigen Höchstzahl der genehmigungsfähigen Fahrzeuge der zuständigen 

Behörde und
2. die Anzahl der bereits genehmigten Fahrzeuge im gebündelten Bedarfsverkehr.

(5b) Beim Verkehr mit Taxen, Mietwagen sowie beim gebündelten Bedarfsverkehr (Platooning) kann die 
Genehmigung versagt werden, wenn die mit dem Verkehr beantragten Fahrzeuge nicht die 
Anforderungen der Emissionsvorgaben im Sinne von § 64b erfüllen. Beim Verkehr mit Taxen und im 
gebündelten Bedarfsverkehr kann die Genehmigung darüber hinaus versagt werden, wenn die mit dem 
Verkehr beantragten Fahrzeuge nicht die Vorgaben zur Barrierefreiheit im Sinne von § 64c erfüllen.

(6) Bei juristischen Personen des öffentlichen Rechts gelten die Genehmigungsvoraussetzungen nach 
Absatz 1 als gegeben.

(7) Bei der Genehmigung in den Fällen des § 2 Abs. 2 Nr. 2 und 3 sind die Absätze 2, 4 und 5 Satz 1, 2, 4 
und 5 nicht anzuwenden.

Hinweis:
Das ÖPNV-Unternehmen sollte bei der dynamischen Einsatzplanung (OnDemand) für Fahrzeuge im flexiblen Auftrags- 
oder Abrufbetrieb, sowie als Verstärker (Platooning), dem sogenannten gebündelten Bedarfsverkehr durch ein ÖPNV-
Unternehmen, darauf achten, daß die öffentlichen Verkehrsinteressen dadurch nicht beeinträchtigt werden, insbesondere 
darf durch die Ausübung des beantragten Verkehrs das örtliche Taxengewerbe (Konkurrenzunternehmen zum ÖPNV) in 
seiner Funktionsfähigkeit nicht bedroht werden. Andernfalls kann eine Genehmigung für das ÖPNV-Unternehmen versagt 
werden.
Hinweis:
Taxiunternehmen können als Bestandteil des ÖPNV-Konzeptes z.B. als Rückfallebene (Fahrzeugausfall, Verstärker in 
Stoßzeiten oder auch als Notversorgung in Zeiten mit geringem Verkehrsaufkommen) mit eingebunden werden, wodurch  
eine gemeinsame Daseinsvorsorge generiert wird. Dadurch wird sowohl ein gleichzeitig von einander unabhängiger 
Betrieb, als auch eine operative Zusammenarbeit als Erweiterung / Ergänzung ermöglicht.

■ PBefG §14 Anhörungsverfahren
(1) Vor der Entscheidung über den Antrag auf Erteilung der Genehmigung für die Beförderung von Personen 

mit Straßenbahnen, Obussen oder mit Kraftfahrzeugen im Linienverkehr hat die Genehmigungsbehörde 
 1. die Unternehmer, die im Einzugsbereich des beantragten Verkehrs Eisenbahn-, Straßenbahn-, 

Obusverkehr oder Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen betreiben, zu hören;
 2. die Stellungnahmen der im Einzugsbereich des beantragten Verkehrs liegenden Gemeinden, bei 

kreisangehörigen Gemeinden auch der Landkreise, der Aufgabenträger und der 
Verbundorganisationen, soweit diese Aufgaben für die Aufgabenträger oder Unternehmer 
wahrnehmen, der örtlich zuständigen Träger der Straßenbaulast, der nach Landesrecht 
zuständigen Planungsbehörden und der für Gewerbeaufsicht zuständigen Behörden sowie anderer 
Behörden, deren Aufgaben durch den Antrag berührt werden, einzuholen;

 3. die Industrie- und Handelskammern, die betroffenen Fachgewerkschaften und die Fachverbände 
der Verkehrtreibenden gutachtlich zu hören; sie kann auch weitere Stellen hören.

Bei einem Antrag auf Erteilung einer Genehmigung für einen eigenwirtschaftlichen Verkehr mit 
Straßenbahnen, Obussen oder Kraftfahrzeugen im Linienverkehr ist das Anhörungsverfahren erst nach 
dem Ablauf der Antragsfrist in § 12 Absatz 5 oder 6 durchzuführen.

(2) Vor der Entscheidung über den Antrag auf Erteilung einer Genehmigung für die Beförderung von 
Personen mit Kraftfahrzeugen im Gelegenheitsverkehr hat die Genehmigungsbehörde die Gemeinde, in 
deren Gebiet der Betriebssitz des Unternehmens liegt, die nach Landesrecht für die Gewerbeaufsicht 
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zuständige Behörde, die Industrie- und Handelskammer, die Fachgewerkschaften und Verkehrsverbände 
gutachtlich zu hören. Sie kann auch weitere Stellen hören.

(3) Die Genehmigungsbehörde kann von der Durchführung des Anhörungsverfahrens absehen, wenn sie 
aus eigener Kenntnis der Sachlage dem Antrag nicht entsprechen will oder in den Fällen des § 2 Abs. 2 
die Durchführung des Anhörungsverfahrens nicht zur Sachverhaltsaufklärung erforderlich ist. Wird bei 
einem Gelegenheitsverkehr mit Kraftfahrzeugen ein Kraftfahrzeugaustausch beantragt, ist davon 
abzusehen.

(4) Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Personen und Stellen können sich zu dem Antrag schriftlich 
gegenüber der Genehmigungsbehörde äußern. Stellungnahmen sind zu berücksichtigen, wenn diese 
binnen zwei Wochen, nachdem die Behörde die Vorgenannten über den Antrag in Kenntnis gesetzt hat, 
bei der Behörde eingehen.

(5) Bei Anträgen auf Erteilung einer Genehmigung für grenzüberschreitende Gelegenheitsverkehre oder für 
Transitverkehre sind die Absätze 1 bis 4 nicht anzuwenden. Bei Anträgen auf Erteilung einer 
Genehmigung für einen Personenfernverkehr (§ 42a Satz 1) sind nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 nur 
die Unternehmer zu hören, deren Rechte nach § 42a Satz 3 berührt sein können; Absatz 1 Satz 1 
Nummer 3 ist nicht anzuwenden.

■ PBefG §21 Betriebspflicht
(1) Der Unternehmer ist verpflichtet, den ihm genehmigten Betrieb aufzunehmen und während der 

Geltungsdauer der Genehmigung den öffentlichen Verkehrsinteressen und dem Stand der Technik 
entsprechend aufrechtzuerhalten. Gegenstand der Betriebspflicht sind alle Bestandteile der 
Genehmigung und die nach § 12 Absatz 1a zugesicherten Bestandteile des Genehmigungsantrages.

(2) Die Genehmigungsbehörde kann dem Unternehmer für die Aufnahme des Betriebs eine Frist setzen.
(3) Im öffentlichen Personennahverkehr kann die Genehmigungsbehörde dem Unternehmer auferlegen, den 

von ihm betriebenen Verkehr zu erweitern oder zu ändern, wenn die öffentlichen Verkehrsinteressen es 
erfordern und es dem Unternehmer unter Berücksichtigung seiner wirtschaftlichen Lage, einer 
ausreichenden Verzinsung und Tilgung des Anlagekapitals und der notwendigen technischen 
Entwicklung zugemutet werden kann. Für das Verfahren gelten die §§ 14, 15 und 17 entsprechend.

(4) Die Genehmigungsbehörde kann den Unternehmer auf seinen Antrag von der Verpflichtung nach 
Absatz 1 für den gesamten oder einen Teil des von ihm betriebenen Verkehrs vorübergehend oder auf 
Dauer entbinden, wenn ihm die Erfüllung der Betriebspflicht nicht mehr möglich ist oder ihm dies unter 
Berücksichtigung seiner wirtschaftlichen Lage, einer ausreichenden Verzinsung und Tilgung des 
Anlagekapitals und der notwendigen technischen Entwicklung nicht mehr zugemutet werden kann. Eine 
Entbindung von der Verpflichtung nach Absatz 1 für einen Teil des vom Unternehmer betriebenen 
Verkehrs darf darüber hinaus in der Regel nur vorgenommen werden, wenn das öffentliche 
Verkehrsinteresse nicht entgegensteht. Für Bestandteile des Genehmigungsantrages, die vom 
Unternehmer nach § 12 Absatz 1a verbindlich zugesichert wurden, bleibt die Erfüllung der Betriebspflicht 
in der Regel zumutbar. Bis zur Entscheidung über den Antrag hat der Unternehmer den Verkehr 
aufrechtzuerhalten. Die Genehmigungsbehörde informiert die zuständige Behörde über eine 
beabsichtigte Entbindung so rechtzeitig, daß diese eine Notmaßnahme nach Artikel 5 Absatz 5 der 
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 ergreifen kann.

(5) Im Personenfernverkehr (§ 42a Satz 1) kann der Unternehmer unbeschadet des Absatzes 4 der 
Genehmigungsbehörde anzeigen, daß er den Verkehr einstellen will. In diesem Fall endet die 
Betriebspflicht drei Monate nach Eingang der Anzeige bei der Genehmigungsbehörde.

■ PBefG §22 Beförderungspflicht
Der Unternehmer ist zur Beförderung verpflichtet, wenn
 1. die Beförderungsbedingungen eingehalten werden,
 2. die Beförderung mit den regelmäßig eingesetzten Beförderungsmitteln möglich ist und
 3. die Beförderung nicht durch Umstände verhindert wird, die der Unternehmer nicht abwenden und 

denen er auch nicht abhelfen kann.

■ PBefG §25a Untersagung von Personenkraftverkehrsgeschäften
Rechtfertigen Tatsachen die Annahme, daß beim Verkehr mit Kraftomnibussen der Unternehmer oder der 
Verkehrsleiter die Voraussetzungen hinsichtlich der Zuverlässigkeit nach Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr. 
1071/2009 nicht erfüllt, kann dem Unternehmer oder dem Verkehrsleiter die Führung von 
Personenkraftverkehrsgeschäften untersagt werden. Das Untersagungsverfahren kann unabhängig von 
einem Verfahren auf Widerruf der Genehmigung durchgeführt werden. Auf Antrag ist dem Unternehmer oder 
dem Verkehrsleiter die Führung von Personenkraftverkehrsgeschäften von der Behörde, die die Führung von 
Personenkraftverkehrsgeschäften untersagt hat, wieder zu gestatten, wenn Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, daß eine Unzuverlässigkeit im Sinne des Satzes 1 nicht mehr vorliegt. Vor Ablauf eines Jahres 
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nach Bestandskraft der Untersagungsverfügung kann die Wiederaufnahme der Führung von 
Personenkraftverkehrsgeschäften nur gestattet werden, wenn hierfür besondere Gründe vorliegen.

■ PBefG §26 Erlöschen der Genehmigung
Die Genehmigung erlischt

1. bei einem Straßenbahn-, Obusverkehr oder Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen sowie einem 
Taxenverkehr, wenn der Unternehmer

 a) den Betrieb nicht innerhalb der ihm von der Genehmigungsbehörde gesetzten Frist 
aufgenommen hat oder

 b) von der Verpflichtung zur Aufrechterhaltung des gesamten ihm genehmigten Verkehrs dauernd 
entbunden wird, …

■ PBefG §40 Fahrpläne
(1) Der Fahrplan muß die Führung der Linie, ihren Ausgangs- und Endpunkt sowie die Haltestellen und 

Fahrzeiten enthalten.
(2) Fahrpläne und deren Änderungen bedürfen der Zustimmung der Genehmigungsbehörde. Ausgenommen 

sind Fahrplanänderungen, die wegen vorübergehender Störungen des Betriebs oder aus besonderen 
Anlässen vorgenommen werden und für einen Zeitraum von nicht länger als einen Monat gelten, sowie 
andere geringfügige Fahrplanänderungen. Als geringfügig sind auch Fahrplanänderungen anzusehen, 
die durch Baustellen verursacht werden und nicht länger als sechs Monate gelten. Werden durch 
Fahrplanänderungen die Interessen anderer Verkehrsunternehmen berührt, so sind diese vor der 
Zustimmung zu hören. Die in Satz 2 genannten Fahrplanänderungen sind der Genehmigungsbehörde 
anzuzeigen. Die Genehmigungsbehörde kann den angezeigten Fahrplanänderungen innerhalb einer 
Frist von zwei Wochen widersprechen, wenn die Voraussetzungen des Satzes 2 nicht vorliegen; die 
Fahrplanänderungen dürfen dann nicht in Kraft treten. Soweit die Fahrpläne Gegenstand eines 
öffentlichen Dienstleistungsauftrages sind, hat die zuständige Behörde diese der Genehmigungsbehörde 
anzuzeigen. In diesem Fall gilt die Zustimmung als erteilt.

(2a) Die Zustimmung zu einer Fahrplanänderung wird in der Regel nicht erteilt, wenn diese einer 
verbindlichen Zusicherung nach § 12 Absatz 1a widerspricht.

(3) Die Genehmigungsbehörde kann für einen eigenwirtschaftlichen Verkehr Änderungen des Fahrplans 
verlangen, wenn die maßgebenden Umstände sich wesentlich geändert haben oder sich für die bessere 
Ausgestaltung des Verkehrs in einem Gebiet neue Gesichtspunkte ergeben, denen durch eine Änderung 
des Fahrplans Rechnung getragen werden kann. Die Genehmigungsbehörde hat hiervon abzusehen, 
wenn die Änderungen dem Unternehmer unter Berücksichtigung seiner wirtschaftlichen Lage, einer 
ausreichenden Verzinsung und Tilgung des Anlagekapitals und der notwendigen technischen 
Entwicklung nicht zugemutet werden können.

(4) Fahrpläne und Fahrplanänderungen sind vom Unternehmer ortsüblich bekanntzumachen. Ferner sind 
die gültigen Fahrpläne in den zum Aufenthalt der Fahrgäste bestimmten Räumen anzubringen. An den 
Haltestellen sind mindestens die Abfahrtszeiten anzuzeigen.

■ PBefG §42b Technische Anforderungen
Im innerdeutschen Personenfernverkehr dürfen nur Kraftomnibusse eingesetzt werden, die 

1. einer der folgenden Vorschriften entsprechen:
a) Anhang VII zu der Richtlinie 2001/85/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. November 2001 über besondere Vorschriften für Fahrzeuge zur Personenbeförderung mit 
mehr als acht Sitzplätzen außer dem Fahrersitz und zur Änderung der Richtlinien 70/156/EWG 
und 97/27/EG (ABl. L 42 vom 13.2.2002, S. 1; L 125 vom 21.5.2003, S. 14) in der jeweils zum 
Zeitpunkt der Erstzulassung des jeweiligen Kraftomnibusses geltenden Fassung oder

b) Anhang 8 der Regelung Nr. 107 der Wirtschaftskommission für Europa der Vereinten Nationen 
(UN/ECE) – Einheitliche Bedingungen für die Genehmigung von Fahrzeugen der Klassen M2 
oder M3 hinsichtlich ihrer allgemeinen Konstruktionsmerkmale (ABl. L 255 vom 29.9.2010, 
S. 1) in der jeweils zum Zeitpunkt der Erstzulassung des jeweiligen Kraftomnibusses 
geltenden Fassung

und
2. mit mindestens zwei Stellplätzen für Rollstuhlnutzer ausgerüstet sind.

■ PBefG §54 Aufsicht
(1) Der Unternehmer unterliegt hinsichtlich der Erfüllung der Vorschriften dieses Gesetzes sowie der hierzu 

erlassenen Rechtsverordnungen und der Einhaltung der durch die Genehmigung auferlegten 
Verpflichtungen (Bedingungen, Auflagen) der Aufsicht der Genehmigungsbehörde. Die von der 
Landesregierung bestimmte Behörde kann die Genehmigungsbehörde ermächtigen, die Aufsicht über 
den Linien- und Gelegenheitsverkehr mit Kraftfahrzeugen auf nachgeordnete Behörden zu übertragen. 
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Die technische Aufsicht über Straßenbahnen und Obusunternehmen wird von der von der 
Landesregierung bestimmten Behörde ausgeübt. Die technische Aufsicht kann von der Landesregierung 
anderen Stellen durch Rechtsverordnung übertragen werden. Ausgenommen hiervon sind die Aufgaben 
nach § 9 Abs. 1 der Straßenbahn-Bau- und -Betriebsordnung vom 11. Dezember 1987 (BGBl. I S. 2648) 
sowie nach § 8 Abs. 1 und § 9 Abs. 1 der Straßenbahn-Betriebsleiter-Prüfungsverordnung vom 
29. Juli 1988 (BGBl. I S. 1554). Soweit die technische Aufsicht auf eine andere Stelle übertragen wird, 
darf diese nicht sich selbst nach § 5 Abs. 2 der Straßenbahn-Bau- und -Betriebsordnung beauftragen.

(2) Die Aufsichtsbehörde kann sich über alle ihrer Zuständigkeit unterliegenden Einrichtungen und 
Maßnahmen des Unternehmers unterrichten. Der Unternehmer hat der Aufsichtsbehörde alle 
wesentlichen Veränderungen ohne Aufforderung unverzüglich anzuzeigen. Beim Verkehr mit 
Kraftomnibussen hat der Unternehmer abweichend von Satz 2 Änderungen der in Artikel 16 Absatz 2 
Unterabsatz 1 Buchstabe a bis d der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 genannten Daten der 
Aufsichtsbehörde innerhalb von 28 Tagen mitzuteilen.

(3) Die Aufsichtsbehörde kann Unternehmen, die einen Omnibusbahnhof betreiben, anhalten, die 
Benutzung durch den Linien- und Gelegenheitsverkehr mit Kraftfahrzeugen und den Betrieb so zu r
egeln, daß der Verkehr ordnungsgemäß abgewickelt und den Pflichten nach § 39 Abs. 7 und § 40 Abs. 4 
genügt werden kann.

■ PBefG §56 Gebühren
Für die Amtshandlungen nach diesem Gesetz und den auf diesem Gesetz beruhenden Rechtsvorschriften 
sowie nach Verordnungen oder Rechtsvorschriften in Umsetzung von Richtlinien des Rates oder der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften werden von demjenigen, der die Amtshandlung veranlasst 
oder zu dessen Gunsten sie vorgenommen wird, Kosten (Gebühren und Auslagen) erhoben. Kostengläubiger 
ist der Rechtsträger, dessen Behörde die Amtshandlung vornimmt, bei Auslagen auch der Rechtsträger, bei 
dessen Behörde die Auslagen entstanden sind. Im Übrigen findet das Verwaltungskostengesetz in der bis 
zum 14. August 2013 geltenden Fassung Anwendung.

■ StGB §239 Freiheitsberaubung
(1) Wer einen Menschen einsperrt oder auf andere Weise der Freiheit beraubt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 

fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.
(2) Der Versuch ist strafbar.
(3) Auf Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren ist zu erkennen, wenn der Täter

1. das Opfer länger als eine Woche der Freiheit beraubt oder
2. durch die Tat oder eine während der Tat begangene Handlung eine schwere 

Gesundheitsschädigung des Opfers verursacht.
(4) Verursacht der Täter durch die Tat oder eine während der Tat begangene Handlung den Tod des Opfers, 

so ist die Strafe Freiheitsstrafe nicht unter drei Jahren.
(5) In minder schweren Fällen des Absatzes 3 ist auf Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren, 

in minder schweren Fällen des Absatzes 4 auf Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren zu 
erkennen.

Hinweis:
Eine Freiheitsberaubung gemäß StGB §239 Absatz 1 „auf andere Weise“ liegt auch dann vor, wenn einem Anderen die 
Fortbewegungsfreiheit, sei es auch nur vorübergehend, also die Möglichkeit einen Raum zu verlassen, genommen wird. 
Dazu zählt auch das Hindern eines Fahrzeuginsassen am Verlassen des Wagens, welches durch schnelles Fahren mit 
einem Fahrzeug begangen werden kann, sofern der Fahrzeugführer, entgegen der ausdrücklichen Aufforderung eines 
Fahrzeuginsassen, den eindeutigen und unmißverständlichen Wunsch zum Ausdruck bringt, das Fahrzeug unter den 
gegebenen Umständen verlassen zu wollen, nicht nachkommt (Widerrufs eines ursprünglich erteilten Einverständnisses in 
die Beförderung mit dem Fahrzeug)
Quelle: BGH, Urt. v. 20.1.2005 - 4 StR 366/04 - NStZ 2005, 507.

■ StVG §1f Pflichten der Beteiligten beim Betrieb von Kraftfahrzeugen mit autonomer Fahrfunktion Absatz 1
Der Halter eines Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion ist zur Erhaltung der Verkehrssicherheit und der

■ Umweltverträglichkeit des Kraftfahrzeugs verpflichtet und hat die hierfür erforderlichen Vorkehrungen zu 
treffen. Er hat

1. die regelmäßige Wartung der für die autonome Fahrfunktion erforderlichen Systeme 
sicherzustellen,

2. Vorkehrungen zu treffen, daß die sonstigen, nicht an die Fahrzeugführung gerichteten 
Verkehrsvorschriften eingehalten werden und

3. zu gewährleisten, daß die Aufgaben der Technischen Aufsicht erfüllt werden.
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■ StVG §1g Datenverarbeitung
(1) Der Halter eines Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion ist verpflichtet, folgende Daten beim Betrieb 

des Kraftfahrzeugs zu speichern:
1. Fahrzeugidentifizierungsnummer,
2. Positionsdaten,
3. Anzahl und Zeiten der Nutzung sowie der Aktivierung und der Deaktivierung der autonomen 

Fahrfunktion,
4. Anzahl und Zeiten der Freigabe von alternativen Fahrmanövern,
5. Systemüberwachungsdaten einschließlich Daten zum Softwarestand,
6. Umwelt- und Wetterbedingungen,
7. Vernetzungsparameter wie beispielsweise Übertragungslatenz und verfügbare Bandbreite,
8. Name der aktivierten und deaktivierten passiven und aktiven Sicherheitssysteme, Daten zum 

Zustand dieser Sicherheitssysteme sowie die Instanz, die das Sicherheitssystem ausgelöst hat,
9. Fahrzeugbeschleunigung in Längs- und Querrichtung,
10. Geschwindigkeit,
11. Status der lichttechnischen Einrichtungen,
12. Spannungsversorgung des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion,
13. von extern an das Kraftfahrzeug gesendete Befehle und Informationen.
Der Halter ist verpflichtet, dem Kraftfahrt-Bundesamt und der nach Bundes- oder Landesrecht 
zuständigen Behörde oder auf Bundesfernstraßen, soweit dem Bund die Verwaltung zusteht, der 
Gesellschaft privaten Rechts im Sinne des Infrastrukturgesellschaftserrichtungsgesetzes auf Verlangen 
die Daten nach Satz 1 zu übermitteln, soweit dies erforderlich ist.
1. bezüglich des Kraftfahrt-Bundesamts für dessen Aufgabenerfüllung nach den Absätzen 4 und 5 und
2. bezüglich der nach Bundes- oder Landesrecht zuständigen Behörde oder auf Bundesfernstraßen, 

soweit dem Bund die Verwaltung zusteht, der Gesellschaft privaten Rechts im Sinne des 
Infrastrukturgesellschaftserrichtungsgesetzes für deren Aufgabenerfüllung nach Absatz 6.

(2) Die Daten gemäß Absatz 1 sind bei den folgenden Anlässen zu speichern:
1. bei Eingriffen durch die Technische Aufsicht,
2. bei Konfliktszenarien, insbesondere bei Unfällen und Fast-Unfall-Szenarien,
3. bei nicht planmäßigem Spurwechsel oder Ausweichen,
4. bei Störungen im Betriebsablauf.

(3) Der Hersteller eines Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion hat das Fahrzeug so auszustatten, daß 
die Speicherung der Daten gemäß Absatz 1 und 2 dem Halter tatsächlich möglich ist. Der Hersteller muß 
den Halter präzise, klar und in leichter Sprache über die Einstellungsmöglichkeiten zur Privatsphäre und 
zur Verarbeitung der Daten, die beim Betrieb des Kraftfahrzeugs in der autonomen Fahrfunktion 
verarbeitet werden, informieren. Die diesbezügliche Software des Kraftfahrzeugs muß 
Wahlmöglichkeiten zur Art und Weise der Speicherung und der Übermittlung der in der autonomen 
Fahrfunktion verarbeiteten Daten vorsehen und dem Halter entsprechende Einstellungen ermöglichen.

(4) Das Kraftfahrt-Bundesamt ist berechtigt, folgende Daten beim Halter zu erheben, zu speichern und zu 
verwenden, soweit dies für die Überwachung des sicheren Betriebs des Kraftfahrzeugs mit autonomer 
Fahrfunktion erforderlich ist:
1. Daten nach Absatz 1 und
2. Vor- und Nachname der als Technische Aufsicht eingesetzten Person sowie Nachweise über ihre 

fachliche Qualifikation. 
Setzt der Halter seinerseits Beschäftigte gemäß § 26 des Bundesdatenschutzgesetzes als Technische 
Aufsicht ein, findet § 26 des Bundesdatenschutzgesetzes Anwendung. Das Kraftfahrt-Bundesamt hat die 
Daten unverzüglich zu löschen, sobald sie für die Zwecke nach Satz 1 nicht mehr erforderlich sind, 
spätestens nach Ablauf von drei Jahren nach Einstellung des Betriebs des entsprechenden 
Kraftfahrzeugs.

(5) Sofern es sich nicht um ein Kraftfahrzeug im Sinne des § 1k handelt, ist das Kraftfahrt-Bundesamt 
berechtigt, die nach Absatz 4 Nummer 1 in Verbindung mit Absatz 1 beim Halter erhobenen nicht 
personenbezogenen Daten für verkehrsbezogene Gemeinwohlzwecke, insbesondere zum Zweck der 
wissenschaftlichen Forschung im Bereich der Digitalisierung, Automatisierung und Vernetzung sowie 
zum Zweck der Unfallforschung im Straßenverkehr, folgenden Stellen zugänglich zu machen:
1. Hochschulen und Universitäten,
2. außeruniversitäre Forschungseinrichtungen,
3. Bundes-, Landes- und Kommunalbehörden mit Forschungs-, Entwicklungs-, Verkehrsplanungs- 

oder Stadtplanungsaufgaben.
Die in Satz 1 genannten Stellen dürfen die Daten ausschließlich für die in Satz 1 genannten Zwecke 
verwenden. Absatz 4 Satz 2 gilt entsprechend. Allgemeine Übermittlungsvorschriften bleiben unberührt.
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(6) Die für die Genehmigung von festgelegten Betriebsbereichen nach Bundes- oder Landesrecht 
zuständigen Behörden oder auf Bundesfernstraßen, soweit dem Bund die Verwaltung zusteht, die 
Gesellschaft privaten Rechts im Sinne des Infrastrukturgesellschaftserrichtungsgesetzes sind berechtigt, 
folgende Daten beim Halter zu erheben, zu speichern und zu verwenden, soweit dies für die Prüfung und 
Überwachung erforderlich ist, ob der festgelegte Betriebsbereich für den Betrieb des Kraftfahrzeugs mit 
autonomer Fahrfunktion geeignet ist, insbesondere für die Überprüfung und Überwachung, ob die 
Voraussetzungen der jeweiligen Genehmigung vorliegen und die damit verbundenen Auflagen 
eingehalten werden:
1. Daten nach Absatz 1 und
2. Vor- und Nachname der als Technische Aufsicht eingesetzten Person sowie Nachweise über ihre 

fachliche Qualifikation. 
Die für die Genehmigung von festgelegten Betriebsbereichen nach Bundes- oder Landesrecht 
zuständigen Behörden oder auf Bundesfernstraßen, soweit dem Bund die Verwaltung zusteht, die 
Gesellschaft privaten Rechts im Sinne des Infrastrukturgesellschaftserrichtungsgesetzes haben diese 
Daten unverzüglich zu löschen, sobald sie für die Zwecke nach Satz 1 nicht mehr erforderlich sind, 
spätestens nach Ablauf von drei Jahren nach Einstellung des Betriebs des entsprechenden 
Kraftfahrzeugs.

(7) Unbeschadet der Absätze 1 bis 6 können Dritte vom Halter Auskunft über die gemäß Absatz 1 und 2 
gespeicherten Daten verlangen, soweit diese Daten zur Geltendmachung, Befriedigung oder Abwehr von 
Rechtsansprüchen im Zusammenhang mit einem in § 7 Absatz 1 geregelten Ereignis erforderlich sind 
und das entsprechende Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion an diesem Ereignis beteiligt war. Die 
Dritten haben die Daten unverzüglich zu löschen, sobald sie zur Geltendmachung von 
Rechtsansprüchen nicht mehr erforderlich sind, spätestens mit Verjährung der Ansprüche, für deren 
Geltendmachung, Befriedigung oder Abwehr die Daten erhoben wurden. Eine Verwendung dieser Daten 
durch die Dritten ist nur zu den in Satz 1 genannten Zwecken zulässig.

■ StVG §1i Erprobung von automatisierten und autonomen Fahrfunktionen
(1) Kraftfahrzeuge, die zur Erprobung von Entwicklungsstufen für die Entwicklung automatisierter oder 

autonomer Fahrfunktionen dienen, dürfen auf öffentlichen Straßen nur betrieben werden, wenn
1. für das Kraftfahrzeug eine Erprobungsgenehmigung durch das Kraftfahrt-Bundesamt nach Absatz 2 

erteilt worden ist,
2. das Kraftfahrzeug nach § 1 Absatz 1 zugelassen ist,
3. das Kraftfahrzeug ausschließlich zur Erprobung betrieben wird und
4. das Kraftfahrzeug im Betrieb wie folgt permanent überwacht wird:

a) bei automatisierten Fahrfunktionen erfolgt die Überwachung durch einen in Bezug auf 
technische Entwicklungen für den Kraftfahrzeugverkehr zuverlässigen Fahrzeugführer,

b) bei autonomen Fahrfunktionen erfolgt die Überwachung durch eine vor Ort anwesende, in 
Bezug auf technische Entwicklungen für den Kraftfahrzeugverkehr zuverlässige Technische 
Aufsicht.

(2) Eine Erprobungsgenehmigung gemäß Absatz 1 Nummer 1 wird vom Kraftfahrt-Bundesamt auf Antrag 
des Halters erteilt. Das Kraftfahrt-Bundesamt kann die Erprobungsgenehmigung jederzeit mit 
Nebenbestimmungen versehen, die den sicheren Betrieb des Fahrzeugs sicherstellen. Zu 
Nebenbestimmungen, die den Betrieb auf einen bestimmten Betriebsbereich beschränken, ist die nach 
Landesrecht zuständige Behörde des örtlich betroffenen Landes anzuhören. Die Gesellschaft privaten 
Rechts im Sinne des Infrastrukturgesellschaftserrichtungsgesetzes ist anzuhören, soweit der 
Betriebsbereich Bundesautobahnen oder Bundesstraßen in Bundesverwaltung umfasst oder dies 
vorgesehen ist.

(3) Das Kraftfahrt-Bundesamt beteiligt das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik zu Fragen 
der Sicherheit in der Informationstechnik bei der Erstellung, Umsetzung und bei der Weiterentwicklung 
und Bewertung technischer Anforderungen.

(4) Bis sechs Monate nach Inkrafttreten der Regelungen in der auf Grundlage von § 1j Absatz 1 Nummer 7 
erlassenen Verordnung gelten die bisherigen straßenverkehrsrechtlichen Vorschriften zur Erprobung, 
auch für Entwicklungsstufen automatisierter oder autonomer Fahrfunktionen, unverändert fort, sofern 
nicht bereits von den Regelungen in der auf Grundlage von § 1j Absatz 1 Nummer 7 erlassenen 
Verordnung Gebrauch gemacht wird.

■ StVG §5b Unterhaltung der Verkehrszeichen
(1) Die Kosten der Beschaffung, Anbringung, Entfernung, Unterhaltung und des Betriebs der amtlichen 

Verkehrszeichen und -einrichtungen sowie der sonstigen vom Bundesministerium für Verkehr und 
digitale Infrastruktur zugelassenen Verkehrszeichen und -einrichtungen trägt der Träger der 
Straßenbaulast für diejenige Straße, in deren Verlauf sie angebracht werden oder angebracht worden 
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sind, bei geteilter Straßenbaulast der für die durchgehende Fahrbahn zuständige Träger der 
Straßenbaulast. Ist ein Träger der Straßenbaulast nicht vorhanden, so trägt der Eigentümer der Straße 
die Kosten.

(2) Diese Kosten tragen abweichend vom Absatz 1
a) die Unternehmer der Schienenbahnen für Andreaskreuze, Schranken, Blinklichter mit oder ohne 

Halbschranken;
b) die Unternehmer im Sinne des Personenbeförderungsgesetzes für Haltestellenzeichen; [...]
d) die Bauunternehmer und die sonstigen Unternehmer von Arbeiten auf und neben der Straße für 

Verkehrszeichen und -einrichtungen, die durch diese Arbeiten erforderlich werden;
e) die Unternehmer von Werkstätten, Tankstellen sowie sonstigen Anlagen und Veranstaltungen für 

die entsprechenden amtlichen oder zugelassenen Hinweiszeichen; [...]

■ StVO §21 Personenbeförderung Absatz 1
In Kraftfahrzeugen dürfen nicht mehr Personen befördert werden, als mit Sicherheitsgurten ausgerüstete 
Sitzplätze vorhanden sind. Abweichend von Satz 1 dürfen in Kraftfahrzeugen, für die Sicherheitsgurte nicht für 
alle Sitzplätze vorgeschrieben sind, so viele Personen befördert werden, wie Sitzplätze vorhanden sind. Die 
Sätze 1 und 2 gelten nicht in Kraftomnibussen, bei denen die Beförderung stehender Fahrgäste zugelassen 
ist. Es ist verboten, Personen mitzunehmen

1.) auf Krafträdern ohne besonderen Sitz,
2.) auf Zugmaschinen ohne geeignete Sitzgelegenheit oder
3.) in Wohnanhängern hinter Kraftfahrzeugen.

Die Auflistung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit.

 3.1.3 Anforderungen an die Technische Aufsicht (TA)

Die Technische Aufsicht (TA) der AD-Leitstelle überwacht den Betrieb der autonomen Fahrzeuge, insbesondere 
den akkuraten Verlauf der dynamischen Fahraufgabe im regulären Fahrbetrieb und auch im Störbetrieb, sowie im 
Notfahr- oder manuellen Fahrbetrieb.

Im autonomen Fahrbetrieb ersetzt die Technische Aufsicht (TA) der AD-Leitstelle den Fahrzeugführer und damit 
auch die Zeugenaussage im Ereignisfall, weshalb die Aufzeichnung der Ereignisse von besonderer Bedeutung für 
das ÖPNV-Unternehmen ist. Die Aufzeichnung erfolgt automatisiert gemäß AFGBV §15 Datenspeicherung 
Absatz 1 ff und AFGBV Anlage 1 Teil 3 Digitaler Datenspeicher (Abschnitt 13), jeweils unter Wahrung des 
Datenschutzes, jedoch mit Erfassung von Zeiten des Ereignisses (Unfall / Risikominimaler Zustand) mit den 
Reaktionszeiten der Technischen Aufsicht (TA), insbesondere der Zeitspanne vom Ereignis bis zur Herstellung der 
unverzüglichen Kontaktaufnahme mit den Insassen des Kraftfahrzeugs, sowie den Zeiten zum Einleiten der 
notwendigen Maßnahmen zur Verkehrssicherung.

 AFGBV §14 Anforderungen an die Technische Aufsicht (TA) Absatz 1 Punkt 1
Die als Technische Aufsicht eingesetzte natürliche Person muß für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach 
§ 1f Absatz 2 des Straßenverkehrsgesetzes geeignet sein. Sie ist geeignet, wenn sie in der Fachrichtung 
Maschinenbau, Fahrzeugtechnik, Elektrotechnik, Luft- und Raumfahrttechnik oder Luftfahrzeugtechnik über 
einen Abschluß verfügt als 
► Diplom-Ingenieur, Diplom-Ingenieur (FH), Ingenieur (graduiert),
► Bachelor, Master oder
► staatlich geprüfter Techniker.

 AFGBV §14 Anforderungen an die Technische Aufsicht (TA) Absatz 1 Punkt 2
Die als Technische Aufsicht eingesetzte natürliche Person muß für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach 
§ 1f Absatz 2 des Straßenverkehrsgesetzes geeignet sein. Sie ist geeignet, wenn sie eine entsprechende 
Schulung in Bezug auf das Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion beim Hersteller dieses Kraftfahrzeugs 
erfolgreich abgeschlossen hat.

 AFGBV §14 Anforderungen an die Technische Aufsicht (TA) Absatz 1 Punkt 3
Die als Technische Aufsicht eingesetzte natürliche Person muß für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach 
§ 1f Absatz 2 des Straßenverkehrsgesetzes geeignet sein. Sie ist geeignet, wenn sie einen gültigen 
Führerschein besitzt, wobei die Klasse der Fahrerlaubnis der des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion 
entsprechen muß, und
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 AFGBV §14 Anforderungen an die Technische Aufsicht (TA) Absatz 1 Punkt 4
Die als Technische Aufsicht eingesetzte natürliche Person muß für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach 
§ 1f Absatz 2 des Straßenverkehrsgesetzes geeignet sein. Sie ist geeignet, wenn sie im Hinblick auf die 
Wahrnehmung der ihr anvertrauten Aufgaben nach § 1f Absatz 2 des Straßenverkehrsgesetzes zuverlässig 
ist.
Zur Beurteilung der Zuverlässigkeit im Sinne des Satzes 2 Nummer 4 sind im Rahmen des Verfahrens nach 
den §§ 7 und 8 Absatz 2 jeweils ein Führungszeugnis zur Vorlage bei einer Behörde, eine Auskunft aus dem 
Fahrerlaubnisregister sowie eine Auskunft über Eintragungen aus dem Fahreignungsregister vorzulegen. 
Sofern in dem Fahrerlaubnisregister mehr als drei Punkte eingetragen sind, ist die Zuverlässigkeit nicht 
gegeben. § 8 Absatz 3 gilt bezüglich Satz 3 entsprechend.

 AFGBV §14 Anforderungen an die Technische Aufsicht (TA) Absatz 2
Die als Technische Aufsicht eingesetzte natürliche Person darf sich mit Zustimmung des Halters zur Erfüllung 
ihrer Pflichten weiterer geeigneter natürlicher Personen bedienen, die über mindestens drei Jahre 
Berufserfahrung im Bereich des Verkehrs- oder Kraftfahrzeugwesens verfügen. Die eingesetzten natürlichen 
Personen müssen wiederkehrend, mindestens jedoch jährlich beim Hersteller in Bezug auf den Umgang mit 
dem Kraftfahrzeug sowie wesentliche Veränderungen am Kraftfahrzeug oder der autonomen Fahrfunktion 
geschult werden. Die Schulung ist mit einer praktischen Prüfung einschließlich der Bewältigung simulierter 
Betriebsstörungen abzuschließen. Der erfolgreiche Abschluß der Schulung von eingesetzten natürlichen 
Personen ist von der Technischen Aufsicht zu dokumentieren. Sollen die eingesetzten natürlichen Personen 
Fahrten im manuellen Fahrbetrieb übernehmen oder Fahrmanöver freigeben, müssen diese Personen eine 
gültige Fahrerlaubnis besitzen. Die Klasse der Fahrerlaubnis muß der des Fahrzeugs mit autonomer 
Fahrfunktion entsprechen.

 AFGBV §14 Anforderungen an die Technische Aufsicht (TA) Absatz 3
Befindet sich das Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion im risikominimalen Zustand im Sinne des § 1d 
Absatz 4 des Straßenverkehrsgesetzes, hat die als Technische Aufsicht eingesetzte natürliche Person eine 
Untersuchung der Auslösung und der Notwendigkeit des risikominimalen Zustands durchzuführen, bevor sie 
dessen Beendigung veranlassen darf. Das Ergebnis der Untersuchung ist zu dokumentieren. Wurde der 
risikominimale Zustand durch einen Defekt am Kraftfahrzeug ausgelöst, muß nach Erreichen des 
risikominimalen Zustands die Fahraufgabe durch die als Technische Aufsicht eingesetzte natürliche Person 
unter Einhaltung der Anforderungen der Anlage 1 Nummer 4 manuell übernommen werden, bis der 
auslösende Defekt nachhaltig beseitigt worden ist. 
Sofern der risikominimale Zustand zu einer Gefährdung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs führt, ist 
ungeachtet der Sätze 1 und 3 das Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion unverzüglich aus dem 
Straßenraum zu entfernen. In diesen Fällen erfolgt die Untersuchung der Technischen Aufsicht gemäß Satz 1 
im Nachgang des Abtransports auf Grundlage der gespeicherten Fahrdaten.

 AFGBV §15 Datenspeicherung Absatz 1
Für den Betrieb eines Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion regelt Anlage 2 zu dieser Verordnung 
Näheres zu den genauen Zeitpunkten der Datenspeicherung, zu den Parametern der Datenkategorien und zu 
den Datenformaten.

 AFGBV §15 Datenspeicherung Absatz 2
Die gespeicherten Daten dürfen nur durch das Kraftfahrt-Bundesamt und die zuständige Behörde und nur 
zum Zweck der Nachprüfung der Erfüllung der Voraussetzungen der Genehmigung und der mit der 
Genehmigung verbundenen Überwachungspflichten erhoben, gespeichert und verwendet werden.

 AFGBV Anlage 1 Teil 4 Anforderungen an Mensch-Maschine-Schnittstellen Abschnitt 14 Interaktion
Ein Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion, das autonom innerhalb eines festgelegten Betriebsbereichs 
betrieben wird, erfordert nur in Ausnahmesituationen eine Interaktion mit der Technischen Aufsicht. 
Insbesondere ist die Mensch-Maschine-Schnittstelle unter Berücksichtigung der folgenden zwei 
Ausnahmesituationen zu gestalten.
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 AFGBV Anlage 1 Teil 4 Abschnitt 14.1 Die Technische Aufsicht erteilt eine Fahrmanöverfreigabe an das 
Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion
Die technische Ausrüstung versetzt das Kraftfahrzeug in den risikominimalen Zustand, da die Fortsetzung der 
Fahrt aufgrund einer Verkehrssituation nicht fortgesetzt werden kann. Das Verlassen des risikominimalen 
Zustands erfolgt mit Unterstützung der Technischen Aufsicht. Folgendes ist hierbei zu beachten: 
a) Die autonome Fahrfunktion kann initial der Technischen Aufsicht mögliche Fahrmanöver zur Fortsetzung 
der Fahrt vorschlagen und ausreichend Daten zur Beurteilung der Situation liefern. 
b) Wird durch die Technische Aufsicht ein Fahrmanöver vorgegeben, so muß dieses durch die autonome 
Fahrfunktion validiert werden. 
Unabhängig von den Buchstaben a und b darf das Fahrmanöver nicht ausgeführt werden, wenn daraus eine 
Gefährdung der am Verkehr Teilnehmenden und unbeteiligter Dritter resultieren würde. 
Die sichere Ausführung oder Nichtausführung solcher Fahrmanöver obliegt weiterhin der autonomen 
Fahrfunktion mit systemseitiger Auswertung der aktuellen Verkehrssituation vor Ort. 
Hinweis:
Der aktuelle Gesetzestext ist auf den ersten Blick korrekt, aber fatal beim zweiten Blick. Der menschliche Operator muß, 
insbesondere nach dem Überschreiten der Leistungsfähigkeitsgrenze eines Fahrzeugsystems, in der Lage sein das 
Fahrzeug zu steuern, ohne daß dieses durch das vorab bereits versagte System verhindert werden kann. Sonst hätte man 
einen Dead-Lock. 
Dieses gilt insbesondere, wenn ein Defekt vorliegt, welcher gemäß AFGBV §14 Anforderungen an die Technische Aufsicht 
(TA) Absatz 3 die als Technische Aufsicht eingesetzte natürliche Person verpflichtet die Fahraufgabe manuell zu 
übernehmen, bis der auslösende Defekt nachhaltig beseitigt worden ist. In diesem Fall besteht die Möglichkeit, daß das 
defekte System die sichere Ausführung / Nichtausführung eines Fahrmanövers überhaupt nicht mehr beurteilen kann.
Hinweis:
Autonome, automatisierte oder KI-Anwendungen können menschliche Verantwortung nicht ersetzen.
(Ethische Regeln haben Bestand)
Hinweis:
Der menschliche Operator mit der zugehörigen Kompetenz (es kann eine Begrenzung auf erfahrene Operator geben), 
muß in der Lage sein auch gegen einen Gegenstand, z.B. einen Stein auf der Straße bewußt zu fahren, z.B. nach einem 
Steinschlag, wo herabfallende Steine jetzt die Fahrbahn teilweise versperren, um das Fahrzeug aus der Gefahrenzone 
von weiteren herabfallenden Steinen zu bewegen, welche durch die Fahrzeugsicherheitssysteme nicht verhindert werden 
darf.
Hinweis:
Die Handlungen der Technischen Aufsicht (TA) insbesondere die Eingriffe nach einem Ereignis oder einem Minimum Risk 
Manoeuvre (MRM) unterliegen der automatisierten, fälschungssicheren Datenaufzeichnung gemäß  AFGBV Anlage 1 
Teil 3 Abschnitt 13.1 Zu speichernde Ereignisse

Fazit: Der markierte Gesetzestext ist durch die Legislative anzupassen.
Der markierte Text kann durch den folgenden ersetzt werden.
Im manuellen Fahrbetrieb muß der qualifizierte Mensch (Diplom-Ingenieur (FH/U) in der 
Fachrichtung Mathematik-Informatik-Naturwissenschaft-Technik (MINT) / Meister der 
Kraftfahrzeugmechatronik / Kraftfahrzeugmechanik) die bewußte Übersteuerung von 
Fahrzeugfunktionen inklusive der Sicherheitsfunktionen umsetzen können damit Gefährdungen von 
Leib und Leben abgewendet oder zumindest das Risiko von Verletzungen minimiert werden kann.
Hinweis:
Die Haftung geht hierbei vom den Systemen des Fahrzeugherstellers auf die Technische Aufsicht (TA) über, allerdings 
unterliegt die Handlung hier im direkten / übertragenem Sinne der Notwehr (BGB §227 und StGB §32).
Hinweis:
Der Text „im Übertragenem Sinne“ bedeutet hierbei, daß gemäß der juristischen Definition eine Notwehr, die 
Verteidigung von einem gegenwärtigen, rechtswidrigen Angriff auf sich oder eine Anderen darstellt, welcher durch die 
Handlung in Notwehr abgewendet wird. Naturereignisse können kein rechtswidriger Angriff sein, nichts desto trotz kann 
die Notwendigkeit der Verteidigung von Leben und Gesundheit von sich selbst oder anderen Lebewesen auch bei 
Naturgewalten gegebenen beziehungsweise notwendig sein. Dieses entspricht BGB §228 Notstand, hier jedoch kann 
die Gefahr verschuldende Naturgewalt nicht zum Schadensersatz verpflichtet werden, beziehungsweise kann gemäß 
StGB §34 hier ein Naturereignis kein Interesse aufweisen.
Begründung:
Sofern ein Steinschlag ein Fahrzeug trifft (ggf. sind Scheiben zerbrochen und Verletzte im Fahrzeug, der 
Weg vor und hinter den Fahrzeug wird durch Steine blockiert), dann muß der qualifizierte und zur 
Übersteuerung berechtigte Operator die autonome Fahrfunktion und auch die Sicherheitsfunktionen des 
Fahrzeugherstellers (OEM) mittels eines bewußt eingeleiteten Fahrmanövers (fahre an der Stelle gegen 
den Stein und schiebe diesen aus dem Weg) durch die Technische Aufsicht (TA) mit der definierten 
Qualifikation umgesetzt werden können. Andernfalls würde ein Gesetz verhindern, daß die Verletzten aus 
der Gefahrenzone (potentieller folgender Steinschlag) heraus bewegt werden können, wodurch auch die 
Versorgung der Verletzten durch die Rettungskräfte nicht möglich wäre ohne das Leben der Einsatzkräfte 
bewußt, unter Inkaufnahme der vorsätzlichen, potentiellen Tötung der Retter, unverantwortlich grob 
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fahrlässig zu gefährden. Außerdem wird das Heranbringen der Einsatzkräfte erschwert, weil auch deren 
Weg (jetzt aus Blickwinkel der Heranfahrenden) ebenfalls durch die identischen Steine blockiert wird, 
welches die potentielle Tötung der Verletzten durch unterlassene Versorgung als Folge der juristisch 
verweigerten Möglichkeit der Fahrzeugbewegung unter Ausschluß der dazu abzuschaltenden 
Sicherheitsfunktionen nicht erlaubt. 
Hinweis: 
Selbstverständlich sind diese Aktionen fälschungssicher aufzuzeichnen, gemäß  AFGBV Anlage 1 Teil 3 Abschnitt 13.1 
Zu speichernde Ereignisse.
Hinweis:
Die vorgeschlagene Modifikation setzt StVG §1a Absatz 2 Punkt 3 um.
Hinweis:
Inhomogenität zwischen dem Gesetz StVG und der abholenden Verordnung AFGBV. Das Kraftfahrzeug (OEM) muß 
die Funktionalität der Übersteuerung und Deaktivierung aufweisen, jedoch ist die Nutzung durch die Technische 
Aufsicht (TA) von den Fahrzeugsystemen vor der Ausführung zu verifizieren, welches auch zu einer Nichtausführung 
führen kann.

 AFGBV Anlage 1 Teil 4 Abschnitt 14.2
Übernahme der Fahraufgabe durch manuelle Steuerung außerhalb des festgelegten Betriebsbereichs Erreicht 
die autonome Fahrt die Grenzen des festgelegten Betriebsbereichs, muß das Kraftfahrzeug durch die 
autonome Funktion in den risikominimalen Zustand versetzt werden. Wird die Fahrt außerhalb der Grenzen 
des festgelegten Betriebsbereichs durch eine fahrzeugführende Person fortgesetzt, ist die fahrzeugführende 
Person mittels eines geeigneten Interaktionskonzepts zur Aktivität aufzufordern. Sofern das Stehenbleiben 
des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion den umlaufenden Verkehr oder Dritte behindern würde, ist die 
Aufforderung durch einen entsprechenden Hinweis zu ergänzen. Die Aufforderung ist in ihrer Intensität 
fortlaufend zu steigern. Die Aufforderung kann beispielsweise durch Signaltöne in zunehmender Lautstärke 
oder durch Vibrationen mit zunehmender Intensität erfolgen.

■ BOKraft §2 Grundregel
Der Betrieb des Unternehmens sowie die Ausrüstung und Beschaffenheit der Fahrzeuge müssen den 
besonderen Anforderungen genügen, die sich aus dem Vertrauen in eine sichere und ordnungsgemäße 
Beförderung ergeben.

■ BOKraft §7 Grundregel
Das im Fahrdienst eingesetzte Betriebspersonal hat die besondere Sorgfalt anzuwenden, die sich daraus 
ergibt, daß ihm Personen zur Beförderung anvertraut sind.

■ BOKraft §8 Verhalten im Fahrdienst
(1) Das Betriebspersonal, das im Fahrdienst oder zur Bedienung von Fahrgästen eingesetzt ist, hat sich 

rücksichtsvoll und besonnen zu verhalten.
(2) Im Obusverkehr sowie im Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen nach § 42 PBefG ist die nächste Haltestelle 

rechtzeitig anzukündigen.
(2a) Im Verkehr mit Kraftomnibussen hat der Fahrzeugführer dafür zu sorgen, daß den Fahrgästen durch 

Informationseinrichtungen (§ 21 Abs. 2) angezeigt wird, wann Sicherheitsgurte anzulegen sind. Vor 
Fahrtantritt hat der Fahrzeugführer die Fahrgäste auf die Pflicht zum Anlegen von Sicherheitsgurten 
hinzuweisen, soweit eine solche Pflicht besteht.

(3) Im Obusverkehr sowie im Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen ist dem im Fahrdienst eingesetzten 
Betriebspersonal untersagt, 
1. während des Dienstes und der Dienstbereitschaft alkoholische Getränke oder andere die 

dienstliche Tätigkeit beeinträchtigende Mittel zu sich zu nehmen oder die Fahrt anzutreten, obwohl 
es unter der Wirkung solcher Getränke oder Mittel steht,

2. (weggefallen)
3. beim Lenken des Fahrzeugs Fernsehrundfunkempfänger zu benutzen,
4. während der Beförderung von Fahrgästen Übertragungsanlagen, Tonrundfunkempfänger oder 

Tonwiedergabegeräte zu anderen als betrieblichen oder Verkehrsfunk-Hinweisen zu benutzen,
5. sich beim Lenken des Fahrzeugs zu unterhalten.

(4) Im Gelegenheitsverkehr mit Kraftomnibussen finden die Vorschriften des Absatzes 3 Nr. 1, 3 und 5 
entsprechende Anwendung.

(5) Im Taxen- und Mietwagenverkehr sowie im sonstigen Gelegenheitsverkehr mit Personenkraftwagen 
finden die Vorschriften des Absatzes 3 Nr. 1 und 3 entsprechende Anwendung.
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■ BOKraft §10 Mitführen von Vorschriften und Fahrplänen
Die geltenden Vorschriften über die Beförderungsentgelte, Beförderungsbedingungen und Fahrpläne sind 
mitzuführen. Den Fahrgästen ist auf Verlangen Einsicht zu gewähren.
Hinweis:
Sofern es sich um Fahrzeuge im Fahrbetrieb ohne Fahrzeugführer handelt kann diese Verbindlichkeit über im Fahrzeug 
implementierte Informationssystem des Fahrgast-HMI realisiert werden.

■ BOKraft §13 Beförderung von Personen
Der Unternehmer und das im Fahrdienst eingesetzte Betriebspersonal sind nach Maßgabe der Vorschriften 
des Personenbeförderungsgesetzes verpflichtet, die Beförderung von Personen durchzuführen. Soweit nicht 
ein Ausschluß von der Beförderungspflicht nach anderen Rechtsvorschriften besteht, können sie die 
Beförderung ablehnen, wenn Tatsachen vorliegen, die die Annahme rechtfertigen, daß die zu befördernde 
Person eine Gefahr für die Sicherheit und Ordnung des Betriebs oder für die Fahrgäste darstellt.

■ BOKraft §14 Verhalten der Fahrgäste
(1) Die Fahrgäste haben sich bei der Benutzung der Betriebsanlagen und Fahrzeuge so zu verhalten, wie es 

die Sicherheit und Ordnung des Betriebs und die Rücksicht auf andere Personen gebieten. Anweisungen 
des Betriebspersonals ist zu folgen.

(2) Den Fahrgästen ist insbesondere untersagt,
1. in Obussen und Kraftomnibussen sich mit dem Fahrzeugführer während der Fahrt zu unterhalten,
2. die Türen während der Fahrt eigenmächtig zu öffnen,
3. Sicherungseinrichtungen mißbräuchlich zu betätigen,
4. Gegenstände aus dem Fahrzeug zu werfen oder hinausragen zu lassen,
5. während der Fahrt auf- oder abzuspringen,
6. ein als besetzt bezeichnetes Fahrzeug zu betreten,
7. ein Fahrzeug zu betreten oder zu verlassen, wenn die bevorstehende Abfahrt angekündigt ist oder 

die Türen geschlossen werden,
8. (weggefallen)
9. Tonrundfunk- oder Fernsehrundfunkempfänger sowie Tonwiedergabegeräte zu benutzen.

(3) Im Obusverkehr sowie im Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen sind die Fahrgäste außerdem verpflichtet,
1. die Fahrzeuge nur an den Haltestellen zu betreten und zu verlassen; Ausnahmen bedürfen der 

Zustimmung des Betriebspersonals,
2. zügig ein- und auszusteigen und dabei die besonders gekennzeichneten Türen zu benutzen,
3. Durchgänge sowie Ein- und Ausstiege freizuhalten,
4. sich im Fahrzeug stets einen festen Halt zu verschaffen,
5. sie begleitende Kinder sorgfältig zu beaufsichtigen und dafür zu sorgen, daß Kinder nicht auf den 

Sitzplätzen knien oder stehen.
(4) Verletzt ein Fahrgast trotz Ermahnung die ihm obliegenden Pflichten nach den Absätzen 1 bis 3, kann er 

von der Beförderung ausgeschlossen werden.
Hinweis:
Verhaltensvorgaben können über die Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) als „Verfahrensanweisung“ an die 
Fahrgäste als verbindlicher Vertragsbestandteil der Beförderung vorgegeben / vereinbart werden. Die Verhaltensregeln 
sollten in den üblichen Sprachen im Fahrzeug sichtbar angebracht sein.
Hinweis:
Bei autonomen Fahrzeugen im Fahrbetrieb ohne Fahrzeugführer (FoF) kann BOKraft §14 Absatz 2 Punkt 1 nicht 
auftreten. Des Weiteren macht BOKraft §14 Absatz 2 Punkt 9 keinen Sinn, da jedes Smartphone diese Funktionalität 
besitzt, außerdem ist nicht die Fähigkeit des Gerätes relevant, sondern die Anwendung / Nutzung der Funktion. Darüber 
hinaus wäre hier die audiovisuelle Ablenkung relevant, sofern ein Fahrzeugführer das Fahrzeug steuern wurde.

■ BOKraft §15 Beförderung von Sachen
(1) Der Fahrgast hat Sachen (Handgepäck, Reisegepäck, Kinderwagen) so unterzubringen und zu 
beaufsichtigen, daß die Sicherheit und Ordnung des Betriebs durch sie nicht gefährdet und andere Fahrgäste 
nicht belästigt werden können. Satz 1 gilt auch für Tiere; sie dürfen nicht auf Sitzplätzen untergebracht 
werden. Durchgänge sowie Ein- und Ausstiege sind freizuhalten.
(2) Von der Beförderung sind gefährliche Stoffe und gefährliche Gegenstände ausgeschlossen, insbesondere

1. explosionsfähige, leicht entzündliche, radioaktive, übelriechende oder ätzende Stoffe,
2. unverpackte oder ungeschützte Sachen, durch die Fahrgäste verletzt werden können,
3. Gegenstände, die über die Wagenumgrenzung hinausragen.

(3) § 14 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 4 ist anzuwenden.
Hinweis:
Verhaltensvorgaben können über die Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) als „Verfahrensanweisung“ an die 
Fahrgäste als verbindlicher Vertragsbestandteil der Beförderung vorgegeben / vereinbart werden. Die Verhaltensregeln 
sollten in den üblichen Sprachen im Fahrzeug sichtbar angebracht sein.
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■ BOKraft §21 Verständigung mit dem Fahrzeugführer
(1) Obusse und Kraftomnibusse des Linienverkehrs müssen deutlich hör- oder sichtbare 
Verständigungseinrichtungen haben

1. zur Erteilung von Fahr- oder Halteaufträgen durch das Betriebspersonal,
2. bei Ein-Mann-Betrieb zur Mitteilung des Haltewunschs der Fahrgäste an den Fahrzeugführer.

In Kraftomnibussen, die überwiegend im Gelegenheitsverkehr verwendet werden, sind diese Einrichtungen 
entbehrlich, wenn sichergestellt ist, daß die Verständigung des Fahrzeugführers in anderer Weise erfolgen 
kann. 
(2) Kraftomnibusse, für die Sicherheitsgurte vorgeschrieben sind, müssen geeignete 
Informationseinrichtungen haben, die den Fahrgästen anzeigen, wann Sicherheitsgurte anzulegen sind.
Hinweis:
Bei autonomen Fahrzeugen im Fahrbetrieb ohne Fahrzeugführer (FoF) erfolgt die Verständigung mit dem Fahrzeugführer 
mittels Signalknöpfen aus dem Fahrgast-HMI, welche priorisierte Meldungen an die Technische Aufsicht (TA) übermitteln, 
welches insbesondere für den Nothalt, Notruf und den allgemeinen Haltewunsch gilt. Rückfrage an einen menschlichen 
Operator, können als Kommunikationswunsch auch an die ÖV-Leitstelle beziehungsweise an das zuständige 
Fahrgastinformationsmanagement (FGI) als Servicestelle ausgelagert werden, hierfür kann das Fahrzeug mit einem 
Kommunikationsknopf ausgerüstet werden.

■ StVG §1a Kraftfahrzeuge mit hoch- oder vollautomatisierter Fahrfunktion
(1) Der Betrieb eines Kraftfahrzeugs mittels hoch- oder vollautomatisierter Fahrfunktion ist zulässig, wenn 

die Funktion bestimmungsgemäß verwendet wird.
(2) Kraftfahrzeuge mit hoch- oder vollautomatisierter Fahrfunktion im Sinne dieses Gesetzes sind solche, die 

über eine technische Ausrüstung verfügen,
1. die zur Bewältigung der Fahraufgabe – einschließlich Längs- und Querführung – das jeweilige 

Kraftfahrzeug nach Aktivierung steuern (Fahrzeugsteuerung) kann,
2. die in der Lage ist, während der hoch- oder vollautomatisierten Fahrzeugsteuerung den an die 

Fahrzeugführung gerichteten Verkehrsvorschriften zu entsprechen,
3. die jederzeit durch den Fahrzeugführer manuell übersteuerbar oder deaktivierbar ist,
4. die die Erforderlichkeit der eigenhändigen Fahrzeugsteuerung durch den Fahrzeugführer erkennen 

kann,
5. die dem Fahrzeugführer das Erfordernis der eigenhändigen Fahrzeugsteuerung mit ausreichender 

Zeitreserve vor der Abgabe der Fahrzeugsteuerung an den Fahrzeugführer optisch, akustisch, taktil 
oder sonst wahrnehmbar anzeigen kann und

6. die auf eine der Systembeschreibung zuwiderlaufende Verwendung hinweist.
Der Hersteller eines solchen Kraftfahrzeugs hat in der Systembeschreibung verbindlich zu erklären, daß 
das Fahrzeug den Voraussetzungen des Satzes 1 entspricht

(3) Die vorstehenden Absätze sind nur auf solche Fahrzeuge anzuwenden, die nach § 1 Absatz 1 
zugelassen sind, den in Absatz 2 Satz 1 enthaltenen Vorgaben entsprechen und deren hoch- oder 
vollautomatisierte Fahrfunktionen
1. in internationalen, im Geltungsbereich dieses Gesetzes anzuwendenden Vorschriften beschrieben 

sind und diesen entsprechen oder
2. eine Typgenehmigung gemäß Artikel 20 der Richtlinie 2007/46/EG des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 5. September 2007 zur Schaffung eines Rahmens für die Genehmigung von 
Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhängern sowie von Systemen, Bauteilen und selbstständigen 
technischen Einheiten für diese Fahrzeuge (Rahmenrichtlinie) (ABl. L 263 vom 9.10.2007, S. 1) 
erteilt bekommen haben.

(4) Fahrzeugführer ist auch derjenige, der eine hoch- oder vollautomatisierte Fahrfunktion im Sinne des 
Absatzes 2 aktiviert und zur Fahrzeugsteuerung verwendet, auch wenn er im Rahmen der 
bestimmungsgemäßen Verwendung dieser Funktion das Fahrzeug nicht eigenhändig steuert.

■ StVG §1b Rechte und Pflichten des Fahrzeugführers bei Nutzung hoch- oder vollautomatisierter 
Fahrfunktionen
(1) Der Fahrzeugführer darf sich während der Fahrzeugführung mittels hoch- oder vollautomatisierter 

Fahrfunktionen gemäß § 1a vom Verkehrsgeschehen und der Fahrzeugsteuerung abwenden; dabei muß 
er derart wahrnehmungsbereit bleiben, daß er seiner Pflicht nach Absatz 2 jederzeit nachkommen kann.

(2) Der Fahrzeugführer ist verpflichtet, die Fahrzeugsteuerung unverzüglich wieder zu übernehmen,
1. wenn das hoch- oder vollautomatisierte System ihn dazu auffordert oder
2. wenn er erkennt oder auf Grund offensichtlicher Umstände erkennen muß, daß die 

Voraussetzungen für eine bestimmungsgemäße Verwendung der hoch- oder vollautomatisierten 
Fahrfunktionen nicht mehr vorliegen.
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■ StVG §1d Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion in festgelegten Betriebsbereichen
(1) Ein Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion im Sinne dieses Gesetzes ist ein Kraftfahrzeug, das

1. die Fahraufgabe ohne eine fahrzeugführende Person selbstständig in einem festgelegten 
Betriebsbereich erfüllen kann und

2. über eine technische Ausrüstung gemäß § 1e Absatz 2 verfügt.
(2) Ein festgelegter Betriebsbereich im Sinne dieses Gesetzes bezeichnet den örtlich und räumlich

bestimmten öffentlichen Straßenraum, in dem ein Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion bei 
Vorliegen der Voraussetzungen gemäß § 1e Absatz 1 betrieben werden darf.

(3) Technische Aufsicht eines Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion im Sinne dieses Gesetzes ist 
diejenige natürliche Person, die dieses Kraftfahrzeug während des Betriebs gemäß § 1e Absatz 2 
Nummer 8 deaktivieren und für dieses Kraftfahrzeug gemäß § 1e Absatz 2 Nummer 4 und Absatz 3 
Fahrmanöver freigeben kann.

(4) Risikominimaler Zustand im Sinne dieses Gesetzes ist ein Zustand, in dem sich das Kraftfahrzeug mit 
autonomer Fahrfunktion auf eigene Veranlassung oder auf Veranlassung der Technischen Aufsicht an 
einer möglichst sicheren Stelle in den Stillstand versetzt und die Warnblinkanlage aktiviert, um unter 
angemessener Beachtung der Verkehrssituation die größtmögliche Sicherheit für die Fahrzeuginsassen, 
andere Verkehrsteilnehmende und Dritte zu gewährleisten.

■ StVG §1e Betrieb von Kraftfahrzeugen mit autonomer Fahrfunktion; Widerspruch und Anfechtungsklage
(1) Der Betrieb eines Kraftfahrzeugs mittels autonomer Fahrfunktion ist zulässig, wenn 

1. das Kraftfahrzeug den technischen Voraussetzungen gemäß Absatz 2 entspricht,
2. für das Kraftfahrzeug eine Betriebserlaubnis nach Absatz 4 erteilt worden ist,
3. das Kraftfahrzeug in einem von der nach Bundes- oder Landesrecht zuständigen Behörde oder auf

Bundesfernstraßen, soweit dem Bund die Verwaltung zusteht, von der Gesellschaft privaten Rechts 
im Sinne des Infrastrukturgesellschaftserrichtungsgesetzes genehmigten, festgelegten 
Betriebsbereich eingesetzt wird und

4. das Kraftfahrzeug zur Teilnahme am öffentlichen Straßenverkehr gemäß § 1 Absatz 1 zugelassen 
ist.

Ein Betrieb eines Kraftfahrzeugs gemäß § 1h und die Zulassung im Übrigen gemäß § 1 Absatz 1 bleiben 
hiervon unberührt.

(2) Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion müssen über eine technische Ausrüstung verfügen, die in der 
Lage ist,
1. die Fahraufgabe innerhalb des jeweiligen festgelegten Betriebsbereichs selbstständig zu 

bewältigen, ohne daß eine fahrzeugführende Person in die Steuerung eingreift oder die Fahrt des 
Kraftfahrzeugs permanent von der Technischen Aufsicht überwacht wird, 

2. selbstständig den an die Fahrzeugführung gerichteten Verkehrsvorschriften zu entsprechen und die 
über ein System der Unfallvermeidung verfügt, das
a) auf Schadensvermeidung und Schadensreduzierung ausgelegt ist, 
b) bei einer unvermeidbaren alternativen Schädigung unterschiedlicher Rechtsgüter die 

Bedeutung der Rechtsgüter berücksichtigt, wobei der Schutz menschlichen Lebens die 
höchste Priorität besitzt, und

c) für den Fall einer unvermeidbaren alternativen Gefährdung von Menschenleben keine weitere 
Gewichtung anhand persönlicher Merkmale vorsieht,

3. das Kraftfahrzeug selbstständig in einen risikominimalen Zustand zu versetzen, wenn die 
Fortsetzung der Fahrt nur durch eine Verletzung des Straßenverkehrsrechts möglich wäre,

4. im Fall der Nummer 3 der Technischen Aufsicht selbstständig 
a) mögliche Fahrmanöver zur Fortsetzung der Fahrt vorzuschlagen sowie
b) Daten zur Beurteilung der Situation zu liefern, damit die Technische Aufsicht über eine 

Freigabe des vorgeschlagenen Fahrmanövers entscheiden kann,
5. ein von der Technischen Aufsicht vorgegebenes Fahrmanöver zu überprüfen und dieses nicht 

auszuführen, sondern das Kraftfahrzeug selbstständig in einen risikominimalen Zustand zu 
versetzen, wenn das Fahrmanöver am Verkehr teilnehmende oder unbeteiligte Personen gefährden 
würde, 

6. eine Beeinträchtigung ihrer Funktionalität der Technischen Aufsicht unverzüglich anzuzeigen, 
7. ihre Systemgrenzen zu erkennen und beim Erreichen einer Systemgrenze, beim Auftreten einer 

technischen Störung, die die Ausübung der autonomen Fahrfunktion beeinträchtigt, oder beim 
Erreichen der Grenzen des festgelegten Betriebsbereichs das Kraftfahrzeug selbstständig in einen 
risikominimalen Zustand zu versetzen,

8. jederzeit durch die Technische Aufsicht oder durch Fahrzeuginsassen deaktiviert zu werden und im 
Falle einer Deaktivierung das Kraftfahrzeug selbstständig in den risikominimalen Zustand zu 
versetzen,
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9. der Technischen Aufsicht das Erfordernis der Freischaltung eines alternativen Fahrmanövers, der 
Deaktivierung mit ausreichender Zeitreserve sowie Signale zum eigenen Funktionsstatus optisch, 
akustisch oder sonst wahrnehmbar anzuzeigen und

10. ausreichend stabile und vor unautorisierten Eingriffen geschützte Funkverbindungen, insbesondere 
zur Technischen Aufsicht, sicherzustellen und das Kraftfahrzeug selbstständig in einen 
risikominimalen Zustand zu versetzen, wenn diese Funkverbindung abbricht oder darauf unerlaubt 
zugegriffen wird.

(3) Zur Erfüllung der Anforderungen nach Absatz 2 Nummer 1 bis 4 ist es im Falle sonstiger 
Beeinträchtigungen, die dazu führen, daß die technische Ausrüstung die Fahraufgabe nicht selbstständig 
bewältigen kann, auch ausreichend, wenn
1. die technische Ausrüstung in der Lage ist sicherzustellen, daß alternative Fahrmanöver durch die 

Technische Aufsicht vorgegeben werden können,
2. die alternativen Fahrmanöver gemäß Nummer 1 durch die technische Ausrüstung selbstständig 

ausgeführt werden und
3. die technische Ausrüstung in der Lage ist, die Technische Aufsicht mit ausreichender Zeitreserve 

optisch, akustisch oder sonst wahrnehmbar zur Vorgabe eines Fahrmanövers aufzufordern.
(4) Liegen die technischen Voraussetzungen gemäß Absatz 2 und die Erklärung des Herstellers nach § 1f 

Absatz 3 Nummer 4 vor, erteilt das Kraftfahrt-Bundesamt auf Antrag des Herstellers eine 
Betriebserlaubnis für ein Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion. Laufende Genehmigungsverfahren, 
die sachlich unter § 1d bis § 1g fallen und in denen der Antrag auf Erteilung einer Betriebserlaubnis 
inklusive einer Ausnahmegenehmigung bereits gestellt worden ist, bleiben unberührt.

(5) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen den Widerruf oder die Rücknahme einer Betriebserlaubnis für 
ein Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion haben keine aufschiebende Wirkung.

(6) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen den Widerruf oder die Rücknahme einer Genehmigung eines 
festgelegten Betriebsbereichs haben keine aufschiebende Wirkung.

■ StVG §1f  Pflichten der Beteiligten beim Betrieb von Kraftfahrzeugen mit autonomer Fahrfunktion Absatz 2
Die Technische Aufsicht über ein Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion ist verpflichtet,

1. ein alternatives Fahrmanöver nach § 1e Absatz 2 Nummer 4 und Absatz 3 zu bewerten und das 
Kraftfahrzeug hierfür freizuschalten, sobald ihr ein solches optisch, akustisch oder sonst 
wahrnehmbar durch das Fahrzeugsystem angezeigt wird, die vom Fahrzeugsystem bereitgestellten 
Daten ihr eine Beurteilung der Situation ermöglichen und die Durchführung des alternativen 
Fahrmanövers nicht die Verkehrssicherheit gefährdet,

2. die autonome Fahrfunktion unverzüglich zu deaktivieren, sobald dies optisch, akustisch oder sonst 
wahrnehmbar durch das Fahrzeugsystem angezeigt wird,

3. Signale der technischen Ausrüstung zum eigenen Funktionsstatus zu bewerten und gegebenenfalls 
erforderliche Maßnahmen zur Verkehrssicherung einzuleiten und

4. unverzüglich Kontakt mit den Insassen des Kraftfahrzeugs herzustellen und die zur 
Verkehrssicherung notwendigen Maßnahmen einzuleiten, wenn das Kraftfahrzeug in den 
risikominimalen Zustand versetzt wird.

■ StVO §3 Geschwindigkeit Absatz 1
Wer ein Fahrzeug führt, darf nur so schnell fahren, daß das Fahrzeug ständig beherrscht wird. Die 
Geschwindigkeit ist insbesondere den Straßen-, Verkehrs-, Sicht- und Wetterverhältnissen sowie den 
persönlichen Fähigkeiten und den Eigenschaften von Fahrzeug und Ladung anzupassen. Beträgt die 
Sichtweite durch Nebel, Schneefall oder Regen weniger als 50 m, darf nicht schneller als 50 km/h gefahren 
werden, wenn nicht eine geringere Geschwindigkeit geboten ist. Es darf nur so schnell gefahren werden, daß 
innerhalb der übersehbaren Strecke gehalten werden kann. Auf Fahrbahnen, die so schmal sind, daß dort 
entgegenkommende Fahrzeuge gefährdet werden könnten, muß jedoch so langsam gefahren werden, daß 
mindestens innerhalb der Hälfte der übersehbaren Strecke gehalten werden kann.

■ StVO §3 Geschwindigkeit Absatz 2
Ohne triftigen Grund dürfen Kraftfahrzeuge nicht so langsam fahren, daß sie den Verkehrsfluß behindern.

■ StVO §3 Geschwindigkeit Absatz 2a
Wer ein Fahrzeug führt, muß sich gegenüber Kindern, hilfsbedürftigen und älteren Menschen, insbesondere 
durch Verminderung der Fahrgeschwindigkeit und durch Bremsbereitschaft, so verhalten, daß eine 
Gefährdung dieser Verkehrsteilnehmer ausgeschlossen ist.

Die Auflistung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit.
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 3.1.4 Anforderungen an den Betriebshof (BH)

■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 1 Punkt 1
Der Halter hat zur Erfüllung der Pflichten nach § 1f Absatz 1 des Straßenverkehrsgesetzes während des 
Betriebs des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion zu gewährleisten, daß unter Zugrundelegung der 
vom Hersteller zur Verfügung gestellten Reparatur- und Wartungsinformationen die Fahrzeugsysteme für die 
aktive und passive Sicherheit des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion regelmäßig überprüft werden.

■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 1 Punkt 2
Der Halter hat zur Erfüllung der Pflichten nach § 1f Absatz 1 des Straßenverkehrsgesetzes während des 
Betriebs des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion zu gewährleisten, daß täglich vor Betriebsbeginn 
eine erweiterte Abfahrkontrolle nach Absatz 7 durchgeführt wird.

■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 1 Punkt 3
Der Halter hat zur Erfüllung der Pflichten nach § 1f Absatz 1 des Straßenverkehrsgesetzes während des 
Betriebs des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion zu gewährleisten, daß unter Zugrundelegung der 
vom Hersteller zur Verfügung gestellten Reparatur- und Wartungsinformationen ab dem Tag der Zulassung 
zum Straßenverkehr alle 90 Tage eine Gesamtprüfung nach den Vorgaben des Betriebshandbuchs für das 
Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion durchgeführt wird.

■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 1 Punkt 4
Der Halter hat zur Erfüllung der Pflichten nach § 1f Absatz 1 des Straßenverkehrsgesetzes während des 
Betriebs des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion zu gewährleisten, daß die Ergebnisse der 
Gesamtprüfungen nach Nummer 3 einschließlich einer Beschreibung aller festgestellten Mängel und 
durchgeführter Instandsetzungen in einem Bericht dokumentiert und dem Kraftfahrt-Bundesamt sowie der 
zuständigen Behörde auf Verlangen unverzüglich übermittelt werden, sofern dies erforderlich ist.

■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 2 Punkt 1
Der Halter hat sicherzustellen, daß bei der Durchführung von Maßnahmen nach Absatz 1 jede Person 
geeignet im Sinne von Satz 2 ist. Die für die Durchführung der technischen und organisatorischen 
Maßnahmen verantwortlichen Personen sind geeignet, wenn sie eine Meisterprüfung im 
Kraftfahrzeugmechaniker-Handwerk erfolgreich bestanden haben; diesem Abschluß steht der Abschluß als 
Diplom-Ingenieur, Diplom-Ingenieur (FH), Ingenieur (graduiert), Bachelor, Master oder der staatlich geprüfte 
Techniker der Fachrichtung Maschinenbau, Fahrzeugtechnik, Elektrotechnik oder Luft- und 
Raumfahrttechnik/Luftfahrzeugtechnik gleich, sofern die betreffende Person nachweislich im 
Kraftfahrzeugbereich tätig ist und eine mindestens dreijährige Tätigkeit nachweisen kann. 

■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 2 Punkt 2
Der Halter hat sicherzustellen, daß bei der Durchführung von Maßnahmen nach Absatz 1 jede Person 
geeignet im Sinne von Satz 2 ist. Die für die Durchführung der technischen und organisatorischen 
Maßnahmen verantwortlichen Personen sind geeignet, wenn sie eine Schulung in Bezug auf das 
Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion beim Hersteller dieses Kraftfahrzeugs erfolgreich abgeschlossen 
haben.

■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 2 Punkt 3
Der Halter hat sicherzustellen, daß bei der Durchführung von Maßnahmen nach Absatz 1 jede Person 
geeignet im Sinne von Satz 2 ist. Die für die Durchführung der technischen und organisatorischen 
Maßnahmen verantwortlichen Personen sind geeignet, wenn sie im Hinblick auf die Wahrnehmung der ihnen 
anvertrauten Aufgaben zuverlässig sind; zur Beurteilung ihrer Zuverlässigkeit sind im Rahmen des Verfahrens 
nach den §§ 7 und 8 Absatz 2 jeweils ein Führungszeugnis zur Vorlage bei einer Behörde sowie, bei Einsatz 
für die Durchführung von Fahrten im manuellen Betrieb, eine Auskunft aus dem Fahrerlaubnisregister 
vorzulegen; § 8 Absatz 3 gilt entsprechend.

■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 3
Der Halter muß sicherstellen, daß Anweisungen zur ordnungsgemäßen Durchführung der Wartungsarbeiten, 
der Gesamtprüfungen, weiterer Untersuchungen und Fahrten im manuellen Fahrbetrieb vorliegen und daß 
diese Anweisungen befolgt werden. Die Anweisungen sind zu dokumentieren.

■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 4
Berichte über die Durchführung von Wartungsarbeiten, von Gesamtprüfungen und von weiteren 
Untersuchungen müssen durch den Halter oder die verantwortliche Person unverzüglich schriftlich oder 
elektronisch erstellt werden. Die Berichte sind zu unterzeichnen. Die Berichte sind zu dokumentieren und vom 
Halter oder von der für die Technische Aufsicht verantwortlichen Person sechs Monate lang aufzubewahren 
und nach Ablauf dieser Frist unverzüglich, bei elektronischer Speicherung automatisiert, zu löschen.
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■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 5
Die Anforderungen zur Dokumentenverwaltung für die Anweisungen nach Absatz 3 und der Berichte nach 
Absatz 4 müssen dem Stand der Technik entsprechen. Das Erfordernis des Stands der Technik wird vermutet, 
wenn die Vorgaben der ISO 9001:2015 Qualitätsmanagementsysteme – Grundlagen und Begriffe erfüllt 
werden. Darüber hinaus muß die Dokumentenverwaltung den Vorgaben der Artikel 24, 25 und 32 der 
Verordnung (EU) 2016/679 genügen.

■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 7
Die erweiterte Abfahrkontrolle im Sinne des Absatzes 1 Nummer 2 beginnt mit einer Probefahrt, um die 
Systeme zu aktivieren. Im Anschluß an die Probefahrt werden folgende Bereiche überprüft:
■ Bremsanlage, 
■ Lenkanlage, 
■ Lichtanlage, 
■ Reifen/Räder, 
■ Fahrwerk, 
■ sicherheitsrelevante elektronisch geregelte Fahrzeugsysteme sowie die Sensorik zur Erfassung externer und interner Parameter und
■ mechanische Fahrzeugsysteme für die aktive und passive Sicherheit.

■ AFGBV §13 Anforderungen an den Halter Absatz 8
Der Halter hat für das Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion eine Hauptuntersuchung nach Maßgabe der 
Anlage VIII in Verbindung mit Anlage VIIIa der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung zu veranlassen. Die 
Frist für die Hauptuntersuchung nach § 29 der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung beträgt sechs Monate 
ab dem Zeitpunkt der Zulassung des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 1 Funktionale Anforderungen an Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion
Abschnitt 7.3  Periodisch technische Fahrzeugüberwachung
Durch eine geeignete funktionelle und konstruktive Gestaltung des Kraftfahrzeugs ist die Durchführbarkeit der 
periodischen technischen Fahrzeugüberwachung sicherzustellen (beispielsweise manueller Fahrbetrieb, 
Zugänglichkeit von Bremsen). Insbesondere die Befahrbarkeit von Bremsprüfständen, Lichteinstellplätzen, 
Hebebühnen oder Gruben und die Durchführung aller vorgeschriebenen Prüfungen müssen möglich sein.

■  AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 8 Sensorik
Zur technischen Umsetzung der autonomen Fahrfunktion muß eine Sensorik verwendet werden, die alle für 
die sichere Erfüllung der Fahraufgabe erforderlichen Gegenstände, Daten oder Personen im Umfeld des 
Kraftfahrzeugs erfaßt und hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Daten die Vorgaben der 
Verordnung (EU) 2016/679, des Bundesdatenschutzgesetzes und spezialgesetzlicher datenschutzrechtlicher 
Vorschriften beachtet. Zur Erfüllung des in Satz 1 genannten Zwecks und unter Einhaltung der genannten 
Vorgaben kann die Sensorik durch externe Systeme unterstützt werden. Beeinflussen Wetter-, Umwelt- und 
Infrastrukturbedingungen die Leistungsfähigkeit der Sensorik, werden von der technischen Ausrüstung des 
Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion Maßnahmen eingeleitet, um die aus der verminderten 
Leistungsfähigkeit der Sensorik resultierenden Risiken auszugleichen. Die Sensorik ist in das 
Sicherheitskonzept des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion nach Nummer 7.2 und in die permanente 
Systemüberwachung nach Nummer 5 einzubinden.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 1 Abschnitt 9 Alterung und Abnutzung des Systems
Das Kraftfahrzeug muß die funktionalen Anforderungen auch bei Alterung und Abnutzung der relevanten 
Systemkomponenten erfüllen. Beeinflussen Alterungserscheinungen die Leistungsfähigkeit, beispielsweise 
der Sensorik, gleicht die technische Ausrüstung des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion die aus der 
verminderten Leistungsfähigkeit der Sensorik resultierenden Risiken durch geeignete Maßnahmen aus

■ BOKraft §2 Grundregel
Der Betrieb des Unternehmens sowie die Ausrüstung und Beschaffenheit der Fahrzeuge müssen den 
besonderen Anforderungen genügen, die sich aus dem Vertrauen in eine sichere und ordnungsgemäße 
Beförderung ergeben.

■ BOKraft §11 Fundsachen
Nach Beendigung jeder Fahrt haben Fahrzeugführer oder Schaffner festzustellen, ob Gegenstände 
zurückgeblieben sind. Fundsachen sind unverzüglich an die dafür vorgesehene Einrichtung des Betriebs oder 
an die von der Genehmigungsbehörde benannte Stelle abzuliefern, wenn sie nicht sofort zurückgegeben 
werden können. § 978 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bleibt unberührt.

■ BOKraft §16 Anzuwendende Vorschriften
Für Bau, Ausrüstung und Beschaffenheit der Fahrzeuge gelten neben den auf Grund des 
Straßenverkehrsgesetzes erlassenen Verordnungen die Vorschriften dieser Verordnung. Für Fahrzeuge im 
grenzüberschreitenden Verkehr und Transitverkehr (§§ 52 und 53 des Personenbeförderungsgesetzes) mit 
Staaten außerhalb der Europäischen Union können abweichend von Satz 1 zur Verbesserung der 
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Verkehrssicherheit und der Umweltverträglichkeit besondere Anforderungen gestellt werden, die den in der 
Europäischen Union geltenden Vorschriften entsprechen.

■ BOKraft §18 Ausrüstung
Beim Einsatz der Fahrzeuge ist die Ausrüstung den jeweiligen Straßen- und Witterungsverhältnissen 
anzupassen. Wenn es die Umstände angezeigt erscheinen lassen, sind Winterreifen, Schneeketten, Spaten 
und Hacke sowie Abschleppseil oder -stange mitzuführen.

■ StVG §5b Unterhaltung der Verkehrszeichen
(1) Die Kosten der Beschaffung, Anbringung, Entfernung, Unterhaltung und des Betriebs der amtlichen 

Verkehrszeichen und -einrichtungen sowie der sonstigen vom Bundesministerium für Verkehr und 
digitale Infrastruktur zugelassenen Verkehrszeichen und -einrichtungen trägt der Träger der 
Straßenbaulast für diejenige Straße, in deren Verlauf sie angebracht werden oder angebracht worden 
sind, bei geteilter Straßenbaulast der für die durchgehende Fahrbahn zuständige Träger der 
Straßenbaulast. Ist ein Träger der Straßenbaulast nicht vorhanden, so trägt der Eigentümer der Straße 
die Kosten.

(2) Diese Kosten tragen abweichend vom Absatz 1
a) die Unternehmer der Schienenbahnen für Andreaskreuze, Schranken, Blinklichter mit oder ohne 

Halbschranken;
b) die Unternehmer im Sinne des Personenbeförderungsgesetzes für Haltestellenzeichen; [...]
d) die Bauunternehmer und die sonstigen Unternehmer von Arbeiten auf und neben der Straße für 

Verkehrszeichen und -einrichtungen, die durch diese Arbeiten erforderlich werden;
e) die Unternehmer von Werkstätten, Tankstellen sowie sonstigen Anlagen und Veranstaltungen für 

die entsprechenden amtlichen oder zugelassenen Hinweiszeichen; [...]

Die Auflistung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit.

 3.1.5 Anforderungen an das Kraftfahrt-Bundesamt (KBA)

 AFGBV §5 Marktüberwachung Absatz 1
Das Kraftfahrt-Bundesamt führt die Aufgaben der Marktüberwachung durch hinsichtlich der nach dieser 
Verordnung zu genehmigenden und genehmigten Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion und 
Fahrzeugteile.

 AFGBV §5 Marktüberwachung Absatz 2
Das Kraftfahrt-Bundesamt führt regelmäßige Kontrollen durch, um nachzuprüfen,

1. ob auf dem Markt bereitgestellte oder in Verkehr befindliche Kraftfahrzeuge mit autonomer 
Fahrfunktion und Fahrzeugteile mit den Anforderungen dieser Verordnung übereinstimmen, und

2. ob von auf dem Markt bereitgestellten oder in Verkehr befindlichen Fahrzeugen und Fahrzeugteilen 
Gefährdungen für die Gesundheit, die Sicherheit, die Umwelt oder für andere im öffentlichen 
Interesse schützenswerte Rechtsgüter ausgehen.

 AFGBV §5 Marktüberwachung Absatz 3
Das Kraftfahrt-Bundesamt beteiligt das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik bei der 
Bewertung der informationstechnischen Sicherheit von Fahrzeugen und Fahrzeugteilen.

 AFGBV §5 Marktüberwachung Absatz 4
Das Kraftfahrt-Bundesamt trifft die erforderlichen Maßnahmen zur Wahrung der Verkehrssicherheit, 
insbesondere die Vorbereitung eines Widerrufs nach §6, wenn es den begründeten Verdacht hat, daß ein 
Fahrzeug oder Fahrzeugteil im Anwendungsbereich dieser Verordnung deren Anforderungen nicht 
hinreichend erfüllt.

 AFGBV §5 Marktüberwachung Absatz 5
Die Hersteller und die Halter von Kraftfahrzeugen mit autonomer Fahrfunktion sind verpflichtet

▶ das Kraftfahrt-Bundesamt bei der Durchführung der Marktüberwachungstätigkeiten zu unterstützen und

▶ dem Kraftfahrt-Bundesamt auf Verlangen die für die Marktüberwachung erforderlichen Unterlagen und 
Informationen sowie andere technische Spezifikationen unentgeltlich bereitzustellen, wobei die Hersteller 
auf Verlangen auch einen Zugang zu Software und Algorithmen ermöglichen müssen.

■ BOKraft §2 Grundregel
Der Betrieb des Unternehmens sowie die Ausrüstung und Beschaffenheit der Fahrzeuge müssen den 
besonderen Anforderungen genügen, die sich aus dem Vertrauen in eine sichere und ordnungsgemäße 
Beförderung ergeben.
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■ BOKraft §5 Auswärtige Unternehmer
(1) Hat ein Unternehmer seinen Sitz (Wohnsitz) nicht am Ort des Betriebssitzes, kann die 

Genehmigungsbehörde anordnen, daß er zur Wahrnehmung der ihm nach § 3 obliegenden Aufgaben 
einen am Ort des Betriebssitzes ansässigen Vertreter bestellt. Die Genehmigungsbehörde kann dem 
Unternehmer zur Erfüllung der Anordnung eine angemessene Frist setzen.

(2) Die Bestellung des Vertreters bedarf der Bestätigung durch die Genehmigungsbehörde. Sie darf nur 
ausgesprochen werden, wenn der Vertreter zuverlässig und fachlich geeignet im Sinne des § 13 Abs. 1 
Nr. 2 und 3 des Personenbeförderungsgesetzes ist.

(3) Die Bestätigung ist zurückzunehmen, wenn bei ihrer Erteilung eine der Voraussetzungen des Absatzes 2 
Satz 2 nicht vorgelegen hat. § 4 Abs. 5 Satz 2 gilt entsprechend.

(4) Die Bestätigung ist zu widerrufen, wenn nachträglich die Voraussetzung der Zuverlässigkeit weggefallen 
ist.

■ BOKraft §22 Stehplätze
(1) Stehplätze sind nur zulässig, wenn das Fahrzeug im Obusverkehr oder im Linienverkehr mit 

Kraftomnibussen eingesetzt wird.
(2) Bei einem Linienverkehr mit Kraftomnibussen, der nicht Orts- oder Nachbarortslinienverkehr ist, kann die 

Genehmigungsbehörde die Zulässigkeit von Stehplätzen ganz oder teilweise ausschließen.

■ BOKraft §32 Haltestellen
(1) Bei der Bestimmung über die Anbringung der Haltestellenzeichen nach § 45 Abs. 3 StVO ist dem 

genehmigten Fahrplan entsprechend den Erfordernissen des Betriebs und des Verkehrs Rechnung zu 
tragen.

(2) Der Unternehmer hat neben den Angaben nach § 40 Abs. 4 PBefG
1. an der Haltestelle die Liniennummer sowie den Namen des Unternehmers anzubringen; anstelle 

des Namens des Unternehmers kann bei Verkehrsverbünden und Verkehrsgemeinschaften deren 
Bezeichnung treten,

2. im Orts- und Nachbarortslinienverkehr an der Haltestelle deren Bezeichnung auf einem 
Zusatzschild deutlich sichtbar anzugeben,

3. an verkehrsreichen Haltestellen des Ortslinienverkehrs Behälter zum Abwerfen benutzter   
Fahrscheine anzubringen.

■ BOKraft §41 Hauptuntersuchungen
(1) Bei den Hauptuntersuchungen der Fahrzeuge nach § 29 StVZO ist auch festzustellen, ob die Fahrzeuge 

den Vorschriften dieser Verordnung entsprechen.
(2) Nach Hauptuntersuchungen hat der Unternehmer eine Ausfertigung des Untersuchungsberichts, bei 

Kraftomnibussen das Prüfbuch, unverzüglich der Genehmigungsbehörde oder der von der 
Landesregierung bestimmten Behörde vorzulegen.

■ BOKraft §42 Außerordentliche Hauptuntersuchungen
(1) Vor der ersten Inbetriebnahme in einem Unternehmen hat der Unternehmer auf seine Kosten eine 

außerordentliche Hauptuntersuchung des Fahrzeugs zu veranlassen und der Genehmigungsbehörde 
darüber unverzüglich den Untersuchungsbericht, bei Kraftomnibussen das Prüfbuch, vorzulegen.

(2) Besteht für ein fabrikneues Fahrzeug eine Allgemeine Betriebserlaubnis, so kann die außerordentliche 
Hauptuntersuchung nach Absatz 1 auf die Feststellung beschränkt werden, ob die Vorschriften dieser 
Verordnung erfüllt sind. Ist für einen Kraftomnibus die Übereinstimmung mit dieser Verordnung bei 
Erteilung der Allgemeinen Betriebserlaubnis festgestellt worden und bestätigt deren Inhaber dies durch 
Vermerk im Prüfbuch, kann die außerordentliche Hauptuntersuchung unterbleiben.

■ BOKraft §43 Ausnahmen
(1) Die zuständigen obersten Landesbehörden oder die von ihnen bestimmten oder nach Landesrecht 

zuständigen Stellen können in bestimmten Einzelfällen oder allgemein für bestimmte Antragsteller von 
allen Vorschriften dieser Verordnung Ausnahmen genehmigen. Von der Vorschrift des § 26 Abs. 1 Satz 2 
und Abs. 2 Satz 1 können sie für den Bereich einzelner Genehmigungsbehörden Ausnahmen auch 
allgemein für die Unternehmer, die im Besitz einer Genehmigung für den Taxen- oder Mietwagenverkehr 
sind, genehmigen. Ausnahmen von der Vorschrift der Anlage 1 sind hinsichtlich der Aufschrift und der 
Farbgebung nicht möglich.

(2) Allgemeine Ausnahmen regelt das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates nach Anhören der zuständigen obersten 
Landesbehörden.

(3) Die Ausnahmegenehmigung kann unter dem Vorbehalt des Widerrufs erteilt werden und mit 
Nebenbestimmungen (Bedingungen, Befristungen, Auflagen) versehen werden. Erforderlichenfalls kann 
die zuständige Behörde die Beibringung eines Sachverständigengutachtens auf Kosten des 
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Antragstellers verlangen. Der Bescheid ist mitzuführen und auf Verlangen zuständigen Personen 
auszuhändigen.

■ BOKraft §46 Berlin-Klausel
Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzblatt I 
S. 1) in Verbindung mit § 66 PBefG auch im Land Berlin.

■ PBefG §1a Klimaschutz und Nachhaltigkeit
Bei Anwendung dieses Gesetzes sind die Ziele des Klimaschutzes und der Nachhaltigkeit zu berücksichtigen.

■ PBefG §3a Bereitstellung von Mobilitätsdaten
(1) Der Unternehmer und der Vermittler sind verpflichtet, die folgenden statischen und dynamischen Daten 

sowie die entsprechenden Metadaten, die im Zusammenhang mit der Beförderung von Personen im 
Linienverkehr nach den §§ 42, 42a und 44 sowie im Gelegenheitsverkehr nach den §§ 47, 49 und 50 
entstehen, nach Maßgabe der nach § 57 Absatz 1 Nummer 12 zu erlassenden Rechtsverordnung über 
den Nationalen Zugangspunkt nach § 2 Nummer 11 des Intelligente Verkehrssysteme Gesetzes vom 11. 
Juni 2013 (BGBl. I S. 1553), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 17. Juni 2017 
(BGBl. I S. 2690) geändert worden ist, bereitzustellen:

 1. Daten im Zusammenhang mit der Beförderung von Personen im Linienverkehr:
 a) Name und Kontaktdaten des Anbieters, Fahrpläne, Routen, Preise oder Tarifstruktur, 

Buchungs- und Bezahlmöglichkeiten sowie Daten zur Barrierefreiheit und zum 
Umweltstandard der eingesetzten Fahrzeuge;

 b) Ausfälle, Störungen sowie Verspätungen und die voraussichtliche Abfahrts- und Ankunftszeit 
sowie die tatsächliche oder prognostizierte Auslastung des Verkehrsmittels;

 c) Bahnhöfe, Haltestellen und andere Zugangsknoten sowie Daten zu deren Barrierefreiheit; 
hierunter fallen auch Daten zur vorhandenen Infrastruktur an den Zugangsknoten wie 
Plattformen, Verkaufsstellen, Treppenhäuser, Rolltreppen und Aufzügen sowie

 d) aktueller Betriebsstatus der unter Buchstabe c genannten Zugangsknoten und der dort 
vorhandenen Infrastruktur;

 2. Daten im Zusammenhang mit der Beförderung von Personen im Gelegenheitsverkehr:
 a) Name und Kontaktdaten des Anbieters, Bediengebiet und -zeiten, Standorte und 

Stationen einschließlich ihrer Anzahl, Preise, Buchungs- und Bezahlmöglichkeiten, Daten 
zur Barrierefreiheit sowie zum Umweltstandard der eingesetzten Fahrzeuge;

b) Daten zur Verfügbarkeit von Fahrzeugen an Stationen und im Verkehr inklusive deren 
Auslastung in Echtzeit sowie Daten zu den tatsächlich abgerechneten Kosten.

(2) Die Bereitstellung der in Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a und c sowie in Nummer 2 Buchstabe a 
genannten Daten hat einmalig, die Bereitstellung der in Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b und d und 
Nummer 2 Buchstabe b genannten Daten hat fortlaufend in Echtzeit zu erfolgen. Die Daten sind in einem 
maschinenlesbaren Format bereitzustellen. Näheres bestimmt die nach § 57 Absatz 1 Nummer 12 zu 
erlassende Rechtsverordnung. Unternehmer und Vermittler müssen die in Absatz 1 Nummer 1 
Buchstabe a und c und Nummer 2 Buchstabe a genannten Daten aktualisieren, soweit sich in ihrem 
Geschäftsbetrieb Änderungen ergeben.

(3) Natürliche oder juristische Personen, die als Einzelunternehmer firmieren, sind von der 
Bereitstellungspflicht nach Absatz 1 ausgenommen. Die freiwillige Bereitstellung von Daten nach 
Absatz 1 bleibt hiervon unberührt.

(4) Unternehmer und Vermittler können sich bei der Erfüllung ihrer Bereitstellungspflicht eines 
Erfüllungsgehilfen bedienen.

(5) Stehen für die nach Absatz 1 Nummer 1 bereitzustellenden Daten auf Länderebene Systeme zur 
Verfügung, die dem Zweck der landeseinheitlichen Zusammenführung von Daten dienen, so sind die 
Daten vorrangig an diese Systeme zu liefern. Die Landessysteme garantieren, daß die bereitgestellten 
Daten und Metadaten umgehend an den Nationalen Zugangspunkt weitergeleitet werden. Dynamische 
Daten sind in Echtzeit weiterzuleiten. Hierzu müssen die Landessysteme mit dem Nationalen 
Zugangspunkt über eine funktionsfähige Schnittstelle verbunden sein. Die technischen Vorgaben des 
Nationalen Zugangspunktes sind einzuhalten.

■ PBefG §3c Datenlöschung
(1) Der Nationale Zugangspunkt und Behörden nach § 8 Absatz 3 sowie §§ 11 und 29 haben 

personenbezogene Daten unverzüglich zu löschen, wenn sie für die in § 3b Absatz 1 oder 3 genannten 
Zwecke nicht mehr erforderlich sind, …
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■ PBefG §8 Förderung der Verkehrsbedienung und Ausgleich der Verkehrsinteressen im öffentlichen 
Personennahverkehr
(1) Öffentlicher Personennahverkehr im Sinne dieses Gesetzes ist die allgemein zugängliche Beförderung 

von Personen mit Straßenbahnen, Obussen und Kraftfahrzeugen im Linienverkehr, die überwiegend 
dazu bestimmt sind, die Verkehrsnachfrage im Stadt-, Vorort- oder Regionalverkehr zu befriedigen. Das 
ist im Zweifel der Fall, wenn in der Mehrzahl der Beförderungsfälle eines Verkehrsmittels die gesamte 
Reiseweite 50 Kilometer oder die gesamte Reisezeit eine Stunde nicht übersteigt.

(2) Öffentlicher Personennahverkehr ist auch der Verkehr mit Taxen oder Mietwagen, der eine der in 
Absatz 1 genannten Verkehrsarten ersetzt, ergänzt oder verdichtet.

(3) Für die Sicherstellung einer ausreichenden den Grundsätzen des Klimaschutzes und der Nachhaltigkeit 
entsprechenden Bedienung der Bevölkerung mit Verkehrsleistungen im öffentlichen Personennahverkehr 
sind die von den Ländern benannten Behörden (Aufgabenträger) zuständig. Der Aufgabenträger definiert 
dazu die Anforderungen an Umfang und Qualität des Verkehrsangebotes, dessen Umweltqualität sowie 
die Vorgaben für die verkehrsmittelübergreifende Integration der Verkehrsleistungen in der Regel in 
einem Nahverkehrsplan. Der Nahverkehrsplan hat die Belange der in ihrer Mobilität oder sensorisch 
eingeschränkten Menschen mit dem Ziel zu berücksichtigen, für die Nutzung des öffentlichen 
Personennahverkehrs bis zum 1. Januar 2022 eine vollständige Barrierefreiheit zu erreichen. Die in 
Satz 3 genannte Frist gilt nicht, sofern in dem Nahverkehrsplan Ausnahmen konkret benannt und 
begründet werden. Im Nahverkehrsplan werden Aussagen über zeitliche Vorgaben und erforderliche 
Maßnahmen getroffen. Bei der Aufstellung des Nahverkehrsplans sind die vorhandenen Unternehmer 
frühzeitig zu beteiligen; soweit vorhanden sind Behindertenbeauftragte oder Behindertenbeiräte, 
Verbände der in ihrer Mobilität oder sensorisch eingeschränkten Fahrgäste und Fahrgastverbände 
anzuhören. Ihre Interessen sind angemessen und diskriminierungsfrei zu berücksichtigen. Der 
Nahverkehrsplan bildet den Rahmen für die Entwicklung des öffentlichen Personennahverkehrs. Die 
Länder können weitere Einzelheiten über die Aufstellung und den Inhalt der Nahverkehrspläne regeln.

(3a) Die Genehmigungsbehörde wirkt im Rahmen ihrer Befugnisse nach diesem Gesetz und unter Beachtung 
des Interesses an einer wirtschaftlichen, den Klimaschutz und die Nachhaltigkeit sowie die 
Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse berücksichtigenden Verkehrsgestaltung an der Erfüllung der 
dem Aufgabenträger nach Absatz 3 Satz 1 obliegenden Aufgabe mit. Sie hat hierbei einen 
Nahverkehrsplan zu berücksichtigen, der unter den Voraussetzungen des Absatzes 3 Satz 6 zustande 
gekommen ist und vorhandene Verkehrsstrukturen beachtet.

(3b) Für Vereinbarungen von Verkehrsunternehmen und für Beschlüsse und Empfehlungen von 
Vereinigungen dieser Unternehmen gilt § 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen nicht, 
soweit sie dem Ziel dienen, für eine Integration der Nahverkehrsbedienung, insbesondere für 
Verkehrskooperationen, für die Abstimmung oder den Verbund der Beförderungsentgelte und für die 
Abstimmung der Fahrpläne, zu sorgen. Sie bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Anmeldung bei der 
Genehmigungsbehörde. Für Vereinigungen von Unternehmen, die Vereinbarungen, Beschlüsse und 
Empfehlungen im Sinne von Satz 1 treffen, gilt § 19 Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2 Nummer 1 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen entsprechend. Verfügungen der Kartellbehörde, die 
solche Vereinbarungen, Beschlüsse oder Empfehlungen betreffen, ergehen im Benehmen mit der 
zuständigen Genehmigungsbehörde.

(4) Verkehrsleistungen im öffentlichen Personennahverkehr sind eigenwirtschaftlich zu erbringen. 
Eigenwirtschaftlich sind Verkehrsleistungen, deren Aufwand gedeckt wird durch Beförderungserlöse, 
Ausgleichsleistungen auf der Grundlage von allgemeinen Vorschriften nach Artikel 3 Absatz 2 und 3 der 
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2007 
über öffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße und zur Aufhebung der Verordnungen 
(EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates (ABl. L 315 vom 3.12.2007, S. 1) und sonstige 
Unternehmenserträge im handelsrechtlichen Sinne, soweit diese keine Ausgleichsleistungen für die 
Erfüllung gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen nach Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
1370/2007 darstellen und keine ausschließlichen Rechte gewährt werden. Ausgleichszahlungen für die 
Beförderung von Personen mit Zeitfahrausweisen des Ausbildungsverkehrs nach § 45a sind aus dem 
Anwendungsbereich der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 ausgenommen.

■ PBefG §8a Vergabe öffentlicher Dienstleistungsaufträge
(1) Soweit eine ausreichende Verkehrsbedienung für eine Gesamtleistung nach § 8a Absatz 2 Satz 4 oder 

für eine Teilleistung nicht entsprechend § 8 Absatz 4 Satz 1 möglich ist, ist die Verordnung (EG) Nr. 
1370/2007 maßgebend. Die zuständige Behörde im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 
(zuständige Behörde) kann zur Sicherstellung einer ausreichenden Verkehrsbedienung allgemeine 
Vorschriften im Sinne des Artikels 3 Absatz 2 und 3 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 erlassen oder 
öffentliche Dienstleistungsaufträge nach Maßgabe des Artikels 3 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
1370/2007 erteilen. Wer zuständige Behörde ist, richtet sich nach dem Landesrecht; sie soll 
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grundsätzlich mit dem Aufgabenträger nach § 8 Absatz 3 identisch sein.
(2) Sind öffentliche Dienstleistungsaufträge im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 für den Verkehr 

mit Straßenbahnen, Obussen oder mit Kraftfahrzeugen zugleich öffentliche Aufträge im Sinne des § 103 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen, gilt der Teil 4 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen. Die zuständige Behörde ist auch in diesem Fall zur Veröffentlichung nach 
Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 (Vorabbekanntmachung) verpflichtet; die 
Veröffentlichung soll nicht früher als 27 Monate vor Betriebsbeginn erfolgen und hat den Hinweis auf die 
Antragsfrist in § 12 Absatz 6 zu enthalten. In der Vorabbekanntmachung sollen die mit dem 
beabsichtigten Dienstleistungsauftrag verbundenen Anforderungen für Fahrplan, Beförderungsentgelt 
und Standards angegeben werden. Es kann angegeben werden, inwieweit eine Vergabe als 
Gesamtleistung beabsichtigt ist (Netz, Teilnetz, Linienbündel, Linie). Die Angaben können auch durch 
Verweis auf bestimmte Inhalte des Nahverkehrsplans im Sinne des § 8 Absatz 3 oder durch Verweis auf 
andere öffentlich zugängliche Dokumente geleistet werden.

(3) Die zuständige Behörde ist unter den in der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 genannten 
Voraussetzungen befugt, Verkehrsleistungen im Nahverkehr nach Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung 
(EG) Nr. 1370/2007 selbst zu erbringen oder nach Artikel 5 Absatz 2 und 4 der Verordnung (EG) 
Nr. 1370/2007 direkt zu vergeben.

(4) Bei der Vergabe eines öffentlichen Dienstleistungsauftrages nach Artikel 5 Absatz 3 und 4 der 
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 für den Verkehr mit Straßenbahnen, Obussen oder mit Kraftfahrzeugen 
sind die Interessen des Mittelstandes angemessen zu berücksichtigen. Bei der Vergabe eines 
öffentlichen Dienstleistungsauftrages nach Artikel 5 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 sind 
Leistungen in Lose aufgeteilt zu vergeben.

(5) Beabsichtigt die zuständige Behörde, Verkehrsleistungen im Nahverkehr selbst zu erbringen oder nach 
Artikel 5 Absatz 2 oder 4 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 direkt zu vergeben, so hat sie interessierte 
Unternehmer auf Antrag über die Gründe für die beabsichtigte Entscheidung zu informieren. Der Antrag 
ist innerhalb einer Frist von sechs Monaten nach der Vorabbekanntmachung zu stellen.

(6) Die Unternehmen können verlangen, daß die zuständige Behörde die Bestimmungen über die Vergabe 
öffentlicher Dienstleistungsaufträge einhält.

(7) Die Vergabe eines öffentlichen Dienstleistungsauftrages nach Artikel 5 Absatz 2 bis 5 der Verordnung 
(EG) Nr. 1370/2007 für den Verkehr mit Straßenbahnen, Obussen oder Kraftfahrzeugen unterliegt der 
Nachprüfung nach Teil 4 Kapitel 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen. Die 
Prüfungsmöglichkeiten der Aufsichtsbehörde der zuständigen Behörde bleiben unberührt.

(8) Die zuständige Behörde im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 kann in dem öffentlichen 
Dienstleistungsauftrag ein ausschließliches Recht im Sinne von Artikel 2 Buchstabe f der Verordnung 
(EG) Nr. 1370/2007 gewähren. Das ausschließliche Recht darf sich nur auf den Schutz der 
Verkehrsleistungen beziehen, die Gegenstand des öffentlichen Dienstleistungsauftrages sind. Die 
zuständige Behörde bestimmt hierbei den räumlichen und zeitlichen Geltungsbereich sowie die Art der 
Personenverkehrsdienstleistungen, die unter Ausschluss anderer Betreiber zu erbringen sind. Dabei 
dürfen solche Verkehre, die das Fahrgastpotenzial der geschützten Verkehre nur unerheblich 
beeinträchtigen, nicht ausgeschlossen werden.

■ PBefG §8b Wettbewerbliches Vergabeverfahren
(1) Ein wettbewerbliches Vergabeverfahren nach Artikel 5 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 muß 

die Anforderungen nach den Absätzen 2 bis 7 erfüllen.
(2) Die Bekanntmachung über das vorgesehene wettbewerbliche Vergabeverfahren muß allen in Betracht 

kommenden Bietern zugänglich sein. Sie kann auf der Internetseite www.bund.de veröffentlicht werden. 
Die Bekanntmachung muß alle für die Teilnahme an dem Vergabeverfahren erforderlichen Informationen 
enthalten, insbesondere Informationen über 

 1. den vorgesehenen Ablauf des wettbewerblichen Vergabeverfahrens, 
 2. vorzulegende Nachweise der Fachkunde, Zuverlässigkeit und Leistungsfähigkeit 

(Eignungsnachweis), 
 3. Anforderungen an die Übermittlung von Unterlagen sowie 
 4. Zuschlagskriterien einschließlich deren vorgesehener Gewichtung. 
(3) Die Dienstleistungen sind eindeutig und umfassend zu beschreiben, so daß alle in Betracht kommenden 

Bieter die Beschreibung im gleichen Sinne verstehen müssen und miteinander vergleichbare Angebote 
zu erwarten sind. Fristen sind unter Berücksichtigung der Komplexität der Dienstleistungen angemessen 
zu setzen.

(4) Die Teilnehmer an dem wettbewerblichen Vergabeverfahren sind gleich zu behandeln. Der Zuschlag ist 
auf das unter Berücksichtigung aller Umstände wirtschaftlichste Angebot zu erteilen.

(5) Werden Unteraufträge zugelassen, kann vorgegeben werden, daß die Übertragung von Unteraufträgen 
nach wettbewerblichen Grundsätzen vorzunehmen ist.
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(6) Das Vergabeverfahren ist von Beginn an fortlaufend zu dokumentieren. Alle wesentlichen 
Entscheidungen sind zu begründen.

(7) Der Aufgabenträger hat die nicht berücksichtigten Bieter über den Namen des ausgewählten 
Unternehmens, über die Gründe für ihre Nichtberücksichtigung und über den frühesten Zeitpunkt der 
Beauftragung unverzüglich zu informieren. Die §§ 134 und 135 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen gelten entsprechend.

■ PBefG §9 Umfang der Genehmigung
(1) Die Genehmigung wird erteilt 

1. bei einem Verkehr mit Straßenbahnen für den Bau, den Betrieb und die Linienführung,
2. bei einem Verkehr mit Obussen für den Bau, den Betrieb und die Linienführung,
3. bei einem Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen für die Einrichtung, die Linienführung und den    

Betrieb,
3a. bei einem Linienbedarfsverkehr mit Kraftfahrzeugen abweichend von Nummer 3 für die    

Einrichtung, das Gebiet, in dem der Verkehr durchgeführt wird, und den Betrieb,
4. bei einem Gelegenheitsverkehr mit Kraftomnibussen für den Betrieb,
5. bei einem Gelegenheitsverkehr mit Personenkraftwagen für die Form des Gelegenheitsverkehrs    

und den Betrieb mit bestimmten Kraftfahrzeugen unter Angabe ihrer amtlichen Kennzeichen und    
ergänzend bei einem gebündelten Bedarfsverkehr für das Gebiet, in dem der Verkehr       
durchgeführt wird.

(2) Soweit es die Zielsetzung des § 8 erfordert, kann in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 bis 3 die 
Genehmigung für eine Linie oder für mehrere Linien gebündelt erteilt werden.

(3) (weggefallen)
(4) (weggefallen)

■ PBefG §10 Entscheidung in Zweifelsfällen
Entstehen Zweifel darüber, ob eine Personenbeförderung den Vorschriften dieses Gesetzes unterliegt oder 
welcher Verkehrsart oder Verkehrsform ein Verkehr zugehört oder wer Unternehmer im Sinne des § 3 Abs. 1 
und 2 ist, so entscheidet die für den Sitz des Unternehmers zuständige, von der Landesregierung bestimmte 
Behörde.

■ PBefG §11 Genehmigungsbehörden
(1) Die Genehmigung erteilt die von der Landesregierung bestimmte Behörde.
(2) Zuständig ist
 1. bei einem Straßenbahn-, Obusverkehr oder einem Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen die 

Genehmigungsbehörde, in deren Bezirk der Verkehr ausschließlich betrieben werden soll, 
 2. bei einem Gelegenheitsverkehr mit Kraftfahrzeugen die Genehmigungsbehörde, in deren Bezirk der 

Unternehmer seinen Sitz oder seine Niederlassung im Sinne des Handelsrechts hat.
(3) Soll ein Straßenbahn-, Obusverkehr oder ein Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen in den Bezirken 

mehrerer Genehmigungsbehörden desselben Landes betrieben werden, so ist die 
Genehmigungsbehörde zuständig, in deren Bezirk die Linie ihren Ausgangspunkt hat. Wird eine 
Genehmigung gemäß § 9 Absatz 2 für mehrere Linien gebündelt erteilt, ist die Genehmigungsbehörde 
zuständig, in deren Bezirk die Mehrzahl der Linien betrieben werden soll. Bestehen Zweifel über die 
Zuständigkeit, so wird die zuständige Genehmigungsbehörde von der von der Landesregierung 
bestimmten Behörde benannt. Die zuständige Genehmigungsbehörde trifft ihre Entscheidung im 
Einvernehmen mit den an der Linienführung beteiligten Genehmigungsbehörden; 
Genehmigungsbehörden, deren Bezirke im Transit durchfahren werden, sind nicht zu beteiligen. Kommt 
ein Einvernehmen nicht zustande, so entscheidet die von der Landesregierung bestimmte Behörde.

(4) Soll ein Straßenbahn-, Obus- oder Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen in mehreren Ländern betrieben 
werden, so ist Absatz 3 Satz 1, 2 und 4 entsprechend anzuwenden. Bestehen zwischen den beteiligten 
Ländern Zweifel über die Zuständigkeit und kommt eine Einigung der obersten Landesverkehrsbehörden 
darüber nicht zustande, so entscheidet auf Antrag einer beteiligten obersten Landesverkehrsbehörde das 
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur. Das gleiche gilt, wenn über die Entscheidung 
eines Genehmigungsantrags zwischen den Genehmigungsbehörden der beteiligten Länder ein 
Einvernehmen nicht hergestellt und auch ein Einvernehmen zwischen den obersten 
Landesverkehrsbehörden darüber nicht erzielt werden kann.

■ PBefG §13 Voraussetzung der Genehmigung
(1) Die Genehmigung darf nur erteilt werden, wenn
 1. die Sicherheit und die Leistungsfähigkeit des Betriebs gewährleistet sind,
 2. keine Tatsachen vorliegen, die die Unzuverlässigkeit des Antragstellers als Unternehmer oder der 

für die Führung der Geschäfte bestellten Personen dartun,

öffentlich © ESE Engineering und Software-Entwicklung GmbH 2024 Seite 75/99



ÖV-LeitmotiF-KI-AP6-Zulassungskonzept-v1.0.odt 10.09.2024 12:21:07
Michael Oettelt freigegeben

 3. der Antragsteller als Unternehmer oder die für die Führung der Geschäfte bestellte Person fachlich 
geeignet ist und

 4. der Antragsteller und die von ihm mit der Durchführung von Verkehrsleistungen beauftragten 
Unternehmer ihren Betriebssitz oder ihre Niederlassung im Sinne des Handelsrechts im Inland 
haben. 

Die fachliche Eignung nach Satz 1 Nr. 3 wird durch eine angemessene Tätigkeit in einem Unternehmen 
des Straßenpersonenverkehrs oder durch Ablegung einer Prüfung nachgewiesen.

(1a) Abweichend von Absatz 1 darf beim Verkehr mit Kraftomnibussen die Genehmigung nur erteilt werden, 
wenn die Anforderungen nach Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 zur Festlegung gemeinsamer Regeln für die 
Zulassung zum Beruf des Kraftverkehrsunternehmers und zur Aufhebung der Richtlinie 96/26/EG des 
Rates (ABl. L 300 vom 14.11.2009, S. 51) erfüllt sind.

(2) Beim Straßenbahn-, Obusverkehr und Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen ist die Genehmigung zu 
versagen, wenn 

 1. der Verkehr auf Straßen durchgeführt werden soll, die sich aus Gründen der Verkehrssicherheit 
oder wegen ihres Bauzustandes hierfür nicht eignen, 

 2. der beantragte Verkehr ein ausschließliches Recht im Sinne von Artikel 2 Buchstabe f der 
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 verletzt, das von der zuständigen Behörde nach § 8a Absatz 1 in 
einem öffentlichen Dienstleistungsauftrag nach Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 1370/2007 unter Beachtung der in § 8a Absatz 8 genannten Voraussetzungen gewährt wurde, 

 3. durch den beantragten Verkehr die öffentlichen Verkehrsinteressen beeinträchtigt werden, 
insbesondere 

 a) der Verkehr mit den vorhandenen Verkehrsmitteln befriedigend bedient werden kann,
 b) der beantragte Verkehr ohne eine wesentliche Verbesserung der Verkehrsbedienung 

Verkehrsaufgaben wahrnehmen soll, die vorhandene Unternehmen oder Eisenbahnen bereits 
wahrnehmen, 

c) die für die Bedienung dieses Verkehrs vorhandenen Unternehmen oder Eisenbahnen bereit 
sind, die notwendige Ausgestaltung des Verkehrs innerhalb einer von der 
Genehmigungsbehörde festzusetzenden Frist und, soweit es sich um öffentlichen 
Personennahverkehr handelt, unter den Voraussetzungen des § 8 Absatz 3 selbst 
durchzuführen oder

d) der beantragte Verkehr einzelne ertragreiche Linien oder ein Teilnetz aus einem vorhandenen 
Verkehrsnetz oder aus einem im Nahverkehrsplan im Sinne des § 8 Absatz 3 festgelegten 
Linienbündel herauslösen würde. 

Satz 1 Nummer 2 und 3 gilt nicht für den Personenfernverkehr (§ 42a Satz 1).
(2a) Im öffentlichen Personennahverkehr kann die Genehmigung versagt werden, wenn der beantragte 

Verkehr mit einem Nahverkehrsplan im Sinne des § 8 Absatz 3 nicht in Einklang steht. Die Genehmigung 
ist zu versagen, wenn ein in der Frist nach § 12 Absatz 6 gestellter Antrag die in der 
Vorabbekanntmachung beschriebenen Anforderungen nicht erfüllt oder sich nur auf Teilleistungen 
bezieht, es sei denn, die zuständige Behörde erteilt gegenüber der Genehmigungsbehörde ihr 
Einvernehmen zu den beantragten Abweichungen. Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn der 
beantragte und in seinen Bestandteilen verbindlich zugesicherte Verkehr mindestens dem bisherigen 
Verkehrsangebot entspricht und darüber hinaus von den in der Vorabbekanntmachung beschriebenen 
weitergehenden Anforderungen zur Sicherstellung der ausreichenden Verkehrsbedienung nur 
unwesentlich abweicht. Als wesentlich gelten grundsätzlich Abweichungen von Anforderungen zu 
Linienweg und Haltestellen, zu Bedienungshäufigkeit und Bedienungszeitraum, zur Abstimmung der 
Fahrpläne und zur Barrierefreiheit. Das Gleiche gilt für Anforderungen zur Anwendung verbundener 
Beförderungstarife und Beförderungsbedingungen, für die ein Ausgleich nach der Verordnung (EG) Nr. 
1370/2007 gezahlt werden soll. Sofern diese Abweichungen Anforderungen betreffen, die über das 
bisherige Verkehrsangebot hinausgehen, sind sie nur dann wesentlich, wenn der Unternehmer, der 
diesen Verkehr bisher betrieben hat, hierzu angehört wurde und diese Anforderungen für die 
ausreichende Verkehrsbedienung erforderlich sind.

(2b) Werden im öffentlichen Personennahverkehr mehrere Anträge gestellt, die sich ganz oder zum Teil auf 
die gleiche oder im Wesentlichen gleiche Verkehrsleistung beziehen, so ist die Auswahl des 
Unternehmers danach vorzunehmen, wer die beste Verkehrsbedienung anbietet. Hierbei sind 
insbesondere die Festlegungen eines Nahverkehrsplans im Sinne des § 8 Absatz 3 zu berücksichtigen.

(2c) Auf Antrag des Aufgabenträgers ist die Genehmigungsbehörde verpflichtet, die Erfüllung der in den 
Absätzen 1, 1a und 2 Satz 1 Nummer 1 genannten Voraussetzungen bereits im Verfahren der Vergabe 
eines öffentlichen Dienstleistungsauftrages zu prüfen.

(3) Ist ein Verkehr von einem Unternehmer jahrelang in einer dem öffentlichen Verkehrsinteresse 
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entsprechenden Weise betrieben worden, so ist dieser Umstand, im öffentlichen Personennahverkehr 
unter den Voraussetzungen des § 8 Abs. 3, angemessen zu berücksichtigen; das gilt auch im Fall des 
Absatzes 2 Nummer 3.

(4) Beim Verkehr mit Taxen ist die Genehmigung zu versagen, wenn die öffentlichen Verkehrsinteressen 
dadurch beeinträchtigt werden, daß durch die Ausübung des beantragten Verkehrs das örtliche 
Taxengewerbe in seiner Funktionsfähigkeit bedroht wird. Hierbei sind für den Bezirk der 
Genehmigungsbehörde insbesondere zu berücksichtigen
1. die Nachfrage nach Beförderungsaufträgen im Taxenverkehr,
2. die Taxendichte, 
3. die Entwicklung der Ertrags- und Kostenlage unter Einbeziehung der Einsatzzeit,
4. die Anzahl und Ursachen der Geschäftsaufgaben. 
Zur Feststellung der Auswirkungen früher erteilter Genehmigungen auf die öffentlichen 
Verkehrsinteressen soll die Genehmigungsbehörde vor der Entscheidung über neue Anträge einen 
Beobachtungszeitraum einschalten. Der Beobachtungszeitraum soll höchstens ein Jahr seit der letzten 
Erteilung einer Genehmigung betragen.

(5) Bei der Erteilung der Genehmigungen für den Taxenverkehr sind Neubewerber und vorhandene 
Unternehmer angemessen zu berücksichtigen. Innerhalb der Gruppen sollen die Antragsteller nach der 
zeitlichen Reihenfolge des Eingangs der Anträge berücksichtigt werden. Ein Antragsteller wird 
unabhängig vom Zeitpunkt der Antragstellung nachrangig behandelt, wenn er
1. das Taxengewerbe nicht als Hauptbeschäftigung zu betreiben beabsichtigt, 
2. sein Unternehmen nicht als Hauptbeschäftigung betrieben hat oder innerhalb der letzten acht Jahre 

ganz oder teilweise veräußert oder verpachtet hat oder 
3. seiner Betriebspflicht nicht ordnungsgemäß nachgekommen ist. 
Einem Antragsteller darf jeweils nur eine Genehmigung erteilt werden, sofern nicht mehr 
Genehmigungen erteilt werden können, als Antragsteller vorhanden sind. Die Genehmigung ist 
Neubewerbern für die Dauer von zwei Jahren zu erteilen; die aus der Genehmigung erwachsenden 
Rechte und Pflichten dürfen während dieses Zeitraums nicht übertragen werden.

(5a) Bei einem gebündelten Bedarfsverkehr kann die Genehmigung versagt werden, wenn die öffentlichen 
Verkehrsinteressen dadurch beeinträchtigt werden, daß durch die Ausübung des beantragten Verkehrs 
die Verkehrseffizienz im beantragten Bediengebiet nicht mehr sichergestellt ist. Hierbei sind für den 
Bezirk der Genehmigungsbehörde von dieser zu berücksichtigen:
1. die Festsetzung der zulässigen Höchstzahl der genehmigungsfähigen Fahrzeuge der zuständigen 

Behörde und
2. die Anzahl der bereits genehmigten Fahrzeuge im gebündelten Bedarfsverkehr.

(5b) Beim Verkehr mit Taxen, Mietwagen sowie beim gebündelten Bedarfsverkehr kann die Genehmigung 
versagt werden, wenn die mit dem Verkehr beantragten Fahrzeuge nicht die Anforderungen der 
Emissionsvorgaben im Sinne von § 64b erfüllen. Beim Verkehr mit Taxen und im gebündelten 
Bedarfsverkehr kann die Genehmigung darüber hinaus versagt werden, wenn die mit dem Verkehr 
beantragten Fahrzeuge nicht die Vorgaben zur Barrierefreiheit im Sinne von § 64c erfüllen.

(6) Bei juristischen Personen des öffentlichen Rechts gelten die Genehmigungsvoraussetzungen nach 
Absatz 1 als gegeben.

(7) Bei der Genehmigung in den Fällen des § 2 Abs. 2 Nr. 2 und 3 sind die Absätze 2, 4 und 5 Satz 1, 2, 4 
und 5 nicht anzuwenden.

Hinweis:
Das KBA hat zu Prüfen, ob durch die dynamische Einsatzplanung (OnDemand) für Fahrzeuge im flexiblen Auftrags- oder 
Abrufbetrieb, sowie als Verstärker (Platooning), dem sogenannten gebündelten Bedarfsverkehr durch ein ÖPNV-
Unternehmen, die öffentlichen Verkehrsinteressen dadurch beeinträchtigt werden, daß durch die Ausübung des 
beantragten Verkehrs das örtliche Taxengewerbe in seiner Funktionsfähigkeit bedroht wird. In diesem Fall kann eine 
Genehmigung für das ÖPNV-Unternehmen versagt werden.
Hinweis:
Taxiunternehmen können als Bestandteil des ÖPNV-Konzeptes z.B. Rückfallebene (Fahrzeugausfall, Verstärker in 
Stoßzeiten oder auch als Notversorgung in Zeiten mit geringen Verkehrsaufkommen) mit eingebunden werden, wodurch 
eine gemeinsame Daseinsvorsorge generiert wird. Dadurch wird sowohl ein gleichzeitig von einander unabhängiger 
Betrieb (Konkurrenzkampf / Wettbewerb), als auch eine operative Zusammenarbeit als Erweiterung / Ergänzung 
(Gewährleistung der Daseinsvorsorge, abgesichert mittels Zweitlieferant) ermöglicht.

■ PBefG §14 Anhörungsverfahren
(1) Vor der Entscheidung über den Antrag auf Erteilung der Genehmigung für die Beförderung von Personen 

mit Straßenbahnen, Obussen oder mit Kraftfahrzeugen im Linienverkehr hat die Genehmigungsbehörde 
1. die Unternehmer, die im Einzugsbereich des beantragten Verkehrs Eisenbahn-, Straßenbahn-, 

Obusverkehr oder Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen betreiben, zu hören;
2. die Stellungnahmen der im Einzugsbereich des beantragten Verkehrs liegenden Gemeinden, bei 
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kreisangehörigen Gemeinden auch der Landkreise, der Aufgabenträger und der 
Verbundorganisationen, soweit diese Aufgaben für die Aufgabenträger oder Unternehmer 
wahrnehmen, der örtlich zuständigen Träger der Straßenbaulast, der nach Landesrecht 
zuständigen Planungsbehörden und der für Gewerbeaufsicht zuständigen Behörden sowie anderer 
Behörden, deren Aufgaben durch den Antrag berührt werden, einzuholen;

3. die Industrie- und Handelskammern, die betroffenen Fachgewerkschaften und die Fachverbände 
der Verkehrtreibenden gutachtlich zu hören; sie kann auch weitere Stellen hören.

Bei einem Antrag auf Erteilung einer Genehmigung für einen eigenwirtschaftlichen Verkehr mit 
Straßenbahnen, Obussen oder Kraftfahrzeugen im Linienverkehr ist das Anhörungsverfahren erst nach 
dem Ablauf der Antragsfrist in § 12 Absatz 5 oder 6 durchzuführen.

(2) Vor der Entscheidung über den Antrag auf Erteilung einer Genehmigung für die Beförderung von 
Personen mit Kraftfahrzeugen im Gelegenheitsverkehr hat die Genehmigungsbehörde die Gemeinde, in 
deren Gebiet der Betriebssitz des Unternehmens liegt, die nach Landesrecht für die Gewerbeaufsicht 
zuständige Behörde, die Industrie- und Handelskammer, die Fachgewerkschaften und Verkehrsverbände 
gutachtlich zu hören. Sie kann auch weitere Stellen hören.

(3) Die Genehmigungsbehörde kann von der Durchführung des Anhörungsverfahrens absehen, wenn sie 
aus eigener Kenntnis der Sachlage dem Antrag nicht entsprechen will oder in den Fällen des § 2 Abs. 2 
die Durchführung des Anhörungsverfahrens nicht zur Sachverhaltsaufklärung erforderlich ist. Wird bei 
einem Gelegenheitsverkehr mit Kraftfahrzeugen ein Kraftfahrzeugaustausch beantragt, ist davon 
abzusehen.

(4) Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Personen und Stellen können sich zu dem Antrag schriftlich 
gegenüber der Genehmigungsbehörde äußern. Stellungnahmen sind zu berücksichtigen, wenn diese 
binnen zwei Wochen, nachdem die Behörde die Vorgenannten über den Antrag in Kenntnis gesetzt hat, 
bei der Behörde eingehen.

(5) Bei Anträgen auf Erteilung einer Genehmigung für grenzüberschreitende Gelegenheitsverkehre oder für 
Transitverkehre sind die Absätze 1 bis 4 nicht anzuwenden. Bei Anträgen auf Erteilung einer 
Genehmigung für einen Personenfernverkehr (§ 42a Satz 1) sind nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 nur 
die Unternehmer zu hören, deren Rechte nach § 42a Satz 3 berührt sein können; Absatz 1 Satz 1 
Nummer 3 ist nicht anzuwenden.

■ PBefG §15 Erteilung und Versagung der Genehmigung
(1) Die Entscheidung über den Antrag erfolgt schriftlich; sie ist den Antragstellern und, soweit diese 

Einwendungen erhoben haben, auch den in § 14 Abs. 1 Nr. 1 und 2 genannten Personen und Stellen 
zuzustellen. Über den Antrag ist innerhalb von 3 Monaten nach Eingang bei der Genehmigungsbehörde 
zu entscheiden. Kann die Prüfung des Antrags in dieser Zeit nicht abgeschlossen werden, ist die Frist 
vor ihrem Ablauf in einem den Antragstellern mitzuteilenden Zwischenbescheid um den Zeitraum zu 
verlängern, der notwendig ist, um die Prüfung abschließen zu können. Die Verlängerung der in Satz 2 
bezeichneten Frist darf höchstens 3 Monate betragen. Die Genehmigung gilt als erteilt, wenn sie nicht 
innerhalb der Frist versagt wird. Die Frist für eine Entscheidung über einen Antrag auf Erteilung einer 
Genehmigung für einen Verkehr mit Straßenbahnen, Obussen oder Kraftfahrzeugen im Linienverkehr 
beginnt frühestens mit dem ersten Kalendertag nach dem Ablauf der Antragsfrist in § 12 Absatz 5 oder 6.

(2) Ist die Entscheidung über den Antrag unanfechtbar geworden, wird dem Antragsteller eine 
Genehmigungsurkunde erteilt. Einer juristischen Person darf die Genehmigungsurkunde erst 
ausgehändigt werden, wenn die Eintragung in das Register nachgewiesen ist.

(3) Die Genehmigung kann unter Bedingungen und Auflagen erteilt werden, sofern sich diese 
Nebenbestimmungen im Rahmen des Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen halten. Wurden dem Genehmigungsantrag weitere Bestandteile im Sinne des § 12 
Absatz 1a hinzugefügt, so ist deren Einhaltung durch eine Auflage zur Genehmigung abzusichern, in 
deren Kontrolle die zuständige Behörde auf ihren Wunsch eingebunden werden kann.

(4) Die Genehmigung darf nicht vorläufig oder mit einem Vorbehalt des Widerrufs erteilt werden.
(5) Die Genehmigungsbehörde hat die zuständige Berufsgenossenschaft von der Erteilung der 

Genehmigung zu unterrichten.

■ PBefG §16 Geltungsdauer der Genehmigung
(1) Die Geltungsdauer der Genehmigung für Straßenbahn-und Obusverkehr beträgt höchstens 15 Jahre. 

Sie kann unter den Voraussetzungen des Artikels 4 Absatz 3 Satz 2 und Absatz 4 der Verordnung (EG) 
Nr. 1370/2007 für einen längeren Zeitraum festgelegt werden. Bei Wiedererteilung der Genehmigung ist 
die Geltungsdauer so zu bemessen, daß die Genehmigung mit Vereinbarungen und Entscheidungen 
über die Benutzung öffentlicher Straßen nach § 31 Absatz 2 und 5 in Einklang steht. Ist die beantragte 
Verkehrsleistung Gegenstand eines öffentlichen Dienstleistungsauftrages im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 
der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007, darf die Geltungsdauer der Genehmigung die Laufzeit des 
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öffentlichen Dienstleistungsauftrages nicht überschreiten.
(2) Die Geltungsdauer der Genehmigung für Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen ist unter Berücksichtigung 

der öffentlichen Verkehrsinteressen zu bemessen. Sie beträgt höchstens zehn Jahre. Die Genehmigung 
kann unter den Voraussetzungen des Artikels 4 Absatz 3 Satz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 für 
einen längeren Zeitraum festgelegt werden. Ist die beantragte Verkehrsleistung Gegenstand eines 
öffentlichen Dienstleistungsauftrages im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 1370/2007, darf die Geltungsdauer der Genehmigung die Laufzeit des öffentlichen 
Dienstleistungsauftrages nicht überschreiten. Im öffentlichen Personennahverkehr ist § 8 Absatz 3 zu 
beachten.

(3) Weicht im öffentlichen Personennahverkehr ein Genehmigungsantrag für einen eigenwirtschaftlichen 
Verkehr wesentlich vom bisherigen Verkehrsangebot ab und sichert die zuständige Behörde der 
Genehmigungsbehörde die Vergabe eines dem bisherigen Verkehrsangebot entsprechenden 
öffentlichen Dienstleistungsauftrages zu, so ist die Geltungsdauer der Genehmigung so zu bemessen, 
daß sie zu dem Zeitpunkt endet, den die zuständige Behörde als Zeitpunkt der geplanten 
Betriebsaufnahme des zugesicherten Verkehrs angibt. Setzt die zuständige Behörde ihre Zusicherung 
nicht um, so ist die Geltungsdauer der Genehmigung unter Beachtung der Absätze 1 und 2 neu 
festzusetzen.

(4) Die Geltungsdauer der Genehmigungen für Gelegenheitsverkehr mit Kraftomnibussen beträgt höchstens 
zehn Jahre und für sonstigen Gelegenheitsverkehr mit Kraftfahrzeugen höchstens fünf Jahre.

■ PBefG §17 Genehmigungsurkunde
(1) Die Genehmigungsurkunde muß enthalten:

1. Name, Wohn- und Betriebssitz des Unternehmers,
2. Bezeichnung der Verkehrsart, für die die Genehmigung erteilt wird, im Gelegenheitsverkehr mit 

Personenkraftwagen auch der Verkehrsform,
3. Geltungsdauer der Genehmigung,
4. etwaige Bedingungen und Auflagen,
5. Bezeichnung der Aufsichtsbehörde,
6. bei Straßenbahn- oder Obusverkehr die Linienführung und im Falle des § 28 Abs. 4 einen Hinweis 

auf den Vorbehalt,
7. bei Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen die Linienführung oder bei Linienbedarfsverkehr das Gebiet, 

in dem der Verkehr betrieben wird,
8. bei Gelegenheitsverkehr mit Personenkraftwagen die amtlichen Kennzeichen der einzusetzenden 

Kraftfahrzeuge und ergänzend bei einem gebündelten Bedarfsverkehr das Gebiet, in dem der 
Verkehr durchgeführt wird.

(2) Im Falle eines Austausches von Kraftfahrzeugen im Gelegenheitsverkehr mit Personenkraftwagen hat 
der Unternehmer die Genehmigungsurkunde der Genehmigungsbehörde zur Ergänzung vorzulegen. 
Das gleiche gilt, wenn der Unternehmer ein Kraftfahrzeug nicht mehr im Gelegenheitsverkehr mit 
Personenkraftwagen einsetzt.

(3) Die Erteilung der Genehmigung kann nur durch die Genehmigungsurkunde oder eine amtliche 
Ausfertigung oder im Falle des Gelegenheitsverkehrs mit Kraftomnibussen durch eine beglaubigte Kopie 
der Gemeinschaftslizenz nach Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 über gemeinsame Regeln für den Zugang zum 
grenzüberschreitenden Personenkraftverkehrsmarkt und zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 561/2006 (ABl. L 300 vom 14.11.2009, S. 88) und die den Zusatz "Gilt auch als Genehmigung für die 
Beförderung im innerdeutschen Gelegenheitsverkehr" enthält, nachgewiesen werden.

(4) Im Gelegenheitsverkehr mit Kraftfahrzeugen ist die Genehmigungsurkunde oder eine gekürzte amtliche 
Ausfertigung oder eine beglaubigte Kopie der Gemeinschaftslizenz schriftlich oder in elektronischer Form 
während der Fahrt mitzuführen und auf Verlangen den zuständigen Personen zur Prüfung 
auszuhändigen. Im Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen gilt Satz 1 nur, wenn die Genehmigungsurkunde 
eine entsprechende Auflage enthält.

(5) Ist eine Genehmigung anders als durch Fristablauf ungültig geworden, ist die Genehmigungsurkunde 
unverzüglich einzuziehen. Ist dies nicht möglich, ist sie auf Kosten des Unternehmers für kraftlos zu 
erklären.

■ PBefG §18 Informationspflicht der Genehmigungsbehörde
(1) Die Genehmigungsbehörde hat ein Verzeichnis aller Genehmigungen, die im öffentlichen 

Personennahverkehr für den Verkehr mit Straßenbahnen, Obussen oder Kraftfahrzeugen im 
Linienverkehr bestehen, am Ende jedes Kalenderjahres auf der Internetseite der zuständigen 
Genehmigungsbehörde bekannt zu machen. Die Bekanntmachung muß folgende Angaben enthalten:
1. die Linienführung,
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2. die Geltungsdauer,
3. einen Hinweis darauf, daß der Antrag auf Genehmigung für den weiteren Betrieb des Verkehrs in 
den Fristen des § 12 Absatz 5 Satz 1 oder Absatz 6 Satz 1 gestellt werden kann.

(2) In die Bekanntmachung nach Absatz 1 können die nach Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 1370/2007 und die nach § 8a Absatz 2 Satz 2 dieses Gesetzes vorgeschriebenen Informationen der 
zuständigen Behörde aufgenommen werden. In diesem Fall ist die dreimonatige Frist für den Antrag auf 
Genehmigung eines Verkehrs abweichend von § 12 Absatz 6 Satz 1 besonders festzulegen.

■ PBefG §20 Einstweilige Erlaubnis
(1) Wenn eine sofortige Einrichtung, Erweiterung oder wesentliche Änderung eines Straßenbahn-, 

Obusverkehrs oder Linienverkehrs mit Kraftfahrzeugen im öffentlichen Verkehrsinteresse liegt, kann die 
Genehmigungsbehörde, in deren Bezirk der Verkehr betrieben werden soll, dem Antragsteller eine 
widerrufliche einstweilige Erlaubnis erteilen; die Voraussetzungen des § 13 Abs. 1 oder Absatz 1a 
müssen vorliegen. Die Erteilung ist auch den in § 14 Abs. 1 Nr. 1 genannten Unternehmern 
bekanntzugeben.

(2) Die einstweilige Erlaubnis wird schriftlich erteilt. Sie muß enthalten 
 1. den Hinweis auf diese Vorschrift mit einem Zusatz, daß die einstweilige Erlaubnis einen Anspruch 

auf Erteilung einer Genehmigung nicht begründet,
 2. Name, Wohn- und Betriebssitz des Unternehmers,
 3. Geltungsdauer,
 4. etwaige Bedingungen und Auflagen,
 5. Linienführung oder beim Linienbedarfsverkehr das Gebiet, in dem der Verkehr betrieben wird.
(3) Die einstweilige Erlaubnis erlischt nach sechs Monaten, soweit sie nicht vorher widerrufen wird. In den 

Fällen des Artikels 5 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 kann die einstweilige Erlaubnis auf bis 
zu zwei Jahre befristet werden. Sie begründet keinen Anspruch auf Erteilung einer Genehmigung. § 15 
Abs. 3 und 5 gilt entsprechend.

(4) § 17 Abs. 3, 4 und 5 gilt entsprechend.

■ PBefG §21 Betriebspflicht
(1) Der Unternehmer ist verpflichtet, den ihm genehmigten Betrieb aufzunehmen und während der 

Geltungsdauer der Genehmigung den öffentlichen Verkehrsinteressen und dem Stand der Technik 
entsprechend aufrechtzuerhalten. Gegenstand der Betriebspflicht sind alle Bestandteile der 
Genehmigung und die nach § 12 Absatz 1a zugesicherten Bestandteile des Genehmigungsantrages.

(2) Die Genehmigungsbehörde kann dem Unternehmer für die Aufnahme des Betriebs eine Frist setzen.
(3) Im öffentlichen Personennahverkehr kann die Genehmigungsbehörde dem Unternehmer auferlegen, den 

von ihm betriebenen Verkehr zu erweitern oder zu ändern, wenn die öffentlichen Verkehrsinteressen es 
erfordern und es dem Unternehmer unter Berücksichtigung seiner wirtschaftlichen Lage, einer 
ausreichenden Verzinsung und Tilgung des Anlagekapitals und der notwendigen technischen 
Entwicklung zugemutet werden kann. Für das Verfahren gelten die §§ 14, 15 und 17 entsprechend.

(4) Die Genehmigungsbehörde kann den Unternehmer auf seinen Antrag von der Verpflichtung nach 
Absatz 1 für den gesamten oder einen Teil des von ihm betriebenen Verkehrs vorübergehend oder auf 
Dauer entbinden, wenn ihm die Erfüllung der Betriebspflicht nicht mehr möglich ist oder ihm dies unter 
Berücksichtigung seiner wirtschaftlichen Lage, einer ausreichenden Verzinsung und Tilgung des 
Anlagekapitals und der notwendigen technischen Entwicklung nicht mehr zugemutet werden kann. Eine 
Entbindung von der Verpflichtung nach Absatz 1 für einen Teil des vom Unternehmer betriebenen 
Verkehrs darf darüber hinaus in der Regel nur vorgenommen werden, wenn das öffentliche 
Verkehrsinteresse nicht entgegensteht. Für Bestandteile des Genehmigungsantrages, die vom 
Unternehmer nach § 12 Absatz 1a verbindlich zugesichert wurden, bleibt die Erfüllung der Betriebspflicht 
in der Regel zumutbar. Bis zur Entscheidung über den Antrag hat der Unternehmer den Verkehr 
aufrechtzuerhalten. Die Genehmigungsbehörde informiert die zuständige Behörde über eine 
beabsichtigte Entbindung so rechtzeitig, daß diese eine Notmaßnahme nach Artikel 5 Absatz 5 der 
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 ergreifen kann.

(5) Im Personenfernverkehr (§ 42a Satz 1) kann der Unternehmer unbeschadet des Absatzes 4 der 
Genehmigungsbehörde anzeigen, daß er den Verkehr einstellen will. In diesem Fall endet die 
Betriebspflicht drei Monate nach Eingang der Anzeige bei der Genehmigungsbehörde.

■ PBefG §25 Widerruf der Genehmigung
(1) Die Genehmigungsbehörde hat die Genehmigung zu widerrufen, wenn 
 1. nicht mehr alle Voraussetzungen des § 13 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 vorliegen, 
 2. bei eigenwirtschaftlichen Verkehren die Betriebspflichten nachhaltig nicht erfüllt werden oder
 3. bei Verkehren nach § 8a Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EG) 

Nr. 1370/2007 nach Feststellung der zuständigen Behörde kein wirksamer öffentlicher 
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Dienstleistungsauftrag mehr besteht. 
Die erforderliche Zuverlässigkeit des Unternehmers ist insbesondere nicht mehr gegeben, wenn in 
seinem Verkehrsunternehmen trotz schriftlicher Mahnung die der Verkehrssicherheit dienenden 
Vorschriften nicht befolgt werden oder den Verpflichtungen zuwidergehandelt wird, die dem Unternehmer 
nach diesem Gesetz oder nach den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften obliegen.

(2) Die Genehmigungsbehörde kann die Genehmigung widerrufen, wenn die Voraussetzungen des § 13 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 nicht mehr vorliegen oder der Unternehmer die ihm gesetzlich obliegenden 
arbeitsrechtlichen, sozialrechtlichen oder die sich aus seinem Unternehmen ergebenden 
steuerrechtlichen Verpflichtungen wiederholt nicht erfüllt oder in schwerwiegender Weise dagegen 
verstoßen hat.

(3) Auf Verlangen der Genehmigungsbehörde hat der Unternehmer den Nachweis zu führen, daß die 
Voraussetzungen des § 13 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 vorliegen und die sonst in Absatz 2 bezeichneten 
Verpflichtungen erfüllt werden. Die Finanzbehörden dürfen den Genehmigungsbehörden Mitteilung über 
die wiederholte Nichterfüllung der sich aus dem Unternehmen ergebenden steuerrechtlichen 
Verpflichtungen oder die Abgabe der Vermögensauskunft nach § 284 der Abgabenordnung machen.

(3a) Soweit beim Verkehr mit Kraftomnibussen eine Genehmigung nicht nach Artikel 13 Absatz 3 der 
Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 zu entziehen ist, hat die zuständige Behörde die Genehmigung zu 
widerrufen, wenn nachträglich Tatsachen eintreten, die zur Versagung der Berufszulassung hätten führen 
müssen. Artikel 13 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 ist entsprechend anzuwenden. Absatz 3 
Satz 2 gilt entsprechend.

(4) Die Absätze 1 bis 3a sind auf den Widerruf der Genehmigung für die Übertragung der Betriebsführung 
entsprechend anzuwenden.

■ PBefG §25a Untersagung von Personenkraftverkehrsgeschäften
Rechtfertigen Tatsachen die Annahme, daß beim Verkehr mit Kraftomnibussen der Unternehmer oder der 
Verkehrsleiter die Voraussetzungen hinsichtlich der Zuverlässigkeit nach Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr. 
1071/2009 nicht erfüllt, kann dem Unternehmer oder dem Verkehrsleiter die Führung von 
Personenkraftverkehrsgeschäften untersagt werden. Das Untersagungsverfahren kann unabhängig von 
einem Verfahren auf Widerruf der Genehmigung durchgeführt werden. Auf Antrag ist dem Unternehmer oder 
dem Verkehrsleiter die Führung von Personenkraftverkehrsgeschäften von der Behörde, die die Führung von 
Personenkraftverkehrsgeschäften untersagt hat, wieder zu gestatten, wenn Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, daß eine Unzuverlässigkeit im Sinne des Satzes 1 nicht mehr vorliegt. Vor Ablauf eines Jahres 
nach Bestandskraft der Untersagungsverfügung kann die Wiederaufnahme der Führung von 
Personenkraftverkehrsgeschäften nur gestattet werden, wenn hierfür besondere Gründe vorliegen.

■ PBefG §26 Erlöschen der Genehmigung
Die Genehmigung erlischt

1. bei einem Straßenbahn-, Obusverkehr oder Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen sowie einem 
Taxenverkehr, wenn der Unternehmer
a) den Betrieb nicht innerhalb der ihm von der Genehmigungsbehörde gesetzten Frist 

aufgenommen hat oder
b) von der Verpflichtung zur Aufrechterhaltung des gesamten ihm genehmigten Verkehrs dauernd 

entbunden wird, …

■ PBefG §54 Aufsicht
(1) Der Unternehmer unterliegt hinsichtlich der Erfüllung der Vorschriften dieses Gesetzes sowie der hierzu 

erlassenen Rechtsverordnungen und der Einhaltung der durch die Genehmigung auferlegten 
Verpflichtungen (Bedingungen, Auflagen) der Aufsicht der Genehmigungsbehörde. Die von der 
Landesregierung bestimmte Behörde kann die Genehmigungsbehörde ermächtigen, die Aufsicht über 
den Linien- und Gelegenheitsverkehr mit Kraftfahrzeugen auf nachgeordnete Behörden zu übertragen. 
Die technische Aufsicht über Straßenbahnen und Obusunternehmen wird von der von der 
Landesregierung bestimmten Behörde ausgeübt. Die technische Aufsicht kann von der Landesregierung 
anderen Stellen durch Rechtsverordnung übertragen werden. Ausgenommen hiervon sind die Aufgaben 
nach § 9 Abs. 1 der Straßenbahn-Bau- und -Betriebsordnung vom 11. Dezember 1987 (BGBl. I S. 2648) 
sowie nach § 8 Abs. 1 und § 9 Abs. 1 der Straßenbahn-Betriebsleiter-Prüfungsverordnung vom 
29. Juli 1988 (BGBl. I S. 1554). Soweit die technische Aufsicht auf eine andere Stelle übertragen wird, 
darf diese nicht sich selbst nach § 5 Abs. 2 der Straßenbahn-Bau- und -Betriebsordnung beauftragen.

(2) Die Aufsichtsbehörde kann sich über alle ihrer Zuständigkeit unterliegenden Einrichtungen und 
Maßnahmen des Unternehmers unterrichten. Der Unternehmer hat der Aufsichtsbehörde alle 
wesentlichen Veränderungen ohne Aufforderung unverzüglich anzuzeigen. Beim Verkehr mit 
Kraftomnibussen hat der Unternehmer abweichend von Satz 2 Änderungen der in Artikel 16 Absatz 2 
Unterabsatz 1 Buchstabe a bis d der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 genannten Daten der 
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Aufsichtsbehörde innerhalb von 28 Tagen mitzuteilen.
(3) Die Aufsichtsbehörde kann Unternehmen, die einen Omnibusbahnhof betreiben, anhalten, die 

Benutzung durch den Linien- und Gelegenheitsverkehr mit Kraftfahrzeugen und den Betrieb so zu 
regeln, daß der Verkehr ordnungsgemäß abgewickelt und den Pflichten nach § 39 Abs. 7 und 
§ 40 Abs. 4 genügt werden kann.

■ PBefG §54a Prüfungsbefugnisse der Genehmigungsbehörde
(1) Die Genehmigungsbehörde kann zur Durchführung der Aufsicht und zur Vorbereitung ihrer 

Entscheidungen durch Beauftragte die erforderlichen Ermittlungen anstellen, insbesondere 
1. Einsicht in die Bücher und Geschäftspapiere nehmen, 
2. von dem Unternehmer und den im Geschäftsbetrieb tätigen Personen Auskunft verlangen. Der zur 

Erteilung der Auskunft Verpflichtete kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren 
Beantwortung ihn selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung 
bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens nach 
dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde.

Zu den in Satz 1 genannten Zwecken dürfen die dem Geschäftsbetrieb dienenden Grundstücke und 
Räume innerhalb der üblichen Geschäfts- und Arbeitsstunden betreten werden. Der Unternehmer und 
die im Geschäftsbetrieb tätigen Personen haben den Beauftragten der Genehmigungsbehörde bei den 
Ermittlungen die erforderlichen Hilfsmittel zu stellen und die nötigen Hilfsdienste zu leisten.

(2) Die Regelungen des Absatzes 1 gelten entsprechend auch für die nach § 45a Abs. 2 zur Festlegung der 
Kostensätze befugte Behörde.

■ PBefG §54b Risikoeinstufung
Die Aufsichtsbehörden führen ein Risikoeinstufungssystem im Sinne des Artikels 12 Absatz 1 Satz 3 der 
Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 ein. Dabei sind die Häufigkeit und die Intensität der Kontrollen abhängig von 
der Anzahl und dem Ausmaß der Rechtsverstöße, wie dies in den Durchführungsbestimmungen zu Artikel 6 
Absatz 2 Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 konkretisiert wird.

■ PBefG §56 Gebühren
Für die Amtshandlungen nach diesem Gesetz und den auf diesem Gesetz beruhenden Rechtsvorschriften 
sowie nach Verordnungen oder Rechtsvorschriften in Umsetzung von Richtlinien des Rates oder der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften werden von demjenigen, der die Amtshandlung veranlasst 
oder zu dessen Gunsten sie vorgenommen wird, Kosten (Gebühren und Auslagen) erhoben. Kostengläubiger 
ist der Rechtsträger, dessen Behörde die Amtshandlung vornimmt, bei Auslagen auch der Rechtsträger, bei 
dessen Behörde die Auslagen entstanden sind. Im Übrigen findet das Verwaltungskostengesetz in der bis 
zum 14. August 2013 geltenden Fassung Anwendung.

Die Auflistung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit.

 3.1.6 Anforderungen an den Baulastträger (Infrastruktur)

Der Baulastträger hat bei der Auswahl und der Errichtung von Haltepositionen und Haltestellen auf deren Eignung 
(bauliche Voraussetzung) zum Betrieb (Aufnahmekapazität der Fahrzeuge gemäß Fahrplanung, Versorgung der 
Fahrzeuge z.B. Lademöglichkeit und die sichere und stabile Funkverbindung), sowie auf die Gefährdung, welche 
durch den Betrieb (Störungsfreiheit des Verkehrsflusses) entsteht, zu achten und den Betrieb abzusichern. Hierbei 
kann gegebenenfalls eine Fußgängerampel / Zebrastreifen für Fahrgäste beziehungsweise eine 
Eingliederungsampel für ÖPNV-Fahrzeuge / Busspur unterstützend angewendet werden.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 5 Anforderungen an die Sicherheit im Bereich der Informationstechnologie

■ AFGBV Anlage 1 Teil 5 Abschnitt 15 Sicherheit in der Informationstechnologie
Die vom Hersteller zu erfüllenden Anforderungen bezüglich der Sicherheit im Bereich der 
Informationstechnologie sind den Anforderungen der jeweils geltenden Fassung der UN-Regelung Nr. 155 – 
Einheitliche Bedingungen für die Genehmigung von Fahrzeugen hinsichtlich der Cybersicherheit und des 
Cybersicherheitsmanagementsystems (ABl. L 83 vom 9.3.2021, S. 30) mit Maßgabe des Folgenden zu 
entnehmen: Die Anforderungen der Nummern 1, 3, 4, 5.3.1 bis 5.3.5 entfallen. Das Sicherheitskonzept muß 
den Vorgaben der Artikel 24, 25 und 32 der Verordnung (EU) 2016/679 entsprechen und eine 
Datenschutzfolgeabschätzung nach Artikel 35 der Verordnung (EU) 2016/679 beinhalten.
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■ AFGBV Anlage 1 Teil 5 Abschnitt 16 Sicherheit der Funkverbindung
Die Verbindungen sind so auszuführen, daß der Schutz gegen einen unerlaubten Zugriff auf die Verbindungen 
die Vorgaben der Artikel 24, 25 und 32 der Verordnung (EU) 2016/679 umsetzt. Der Aufbau der Verbindung 
und die Datenübertragung sind nach dem Stand der Technik mit der Nutzung offener und etablierter 
Standards zu sichern und zu verschlüsseln (beispielsweise mit TLS 1.3 wie in der Technische Richtlinie 
TR-02102-2 Kryptographische Verfahren: Empfehlungen und Schlüssellängen, herausgegeben vom 
Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik im Januar 2020 und auf der Internetseite des Bundesamt 
für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI).

■ BOKraft §32 Haltestellen
(1) Bei der Bestimmung über die Anbringung der Haltestellenzeichen nach § 45 Abs. 3 StVO ist dem 

genehmigten Fahrplan entsprechend den Erfordernissen des Betriebs und des Verkehrs Rechnung zu 
tragen.

(2) Der Unternehmer hat neben den Angaben nach § 40 Abs. 4 PBefG
 1. an der Haltestelle die Liniennummer sowie den Namen des Unternehmers anzubringen; anstelle 

des Namens des Unternehmers kann bei Verkehrsverbünden und Verkehrsgemeinschaften deren 
Bezeichnung treten,

 2. im Orts- und Nachbarortslinienverkehr an der Haltestelle deren Bezeichnung auf einem 
Zusatzschild deutlich sichtbar anzugeben,

3. an verkehrsreichen Haltestellen des Ortslinienverkehrs Behälter zum Abwerfen benutzter 
Fahrscheine anzubringen.

■ StVG §5b Unterhaltung der Verkehrszeichen
(1) Die Kosten der Beschaffung, Anbringung, Entfernung, Unterhaltung und des Betriebs der amtlichen 

Verkehrszeichen und -einrichtungen sowie der sonstigen vom Bundesministerium für Verkehr und 
digitale Infrastruktur zugelassenen Verkehrszeichen und -einrichtungen trägt der Träger der 
Straßenbaulast für diejenige Straße, in deren Verlauf sie angebracht werden oder angebracht worden 
sind, bei geteilter Straßenbaulast der für die durchgehende Fahrbahn zuständige Träger der 
Straßenbaulast. Ist ein Träger der Straßenbaulast nicht vorhanden, so trägt der Eigentümer der Straße 
die Kosten.

(2) Diese Kosten tragen abweichend vom Absatz 1
a) die Unternehmer der Schienenbahnen für Andreaskreuze, Schranken, Blinklichter mit oder ohne 

Halbschranken;
b) die Unternehmer im Sinne des Personenbeförderungsgesetzes für Haltestellenzeichen;
c) die Gemeinden in der Ortsdurchfahrt für Parkuhren und andere Vorrichtungen oder Einrichtungen 

zur Überwachung der Parkzeit, Straßenschilder, Geländer, Wegweiser zu innerörtlichen Zielen und 
Verkehrszeichen für Laternen, die nicht die ganze Nacht brennen;

d) die Bauunternehmer und die sonstigen Unternehmer von Arbeiten auf und neben der Straße für 
Verkehrszeichen und -einrichtungen, die durch diese Arbeiten erforderlich werden;

e) die Unternehmer von Werkstätten, Tankstellen sowie sonstigen Anlagen und Veranstaltungen für 
die entsprechenden amtlichen oder zugelassenen Hinweiszeichen; 

f) die Träger der Straßenbaulast der Straßen, von denen der Verkehr umgeleitet werden soll, für 
Wegweiser für Bedarfsumleitungen.

(3) Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung
mit Zustimmung des Bundesrates bei der Einführung neuer amtlicher Verkehrszeichen und -
einrichtungen zu bestimmen, daß abweichend von Absatz 1 die Kosten entsprechend den Regelungen 
des Absatzes 2 ein anderer zu tragen hat.

■ StVG §6 Verordnungsermächtigungen
(1) Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur wird ermächtigt, soweit es zur Abwehr von 

Gefahren für die Sicherheit oder Leichtigkeit des Verkehrs auf öffentlichen Straßen erforderlich ist, 
Rechtsverordnungen mit Zustimmung des Bundesrates über Folgendes zu erlassen: [...]
5. die Anforderungen an

a) Bau, Einrichtung, Ausrüstung, Beschaffenheit, Prüfung und Betrieb von Fahrzeugen,
b) die in oder auf Fahrzeugen einzubauenden oder zu verwendenden Fahrzeugteile, 

insbesondere Anlagen, Bauteile, Instrumente, Geräte und sonstige Ausrüstungsgegenstände, 
einschließlich deren Prüfung,

6. die Zulassung von Fahrzeugen zum Straßenverkehr, insbesondere über 
a) die Voraussetzungen für die Zulassung, die Vorgaben für das Inbetriebsetzen 

zulassungspflichtiger und zulassungsfreier Fahrzeuge, die regelmäßige Untersuchung der 
Fahrzeuge sowie über die Verantwortung, die Pflichten und die Rechte der Halter,

b) Ausnahmen von der Pflicht zur Zulassung sowie Ausnahmen von einzelnen Anforderungen nach 
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Buchstabe a,
7. die Einrichtung einer zentralen Stelle zur Erarbeitung und Evaluierung von verbindlichen 

Prüfvorgaben bei regelmäßigen Fahrzeuguntersuchungen. [...]
16. die Einrichtung von Sonderfahrspuren für Linienomnibusse und Taxen, [...]

■ StVG §8a Entgeltliche Personenbeförderung, Verbot des Haftungsausschlusses
Im Fall einer entgeltlichen, geschäftsmäßigen Personenbeförderung darf die Verpflichtung des Halters, wegen 
Tötung oder Verletzung beförderter Personen Schadensersatz nach § 7 zu leisten, weder ausgeschlossen 
noch beschränkt werden. Die Geschäftsmäßigkeit einer Personenbeförderung wird nicht dadurch 
ausgeschlossen, daß die Beförderung von einer Körperschaft oder Anstalt des öffentlichen Rechts betrieben 
wird.

■ StVO §1 Grundregeln
(1) Die Teilnahme am Straßenverkehr erfordert ständige Vorsicht und gegenseitige Rücksicht. 
(2) Wer am Verkehr teilnimmt hat sich so zu verhalten, daß kein Anderer geschädigt, gefährdet oder mehr, 

als nach den Umständen unvermeidbar, behindert oder belästigt wird.

■ StVO §2 Straßenbenutzung durch Fahrzeuge
(1) Fahrzeuge müssen die Fahrbahnen benutzen, von zwei Fahrbahnen die rechte. Seitenstreifen sind nicht 

Bestandteil der Fahrbahn.
(2) Es ist möglichst weit rechts zu fahren, nicht nur bei Gegenverkehr, beim Überholtwerden, an Kuppen, in 

Kurven oder bei Unübersichtlichkeit.
(3) Fahrzeuge, die in der Längsrichtung einer Schienenbahn verkehren, müssen diese, soweit möglich, 

durchfahren lassen.
(3a) Der Führer eines Kraftfahrzeuges darf dies bei Glatteis, Schneeglätte, Schneematsch, Eisglätte oder 

Reifglätte nur fahren, wenn alle Räder mit Reifen ausgerüstet sind, die unbeschadet der allgemeinen 
Anforderungen an die Bereifung den Anforderungen des § 36 Absatz 4 der Straßenverkehrs-Zulassungs-
Ordnung genügen. Satz 1 gilt nicht für Nutzfahrzeuge der Land- und Forstwirtschaft, einspurige 
Kraftfahrzeuge, Stapler im Sinne des § 2 Nummer 18 der Fahrzeug-Zulassungsverordnung, motorisierte 
Krankenfahrstühle im Sinne des § 2 Nummer 13 der Fahrzeug- Zulassungsverordnung,Einsatzfahrzeuge 
der in § 35 Absatz 1 genannten Organisationen, soweit für diese Fahrzeuge bauartbedingt keine Reifen 
verfügbar sind, die den Anforderungen des § 36 Absatz 4 der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung 
genügen und Spezialfahrzeuge, für die bauartbedingt keine Reifen der Kategorien C1, C2 oder C3 
verfügbar sind 
Kraftfahrzeuge der Klassen M2, M3, N2, N3 dürfen bei solchen Wetterbedingungen auch gefahren 
werden, wenn mindestens die Räder der permanent angetriebenen Achsen und der vorderen 
Lenkachsen mit Reifen ausgerüstet sind, die unbeschadet der allgemeinen Anforderungen an die 
Bereifung den Anforderungen des § 36 Absatz 4 der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung genügen. 
Soweit ein Kraftfahrzeug während einer der in Satz 1 bezeichneten Witterungslagen ohne eine den 
Anforderungen des § 36 Absatz 4 der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung genügende Bereifung 
geführt werden darf, hat der Führer des Kraftfahrzeuges über seine allgemeinen Verpflichtungen hinaus 
vor Antritt jeder Fahrt zu prüfen, ob es erforderlich ist, die Fahrt durchzuführen, da das Ziel mit anderen 
Verkehrsmitteln nicht erreichbar ist, während der Fahrt einen Abstand in Metern zu einem 
vorausfahrenden Fahrzeug von mindestens der Hälfte des auf dem Geschwindigkeitsmesser in km/h 
angezeigten Zahlenwertes der gefahrenen Geschwindigkeit einzuhalten, nicht schneller als 50 km/h zu 
fahren, wenn nicht eine geringere Geschwindigkeit geboten ist.
Wer ein kennzeichnungspflichtiges Fahrzeug mit gefährlichen Gütern führt, muß bei einer Sichtweite 
unter 50m, bei Schneeglätte oder Glatteis jede Gefährdung Anderer ausschließen und wenn nötig den 
nächsten geeigneten Platz zum Parken aufsuchen.

(4) Mit Fahrrädern darf nebeneinander gefahren werden, wenn dadurch der Verkehr nicht behindert wird; 
anderenfalls muß einzeln hintereinander gefahren werden. Eine Pflicht, Radwege in der jeweiligen 
Fahrtrichtung zu benutzen, besteht nur, wenn dies durch Zeichen 237, 240 oder 241 angeordnet ist. 
Rechte Radwege ohne die Zeichen 237, 240 oder 241 dürfen benutzt werden. Linke Radwege ohne die 
Zeichen 237, 240 oder 241 dürfen nur benutzt werden, wenn dies durch das allein stehende 
Zusatzzeichen „Radverkehr frei“ angezeigt ist. Wer mit dem Rad fährt, darf ferner rechte Seitenstreifen 
benutzen, wenn keine Radwege vorhanden sind und zu Fuß Gehende nicht behindert werden. 
Außerhalb geschlossener Ortschaften darf man mit Mofas und E-Bikes Radwege benutzen.

(5) Kinder bis zum vollendeten achten Lebensjahr müssen, Kinder bis zum vollendeten zehnten Lebensjahr 
dürfen mit Fahrrädern Gehwege benutzen. Ist ein baulich von der Fahrbahn getrennter Radweg 
vorhanden, so dürfen abweichend von Satz 1 Kinder bis zum vollendeten achten Lebensjahr auch 
diesen Radweg benutzen. Soweit ein Kind bis zum vollendeten achten Lebensjahr von einer geeigneten 
Aufsichtsperson begleitet wird, darf diese Aufsichtsperson für die Dauer der Begleitung den Gehweg 
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ebenfalls mit dem Fahrrad benutzen; eine Aufsichtsperson ist insbesondere geeignet, wenn diese 
mindestens 16 Jahre alt ist. Auf zu Fuß Gehende ist besondere Rücksicht zu nehmen. Der 
Fußgängerverkehr darf weder gefährdet noch behindert werden. Soweit erforderlich, muß die 
Geschwindigkeit an den Fußgängerverkehr angepaßt werden. Wird vor dem Überqueren einer Fahrbahn 
ein Gehweg benutzt, müssen die Kinder und die diese begleitende Aufsichtsperson absteigen.

Hinweis:
Hieraus kann die Verpflichtung für das Verkehrszeichen 274-50 auf befahrbarem Betriebsgelände abgeleitet werden. 

■ StVO §3 Geschwindigkeit
(1) Wer ein Fahrzeug führt, darf nur so schnell fahren, daß das Fahrzeug ständig beherrscht wird. Die 

Geschwindigkeit ist insbesondere den Straßen-, Verkehrs-, Sicht- und Wetterverhältnissen sowie den 
persönlichen Fähigkeiten und den Eigenschaften von Fahrzeug und Ladung anzupassen. Beträgt die 
Sichtweite durch Nebel, Schneefall oder Regen weniger als 50m, darf nicht schneller als 50 km/h 
gefahren werden, wenn nicht eine geringere Geschwindigkeit geboten ist. Es darf nur so schnell 
gefahren werden, daß innerhalb der übersehbaren Strecke gehalten werden kann. Auf Fahrbahnen, die 
so schmal sind, daß dort entgegenkommende Fahrzeuge gefährdet werden könnten, muß jedoch so 
langsam gefahren werden, daß mindestens innerhalb der Hälfte der übersehbaren Strecke gehalten 
werden kann.

(2) Ohne triftigen Grund dürfen Kraftfahrzeuge nicht so langsam fahren, daß sie den Verkehrsfluss 
behindern.

(2a) Wer ein Fahrzeug führt, muß sich gegenüber Kindern, hilfsbedürftigen und älteren Menschen, 
insbesondere durch Verminderung der Fahrgeschwindigkeit und durch Bremsbereitschaft, so verhalten, 
daß eine Gefährdung dieser Verkehrsteilnehmer ausgeschlossen ist.

(3) Die zulässige Höchstgeschwindigkeit beträgt auch unter günstigsten Umständen
1. innerhalb geschlossener Ortschaften für alle Kraftfahrzeuge 50 km/h,
2. außerhalb geschlossener Ortschaften [...] 

Die Auflistung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit.

 3.1.7 Anforderungen an AD-Tuning-Kit Hersteller (Zulieferer)

■ AFGBV §16 Erprobungsgenehmigung
(1) Kraftfahrzeuge, die zur Erprobung von Fahrzeugsystemen oder -teilen und deren Entwicklungsstufen für 

die Entwicklung automatisierter oder autonomer Fahrfunktionen dienen, dürfen im öffentlichen 
Straßenraum nur betrieben werden, wenn für das entsprechende Kraftfahrzeug eine 
Erprobungsgenehmigung des Kraftfahrt- Bundesamts nach § 1i des Straßenverkehrsgesetzes vorliegt. 
Die Erprobungsgenehmigung nach Satz 1 umfasst auch die Genehmigung zur Erprobung aller Teile, 
Systeme oder Einheiten des Kraftfahrzeugs. § 19 Absatz 6 der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung ist 
nicht anzuwenden.

(2) Die Erprobungsgenehmigung ist zu befristen und darf einen Geltungszeitraum von vier Jahren im 
Regelfall nicht überschreiten. Sie ist jeweils für weitere zwei Jahre zu verlängern, wenn die 
Voraussetzungen der Genehmigungserteilung weiter fortbestehen und der bisherige Verlauf der 
Erprobung einer Verlängerung nicht entgegensteht. Sollten Dritte gegen die Erprobungsgenehmigung 
oder deren Verlängerung Rechtsbehelfe einlegen, verlängert sich die Geltungsdauer der 
Erprobungsgenehmigung um die Anzahl der Tage, an denen der Rechtsbehelf aufschiebende Wirkung 
entfaltet.

(3) Die Erteilung einer Erprobungsgenehmigung setzt voraus, daß
1. für das Kraftfahrzeug eine Einzelgenehmigung oder eine Typgenehmigung vorliegt,
2. an dem Kraftfahrzeug nach der Erteilung der Einzelgenehmigung oder der Typgenehmigung 

Veränderungen vorgenommen worden sind, um es mit automatisierten oder autonomen 
Fahrfunktionen auszustatten,

3. der Halter, der die Entwicklung und Erprobung veranlasst, sowie die an der Entwicklung und 
Erprobung Beteiligten ausreichend sachkundig und zuverlässig sind in Bezug auf technische 
Entwicklungen für den Kraftfahrzeugverkehr,

4. der Halter ein Entwicklungskonzept vorlegt, in dem
a) die bereits vorgenommenen und noch beabsichtigten Veränderungen sowie die zu 

erprobenden Fahrfunktionen hinreichend beschrieben werden,
b) die Einhaltung des gegenwärtigen Stands der Technik dargelegt wird

aa) bei automatisierten Fahrfunktionen unter Berücksichtigung von § 1a Absatz 2 des 
Straßenverkehrsgesetzes und

bb) bei autonomen Fahrfunktionen unter Berücksichtigung von § 1e Absatz 2 des 
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Straßenverkehrsgesetzes,
c) die Sicherstellung der permanenten Überwachung des Betriebs dargelegt wird

aa) bei automatisierten Fahrfunktionen durch einen in Bezug auf technische Entwicklungen 
für den Kraftfahrzeugverkehr zuverlässigen Fahrzeugführer und

bb) bei autonomen Fahrfunktionen durch eine vor Ort anwesende, in Bezug auf technische 
Entwicklungen für den Kraftfahrzeugverkehr zuverlässige Technische Aufsicht,

d) die Bereitstellung von nicht personenbezogenen Daten und Ereignissen, die den 
technologischen Fortschritt der zu erprobenden Entwicklungsstufe betreffen, enthalten ist; 
hierzu zählen insbesondere
aa) die Anzahl und die Zeiträume der Nutzung sowie der Aktivierung und der Deaktivierung 

der automatisierten oder autonomen Fahrfunktion,
bb) die Anzahl und die Zeiträume der Freigabe von alternativen Fahrmanövern, 

Fehlerspeichereinträge (Beginn und Ende) samt Softwarestand,
cc) die jeweiligen Umwelt- und Wetterbedingungen,
dd) die Bezeichnung der aktivierten und deaktivierten passiven und aktiven 

Sicherheitssysteme, deren Zustand sowie die Instanz, die das Sicherheitssystem 
ausgelöst hat,

ee) die Fahrzeugbeschleunigung in Längs- und Querrichtung sowie
ff) die Geschwindigkeit,

5. das automatisierte oder autonome Fahrzeugsystem zu jeder Zeit deaktivierbar und vor Ort 
übersteuerbar ist.

(4) Das Kraftfahrt-Bundesamt ist berechtigt, die zur Beurteilung der Sicherheit im Straßenverkehr und des 
technischen Fortschritts sowie zur evidenzbasierten Entwicklung der Regulierung von 
Entwicklungsstufen automatisierter oder autonomer Fahrfunktionen erforderlichen Daten ausschließlich 
als nicht personenbezogene Daten zu erheben, zu speichern und zu verwenden. Die Daten sind 
spätestens nach Abschluss der Evaluierung nach § 1l Satz 1 des Straßenverkehrsgesetzes zu löschen.

(5) Das Kraftfahrt-Bundesamt kann zum Zweck der Erprobung von Fahrzeugsystemen oder -teilen und 
deren Entwicklungsstufen für die Entwicklung automatisierter oder autonomer Fahrfunktionen 
Ausnahmen genehmigen von
1. den Vorschriften der §§ 1a und 1e des Straßenverkehrsgesetzes,
2. dieser Verordnung mit Ausnahme von den §§ 15 und 16 und der Straßenverkehrs-Zulassungs-

Ordnung.
(6) Die Erprobungsgenehmigung ist bei Fahrten mitzuführen und zuständigen Personen auf Verlangen zur 

Prüfung auszuhändigen.
(7) Ein Hinweis auf die Erprobungsgenehmigung ist unter Angabe des Datums der Ausstellung durch das 

Kraftfahrt-Bundesamt in die Zulassungsbescheinigung Teil I einzutragen.
(8) Die Verfahren nach Abschnitt 3 Unterabschnitt 3 der Fahrzeug-Zulassungsverordnung sowie § 11 sind 

nicht anzuwenden.

■ BOKraft §2 Grundregel
Der Betrieb des Unternehmens sowie die Ausrüstung und Beschaffenheit der Fahrzeuge müssen den 
besonderen Anforderungen genügen, die sich aus dem Vertrauen in eine sichere und ordnungsgemäße 
Beförderung ergeben.

■ BOKraft §16 Anzuwendende Vorschriften
Für Bau, Ausrüstung und Beschaffenheit der Fahrzeuge gelten neben den auf Grund des 
Straßenverkehrsgesetzes erlassenen Verordnungen die Vorschriften dieser Verordnung. Für Fahrzeuge im 
grenzüberschreitenden Verkehr und Transitverkehr (§§ 52 und 53 des Personenbeförderungsgesetzes) mit 
Staaten außerhalb der Europäischen Union können abweichend von Satz 1 zur Verbesserung der 
Verkehrssicherheit und der Umweltverträglichkeit besondere Anforderungen gestellt werden, die den in der 
Europäischen Union geltenden Vorschriften entsprechen.

■ BOKraft §21 Verständigung mit dem Fahrzeugführer
(1) Obusse und Kraftomnibusse des Linienverkehrs müssen deutlich hör- oder sichtbare 

Verständigungseinrichtungen haben
 1. zur Erteilung von Fahr- oder Halteaufträgen durch das Betriebspersonal,
 2. bei Ein-Mann-Betrieb zur Mitteilung des Haltewunschs der Fahrgäste an den Fahrzeugführer.

In Kraftomnibussen, die überwiegend im Gelegenheitsverkehr verwendet werden, sind diese 
Einrichtungen entbehrlich, wenn sichergestellt ist, daß die Verständigung des Fahrzeugführers in anderer 
Weise erfolgen kann. 

(2) Kraftomnibusse, für die Sicherheitsgurte vorgeschrieben sind, müssen geeignete 
Informationseinrichtungen haben, die den Fahrgästen anzeigen, wann Sicherheitsgurte anzulegen sind.

öffentlich © ESE Engineering und Software-Entwicklung GmbH 2024 Seite 86/99



ÖV-LeitmotiF-KI-AP6-Zulassungskonzept-v1.0.odt 10.09.2024 12:21:07
Michael Oettelt freigegeben

Hinweis:
Bei autonomen Fahrzeugen im Fahrbetrieb ohne Fahrzeugführer (FoF) erfolgt die Verständigung mit dem Fahrzeugführer 
mittels Signalknöpfen aus dem Fahrgast-HMI, welche priorisierte Meldungen an die Technische Aufsicht (TA) übermitteln, 
welches insbesondere für den Nothalt, Notruf und den allgemeinen Haltewunsch gilt. Rückfragen an einen menschlichen 
Operator, können als Kommunikationswunsch auch an die ÖV-Leitstelle beziehungsweise an das zuständige 
Fahrgastinformationsmanagement (FGI) als Servicestelle ausgelagert werden, hierfür kann das Fahrzeug mit einem 
Kommunikationsknopf ausgerüstet werden, sofern das Fahrzeug (OEM) diesen nicht bereits vorhält.

Die Auflistung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit.

 3.1.8 Anforderungen an ÖV-Tuning-Kit Hersteller (Zulieferer)

■ AFGBV §16 Erprobungsgenehmigung
(1) Kraftfahrzeuge, die zur Erprobung von Fahrzeugsystemen oder -teilen und deren Entwicklungsstufen für 

die Entwicklung automatisierter oder autonomer Fahrfunktionen dienen, dürfen im öffentlichen 
Straßenraum nur betrieben werden, wenn für das entsprechende Kraftfahrzeug eine 
Erprobungsgenehmigung des Kraftfahrt- Bundesamts nach § 1i des Straßenverkehrsgesetzes vorliegt. 
Die Erprobungsgenehmigung nach Satz 1 umfasst auch die Genehmigung zur Erprobung aller Teile, 
Systeme oder Einheiten des Kraftfahrzeugs. § 19 Absatz 6 der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung ist 
nicht anzuwenden.

(2) Die Erprobungsgenehmigung ist zu befristen und darf einen Geltungszeitraum von vier Jahren im 
Regelfall nicht überschreiten. Sie ist jeweils für weitere zwei Jahre zu verlängern, wenn die 
Voraussetzungen der Genehmigungserteilung weiter fortbestehen und der bisherige Verlauf der 
Erprobung einer Verlängerung nicht entgegensteht. Sollten Dritte gegen die Erprobungsgenehmigung 
oder deren Verlängerung Rechtsbehelfe einlegen, verlängert sich die Geltungsdauer der 
Erprobungsgenehmigung um die Anzahl der Tage, an denen der Rechtsbehelf aufschiebende Wirkung 
entfaltet.

(3) Die Erteilung einer Erprobungsgenehmigung setzt voraus, daß
1. für das Kraftfahrzeug eine Einzelgenehmigung oder eine Typgenehmigung vorliegt,
2. an dem Kraftfahrzeug nach der Erteilung der Einzelgenehmigung oder der Typgenehmigung 

Veränderungen vorgenommen worden sind, um es mit automatisierten oder autonomen 
Fahrfunktionen auszustatten,

3. der Halter, der die Entwicklung und Erprobung veranlasst, sowie die an der Entwicklung und 
Erprobung Beteiligten ausreichend sachkundig und zuverlässig sind in Bezug auf technische 
Entwicklungen für den Kraftfahrzeugverkehr,

4. der Halter ein Entwicklungskonzept vorlegt, in dem
a) die bereits vorgenommenen und noch beabsichtigten Veränderungen sowie die zu 

erprobenden Fahrfunktionen hinreichend beschrieben werden,
b) die Einhaltung des gegenwärtigen Stands der Technik dargelegt wird

aa) bei automatisierten Fahrfunktionen unter Berücksichtigung von § 1a Absatz 2 des 
Straßenverkehrsgesetzes und

bb) bei autonomen Fahrfunktionen unter Berücksichtigung von § 1e Absatz 2 des 
Straßenverkehrsgesetzes,

c) die Sicherstellung der permanenten Überwachung des Betriebs dargelegt wird
aa) bei automatisierten Fahrfunktionen durch einen in Bezug auf technische Entwicklungen 

für den Kraftfahrzeugverkehr zuverlässigen Fahrzeugführer und
bb) bei autonomen Fahrfunktionen durch eine vor Ort anwesende, in Bezug auf technische 

Entwicklungen für den Kraftfahrzeugverkehr zuverlässige Technische Aufsicht,
d) die Bereitstellung von nicht personenbezogenen Daten und Ereignissen, die den 

technologischen Fortschritt der zu erprobenden Entwicklungsstufe betreffen, enthalten ist; 
hierzu zählen insbesondere
aa) die Anzahl und die Zeiträume der Nutzung sowie der Aktivierung und der Deaktivierung 

der automatisierten oder autonomen Fahrfunktion,
bb) die Anzahl und die Zeiträume der Freigabe von alternativen Fahrmanövern, 

Fehlerspeichereinträge (Beginn und Ende) samt Softwarestand,
cc) die jeweiligen Umwelt- und Wetterbedingungen,
dd) die Bezeichnung der aktivierten und deaktivierten passiven und aktiven 

Sicherheitssysteme, deren Zustand sowie die Instanz, die das Sicherheitssystem 
ausgelöst hat,

ee) die Fahrzeugbeschleunigung in Längs- und Querrichtung sowie
ff) die Geschwindigkeit,
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5. das automatisierte oder autonome Fahrzeugsystem zu jeder Zeit deaktivierbar und vor Ort 
übersteuerbar ist.

(4) Das Kraftfahrt-Bundesamt ist berechtigt, die zur Beurteilung der Sicherheit im Straßenverkehr und des 
technischen Fortschritts sowie zur evidenzbasierten Entwicklung der Regulierung von 
Entwicklungsstufen automatisierter oder autonomer Fahrfunktionen erforderlichen Daten ausschließlich 
als nicht personenbezogene Daten zu erheben, zu speichern und zu verwenden. Die Daten sind 
spätestens nach Abschluss der Evaluierung nach § 1l Satz 1 des Straßenverkehrsgesetzes zu löschen.

(5) Das Kraftfahrt-Bundesamt kann zum Zweck der Erprobung von Fahrzeugsystemen oder -teilen und 
deren Entwicklungsstufen für die Entwicklung automatisierter oder autonomer Fahrfunktionen 
Ausnahmen genehmigen von
1. den Vorschriften der §§ 1a und 1e des Straßenverkehrsgesetzes,
2. dieser Verordnung mit Ausnahme von den §§ 15 und 16 und der Straßenverkehrs-Zulassungs-

Ordnung.
(6) Die Erprobungsgenehmigung ist bei Fahrten mitzuführen und zuständigen Personen auf Verlangen zur 

Prüfung auszuhändigen.
(7) Ein Hinweis auf die Erprobungsgenehmigung ist unter Angabe des Datums der Ausstellung durch das 

Kraftfahrt-Bundesamt in die Zulassungsbescheinigung Teil I einzutragen.
(8) Die Verfahren nach Abschnitt 3 Unterabschnitt 3 der Fahrzeug-Zulassungsverordnung sowie § 11 sind 

nicht anzuwenden.

■ BOKraft §16 Anzuwendende Vorschriften
Für Bau, Ausrüstung und Beschaffenheit der Fahrzeuge gelten neben den auf Grund des 
Straßenverkehrsgesetzes erlassenen Verordnungen die Vorschriften dieser Verordnung. Für Fahrzeuge im 
grenzüberschreitenden Verkehr und Transitverkehr (§§ 52 und 53 des Personenbeförderungsgesetzes) mit 
Staaten außerhalb der Europäischen Union können abweichend von Satz 1 zur Verbesserung der 
Verkehrssicherheit und der Umweltverträglichkeit besondere Anforderungen gestellt werden, die den in der 
Europäischen Union geltenden Vorschriften entsprechen.

■ BOKraft §21 Verständigung mit dem Fahrzeugführer
(1) Obusse und Kraftomnibusse des Linienverkehrs müssen deutlich hör- oder sichtbare 

Verständigungseinrichtungen haben
 1. zur Erteilung von Fahr- oder Halteaufträgen durch das Betriebspersonal,
 2. bei Ein-Mann-Betrieb zur Mitteilung des Haltewunschs der Fahrgäste an den Fahrzeugführer.

In Kraftomnibussen, die überwiegend im Gelegenheitsverkehr verwendet werden, sind diese 
Einrichtungen entbehrlich, wenn sichergestellt ist, daß die Verständigung des Fahrzeugführers in anderer 
Weise erfolgen kann. 

(2) Kraftomnibusse, für die Sicherheitsgurte vorgeschrieben sind, müssen geeignete 
Informationseinrichtungen haben, die den Fahrgästen anzeigen, wann Sicherheitsgurte anzulegen sind.

Hinweis:
Bei autonomen Fahrzeugen im Fahrbetrieb ohne Fahrzeugführer (FoF) erfolgt die Verständigung mit dem Fahrzeugführer 
mittels Signalknöpfen aus dem Fahrgast-HMI, welche priorisierte Meldungen an die Technische Aufsicht (TA) übermitteln, 
welches insbesondere für den Nothalt, Notruf und den allgemeinen Haltewunsch gilt. Rückfragen an einen menschlichen 
Operator, können als Kommunikationswunsch auch an die ÖV-Leitstelle beziehungsweise an das zuständige 
Fahrgastinformationsmanagement (FGI) als Servicestelle ausgelagert werden, hierfür kann das Fahrzeug mit einem 
Kommunikationsknopf ausgerüstet werden, sofern dieses nicht bereits von Fahrzeughersteller (OEM) oder dem 
AD-Tuning-Kit installiert wurde.

■ BOKraft §33 Kennzeichnung und Beschilderung
(1) Jedes Fahrzeug ist an der Stirnseite mit einem Zielschild und an der rechten Längsseite mit einem 

Streckenschild zu kennzeichnen. Bei Fahrzeugen mit 9 bis 35 Fahrgastplätzen genügt die 
Kennzeichnung mit einem Zielschild an der Stirnseite des Fahrzeugs. An der Rückseite jedes Fahrzeugs 
ist die Liniennummer zu führen.

(2) Im Zielschild sind mindestens der Endpunkt der Linie (Zielort, Zielhaltestelle) und die Liniennummer 
anzugeben. Das Streckenschild soll Liniennummer, Ausgangs- und Endpunkt der Linie sowie wichtige 
Angaben über den Fahrweg enthalten. Bestehen zwischen Ausgangs- und Endpunkt der Linie 
verschiedene Streckenführungen, so ist der Fahrweg im Ziel- und Streckenschild in geeigneter Weise 
kenntlich zu machen.

(3) Zielschild, Streckenschild und Liniennummer müssen auch bei Dunkelheit erkennbar sein. Farbiges Licht 
darf als Unterscheidungszeichen für Linien nicht verwendet werden. 

(4) Fahrzeuge, die für Schülerbeförderungen besonders eingesetzt sind, müssen an Stirn- und Rückseite 
mit einem Schild nach Anlage 4 kenntlich gemacht sein; an der Stirnseite genügt auch eine 
Kennzeichnung im Zielschilderkasten mit dem Sinnbild nach Anlage 4 und einem Zusatzschild in der 
Farbgebung des Bilduntergrunds mit der Aufschrift "Schulbus". Die Wirkung des Schildes darf durch 
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andere Aufschriften oder Bildzeichen nicht beeinträchtigt werden. Bei anderen Fahrten darf das Schild 
nicht gezeigt werden. Absatz 1 findet keine Anwendung.

(5) Für Fahrzeuge, die nach ihrer Bauart und Ausrüstung zur Beförderung von nicht mehr als sechs 
Personen (einschließlich Fahrzeugführer) geeignet und bestimmt sind, gilt Absatz 4 nicht.

Die Auflistung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit.

 3.1.9 Anforderungen an die ÖV-Leitstelle

■ BOKraft §7 Grundregel
Das im Fahrdienst eingesetzte Betriebspersonal hat die besondere Sorgfalt anzuwenden, die sich daraus 
ergibt, daß ihm Personen zur Beförderung anvertraut sind.

■ BOKraft §8 Verhalten im Fahrdienst
(1) Das Betriebspersonal, das im Fahrdienst oder zur Bedienung von Fahrgästen eingesetzt ist, hat sich 

rücksichtsvoll und besonnen zu verhalten.
(2) Im Obusverkehr sowie im Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen nach § 42 PBefG ist die nächste Haltestelle 

rechtzeitig anzukündigen.
(2a) Im Verkehr mit Kraftomnibussen hat der Fahrzeugführer dafür zu sorgen, daß den Fahrgästen durch 

Informationseinrichtungen (§ 21 Abs. 2) angezeigt wird, wann Sicherheitsgurte anzulegen sind. Vor 
Fahrtantritt hat der Fahrzeugführer die Fahrgäste auf die Pflicht zum Anlegen von Sicherheitsgurten 
hinzuweisen, soweit eine solche Pflicht besteht.

(3) Im Obusverkehr sowie im Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen ist dem im Fahrdienst eingesetzten 
Betriebspersonal untersagt, 
1. während des Dienstes und der Dienstbereitschaft alkoholische Getränke oder andere die 

dienstliche Tätigkeit beeinträchtigende Mittel zu sich zu nehmen oder die Fahrt anzutreten, obwohl 
es unter der Wirkung solcher Getränke oder Mittel steht,

2. (weggefallen)
3. beim Lenken des Fahrzeugs Fernsehrundfunkempfänger zu benutzen,
4. während der Beförderung von Fahrgästen Übertragungsanlagen, Tonrundfunkempfänger oder 

Tonwiedergabegeräte zu anderen als betrieblichen oder Verkehrsfunk-Hinweisen zu benutzen,
5. sich beim Lenken des Fahrzeugs zu unterhalten.

(4) Im Gelegenheitsverkehr mit Kraftomnibussen finden die Vorschriften des Absatzes 3 Nr. 1, 3 und 5 
entsprechende Anwendung.

(5) Im Taxen- und Mietwagenverkehr sowie im sonstigen Gelegenheitsverkehr mit Personenkraftwagen 
finden die Vorschriften des Absatzes 3 Nr. 1 und 3 entsprechende Anwendung.

■ BOKraft §10 Mitführen von Vorschriften und Fahrplänen
Die geltenden Vorschriften über die Beförderungsentgelte, Beförderungsbedingungen und Fahrpläne sind 
mitzuführen. Den Fahrgästen ist auf Verlangen Einsicht zu gewähren.
Hinweis:
Sofern es sich um Fahrzeuge im Fahrbetrieb ohne Fahrzeugführer handelt kann diese Verbindlichkeit über das im 
Fahrzeug implementierte Informationssystem des Fahrgast-HMI realisiert werden.

■ BOKraft §21 Verständigung mit dem Fahrzeugführer
(1) Obusse und Kraftomnibusse des Linienverkehrs müssen deutlich hör- oder sichtbare 

Verständigungseinrichtungen haben
 1. zur Erteilung von Fahr- oder Halteaufträgen durch das Betriebspersonal,
 2. bei Ein-Mann-Betrieb zur Mitteilung des Haltewunschs der Fahrgäste an den Fahrzeugführer.

In Kraftomnibussen, die überwiegend im Gelegenheitsverkehr verwendet werden, sind diese 
Einrichtungen entbehrlich, wenn sichergestellt ist, daß die Verständigung des Fahrzeugführers in anderer 
Weise erfolgen kann. 

(2) Kraftomnibusse, für die Sicherheitsgurte vorgeschrieben sind, müssen geeignete 
Informationseinrichtungen haben, die den Fahrgästen anzeigen, wann Sicherheitsgurte anzulegen sind.

Hinweis:
Bei autonomen Fahrzeugen im Fahrbetrieb ohne Fahrzeugführer (FoF) erfolgt die Verständigung mit dem Fahrzeugführer 
mittels Signalknöpfen aus dem Fahrgast-HMI, welche priorisierte Meldungen an die Technische Aufsicht (TA) übermitteln, 
welches insbesondere für den Nothalt, Notruf und den allgemeinen Haltewunsch gilt. Rückfragen an einen menschlichen 
Operator, können als Kommunikationswunsch auch an die ÖV-Leitstelle beziehungsweise an das zuständige 
Fahrgastinformationsmanagement (FGI) als Servicestelle ausgelagert werden, hierfür kann das Fahrzeug mit einem 
Kommunikationsknopf ausgerüstet werden.
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■ BOKraft §32 Haltestellen
(1) Bei der Bestimmung über die Anbringung der Haltestellenzeichen nach § 45 Abs. 3 StVO ist dem 

genehmigten Fahrplan entsprechend den Erfordernissen des Betriebs und des Verkehrs Rechnung zu 
tragen.

(2) Der Unternehmer hat neben den Angaben nach § 40 Abs. 4 PBefG
1. an der Haltestelle die Liniennummer sowie den Namen des Unternehmers anzubringen; anstelle 

des Namens des Unternehmers kann bei Verkehrsverbünden und Verkehrsgemeinschaften deren 
Bezeichnung treten,

2. im Orts- und Nachbarortslinienverkehr an der Haltestelle deren Bezeichnung auf einem 
Zusatzschild deutlich sichtbar anzugeben,

3. an verkehrsreichen Haltestellen des Ortslinienverkehrs Behälter zum Abwerfen benutzter   
Fahrscheine anzubringen.

■ PBefG §40 Fahrpläne
(1) Der Fahrplan muß die Führung der Linie, ihren Ausgangs- und Endpunkt sowie die Haltestellen und 

Fahrzeiten enthalten.
(2) Fahrpläne und deren Änderungen bedürfen der Zustimmung der Genehmigungsbehörde. Ausgenommen 

sind Fahrplanänderungen, die wegen vorübergehender Störungen des Betriebs oder aus besonderen 
Anlässen vorgenommen werden und für einen Zeitraum von nicht länger als einen Monat gelten, sowie 
andere geringfügige Fahrplanänderungen. Als geringfügig sind auch Fahrplanänderungen anzusehen, 
die durch Baustellen verursacht werden und nicht länger als sechs Monate gelten. Werden durch 
Fahrplanänderungen die Interessen anderer Verkehrsunternehmen berührt, so sind diese vor der 
Zustimmung zu hören. Die in Satz 2 genannten Fahrplanänderungen sind der Genehmigungsbehörde 
anzuzeigen. Die Genehmigungsbehörde kann den angezeigten Fahrplanänderungen innerhalb einer 
Frist von zwei Wochen widersprechen, wenn die Voraussetzungen des Satzes 2 nicht vorliegen; die 
Fahrplanänderungen dürfen dann nicht in Kraft treten. Soweit die Fahrpläne Gegenstand eines 
öffentlichen Dienstleistungsauftrages sind, hat die zuständige Behörde diese der Genehmigungsbehörde 
anzuzeigen. In diesem Fall gilt die Zustimmung als erteilt.

(2a) Die Zustimmung zu einer Fahrplanänderung wird in der Regel nicht erteilt, wenn diese einer 
verbindlichen Zusicherung nach § 12 Absatz 1a widerspricht.

(3) Die Genehmigungsbehörde kann für einen eigenwirtschaftlichen Verkehr Änderungen des Fahrplans 
verlangen, wenn die maßgebenden Umstände sich wesentlich geändert haben oder sich für die bessere 
Ausgestaltung des Verkehrs in einem Gebiet neue Gesichtspunkte ergeben, denen durch eine Änderung 
des Fahrplans Rechnung getragen werden kann. Die Genehmigungsbehörde hat hiervon abzusehen, 
wenn die Änderungen dem Unternehmer unter Berücksichtigung seiner wirtschaftlichen Lage, einer 
ausreichenden Verzinsung und Tilgung des Anlagekapitals und der notwendigen technischen 
Entwicklung nicht zugemutet werden können.

(4) Fahrpläne und Fahrplanänderungen sind vom Unternehmer ortsüblich bekanntzumachen. Ferner sind 
die gültigen Fahrpläne in den zum Aufenthalt der Fahrgäste bestimmten Räumen anzubringen. An den 
Haltestellen sind mindestens die Abfahrtszeiten anzuzeigen.

Hinweis:
Das ÖPNV-Unternehmen sollte bei der dynamischen Einsatzplanung (OnDemand) für Fahrzeuge im flexiblen Auftrags- 
oder Abrufbetrieb, sowie als Verstärker (Platooning), dem sogenannten gebündelten Bedarfsverkehr durch ein ÖPNV-
Unternehmen, darauf achten, daß die öffentlichen Verkehrsinteressen dadurch nicht beeinträchtigt werden, insbesondere 
darf durch die Ausübung des beantragten Verkehrs das örtliche Taxengewerbe (Konkurrenzunternehmen zum ÖPNV) in 
seiner Funktionsfähigkeit nicht bedroht werden. Andernfalls kann eine Genehmigung für das ÖPNV-Unternehmen versagt 
werden.
Hinweis:
Taxiunternehmen können als Bestandteil des ÖPNV-Konzeptes z.B. Rückfallebene (Fahrzeugausfall, Verstärker in 
Stoßzeiten oder auch als Notversorgung in Zeiten mit geringen Verkehrsaufkommen) mit eingebunden werden, wodurch  
eine gemeinsame Daseinsvorsorge generiert wird. Dadurch wird sowohl ein gleichzeitig von einander unabhängiger 
Betrieb, als auch eine operative Zusammenarbeit als Erweiterung / Ergänzung ermöglicht.

Die Auflistung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit.
Hinweis: Die Anforderungen an das Fahrzeug sind aufgeführt bei  3.1.2 Anforderungen an den Halter (Betreiber).
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 3.2 Verwendung der Künstlichen Intelligenz 

 3.2.1 Verwendung der KI bei der Marktanalyse

Die Künstliche Intelligenz kann zur automatisierten Analyse von statistischen Daten, speziell für die Auswertung 
angewendet werden, wobei das Auftreten von Ereignissen, welche für die Marktüberwachung gemäß AFGBV §5 
Absatz 5 Relevanz haben, standardisiert ausgewertet werden können. 

 3.2.2 Verwendung der KI bei der Absicherung im Fahrbetrieb

Anforderungen an sichere Künstliche Intelligenz für den Einsatz in Kraftfahrzeugen mit autonomen Fahrfunktionen 
gelten für Fahrzeughersteller (OEM) und für Hersteller von AD-Tuning-Kits gleichermaßen und sind unabhängig 
vom Zulassungsprozeß. Diese basieren auf den Erfahrungen aus der Betriebsbewährtheit und dem Feldtest unter 
Einbeziehung der ISO-21448:2022 Road Vehicles – Safety of the intended functionality (SOTIF), sowie der ISO-
26262 Road Vehicles - Functional Safety, als auch der ISO/SAE 21434:2021 Road Vehicles – Cybersecurity 
Engineering.

Die Künstliche Intelligenz (KI) kann insbesondere für die Analyse von statistischen Daten, speziell für die 
Auswertung angewendet werden, wobei das Auftreten von Ereignissen und die automatisierte, systematische 
Verwendung von Störungskorrekturmaßnahmen mit ihren sehr bin hin zu weniger erfolgreichen Ausführungen, KI-
gestützt ausgewertet werden kann, wobei die KI ebenfalls eine Gewichtung bezüglich den erfolgreichen gegenüber 
den wenig oder nicht geeigneten Maßnahmen mit aufführen kann. 

Ein Anwendungsfall für die KI-gestützte Analyse, kann die Auswertung der Stabilisierungsmaßnahmen der 
einzelnen Funktionen sein. Hierbei wird aus der Felderfahrung, die Robustheit der Funktionen bewertet, dazu wird 
ermittelt wie häufig Unterstützungs- oder Dämpfungsleistung im Regelprozeß aufgetreten sind mit deren 
Amplitudenwert als Maß der zu korrigierenden Störung. Außerdem kann ermittelt werden, wie häufig Signalwerte, 
als auch Sicherheitsersatzwerte zum Einsatz gekommen sind.

Somit kann die KI-gestützte Auswertung dabei helfen den Regelkreis zu optimieren beziehungsweise die Ursache 
der Regelkreisstörung einzugrenzen.
Hinweis:
Störungen auf der Regelstrecke (Abweichungen) werden durch Dämpfungs- oder Unterstützungsleistung korrigiert 
beziehungsweise optimiert, daraus läßt sich ein Verbesserungspotential der Regelungskennlinie ableiten. Das Auftreten von 
Zeitersatzwerden zeigt ein Problem mit den Laufzeiten auf. Das Vorkommen von Sicherheitsersatzwerten verdeutlicht ein 
generelles / schwerwiegendes Problem mit dem Systemdesign, welches z.B. durch Signalreflektionen, gegebenenfalls in 
Kombination zum Zeitverhalten, dem Reflexionszeitbereich, englisch: Time Domain Reflection (TDR) durch schlechte Führung 
von Leiterbahnen auf der Platine, englisch Printed Circuit Bord (PCB) resultieren kann.

Die KI selbst kann durch Grenzwerte abgesichert werden, so daß diese stets im sicheren Bereich betrieben wird, 
wobei sich die Grenzwerte in Abhängigkeit zum Betriebsmodus anpassen lassen. 

Die KI kann auch für den Bauteilschutz verwendet werden, wo diese stark Equipment / Material belastende 
Aktionen durch eine dynamisch erstellte Regelungskurve, welche von einem in den anderen Zustand umrampen 
kann, abmildert und somit den Verschleiß reduziert und damit die Verwendbarkeit des Bauteils verlängert.

Des Weiteren gilt für autonome Fahrzeuge im Fahrbetrieb ohne Fahrzeugführer (FoF), daß die Tätigkeiten des 
Fahrzeugführers auf die Systeme des Fahrzeuges übergehen, wobei die Umsetzung durch die Technische Aufsicht 
(TA) der AD-Leitstelle überwacht wird. Hierzu zählt neben der akkuraten Umsetzung der dynamischen Fahraufgabe 
im ÖPNV insbesondere die Fahrgasterkennung an der Halteposition / Haltestelle.
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 4 Spezifika zur Genehmigung der Personenbeförderung 
Der Fokus aus behördlicher Sicht liegt auf der Versorgung der Bevölkerung, welche anteilig als Daseinsvorsorge 
von der Kommission der Europäischen Gemeinschaften per Mitteilung der Kommission „Leistungen der 
Daseinsvorsorge in Europa, CELEX_52001XC0119(02)_DE_TXT“ definiert ist.

Daraus resultieren Anforderungen an den Fahrplan (Flächendeckende Grundversorgung, insbesondere in 
abgelegenen oder unzugänglichen Gegenden) als auch an die Beschaffenheit (behindertengerechtes Design) von 
dem Fahrzeug, gegebenenfalls im Zusammenspiel mit der Infrastruktur (Zufahrtsrampe). 

Dazu kommen die Anforderungen der Personenbeförderung mit Betrachtung der Randbedingungen, sowie die vom 
Dienstleistungsunternehmen frei wählbaren, marktspezifischen Leistungsangebote, welche in Betriebszonen 
(Grundversorgung gegebenenfalls per OnDemand Verkehr versus Vollversorgung im Minutentakt) und / oder 
Betriebsbereiche (Regelbetrieb konventionell mit Fahrzeugführer oder Remote-Fahrer versus Regelbetrieb mittels 
autonomer Fahrzeuge) gegliedert werden kann.

Neben dem Regelbetrieb gibt es noch den Einzel- oder Sonderfall, sowie die Rückfallebenen (MRM / 
Notfallbetrieb), welche bei der Einholung der behördlichen Genehmigung anzugeben und zu beschreiben sind.

Die Definition der Betriebsbereiche, sowie die Einholung der behördlichen Genehmigung ist für jedes zum Einsatz 
vorgesehene, nicht baugleiche Fahrzeug einzuholen, inklusive der Darstellung des im Fahrbetrieb vorgesehenen 
festgelegten Streckennetzes, welches für den Betrieb des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion vorgesehen 
ist, wobei die Straßeninfrastruktur entlang der maßgeblichen Streckenführung den technischen Anforderungen 
gemäß AFGBV §9 geeignet sein muß.

Sollten behördliche Genehmigungen oder Nachweise, sowie Zulassungsdokumente der Hersteller (Bauteil / 
System / Fahrzeug) vorliegen, so sind diese beim Antrag zur Betriebsgenehmigung beizufügen und in der ebenfalls 
zum Antrag einzureichenden Risikobilanz ordnungsgemäß auszuweisen. 
Hinweis:
Nachweise werden im Rahmen der Felderprobung erstellt.

 4.1 Spezifika des Erprobungsbetriebes

Kraftfahrzeuge, die zur Erprobung von Fahrzeugsystemen oder -teilen und deren Entwicklungsstufen für die 
Entwicklung automatisierter oder autonomer Fahrfunktionen dienen, dürfen im öffentlichen Straßenraum nur 
betrieben werden, wenn für das entsprechende Kraftfahrzeug eine Erprobungsgenehmigung des Kraftfahrt-
Bundesamts nach § 1i des Straßenverkehrsgesetzes vorliegt (gemäß AFGBV §16). 

Betriebsgenehmigungen können für einen Erprobungszeitraum mit einen Geltungszeitraum von bis zu vier Jahren 
als Erprobungsgenehmigung ausgestellt werden, wobei diese um jeweils zwei Jahre verlängert werden können, 
sofern einer Verlängerung nichts entgegensteht. Dritte können gegen die Erprobungsgenehmigung oder deren 
Verlängerung Rechtsbehelfe einlegen.

Folglich sollte ein ÖPNV-Unternehmen bei der dynamischen Einsatzplanung (OnDemand) für Fahrzeuge im 
flexiblen Auftrags- oder Abrufbetrieb, sowie Verstärker (Platooning), dem sogenannten gebündelten 
Bedarfsverkehr, insbesondere darauf achten, daß eine Genehmigung versagt werden kann, sofern keine 
entsprechenden, geeigneten Gegenmaßnahmen getroffen wurden um die Hinderungsgründe, welche die 
Voraussetzungen nicht erfüllen, auszuschließen beziehungsweise zu vermeiden. 

■ PBefG §13 Voraussetzung der Genehmigung Absatz 4 (%)
Beim Verkehr mit Taxen (entspricht dem OnDemand-Angebot der ÖPNV-Unternehmen) ist die Genehmigung 
zu versagen, wenn die öffentlichen Verkehrsinteressen dadurch beeinträchtigt werden, daß durch die 
Ausübung des beantragten Verkehrs das örtliche Taxengewerbe in seiner Funktionsfähigkeit bedroht wird. 

■ PBefG §13 Voraussetzung der Genehmigung Absatz 5 (%)
Bei der Erteilung der Genehmigungen für den Taxenverkehr sind Neubewerber und vorhandene Unternehmer 
angemessen zu berücksichtigen. Innerhalb der Gruppen sollen die Antragsteller nach der zeitlichen 
Reihenfolge des Eingangs der Anträge berücksichtigt werden.

■ PBefG §13 Voraussetzung der Genehmigung Absatz 5a (%)
Bei einem gebündelten Bedarfsverkehr kann die Genehmigung versagt werden, wenn die öffentlichen 
Verkehrsinteressen dadurch beeinträchtigt werden, daß durch die Ausübung des beantragten Verkehrs die 
Verkehrseffizienz im beantragten Bediengebiet nicht mehr sichergestellt ist
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■ PBefG §13 Voraussetzung der Genehmigung Absatz 5b (%)
Beim Verkehr mit Taxen, Mietwagen sowie beim gebündelten Bedarfsverkehr kann die Genehmigung versagt 
werden, wenn die mit dem Verkehr beantragten Fahrzeuge nicht die Anforderungen der Emissionsvorgaben 
im Sinne von § 64b erfüllen. Beim Verkehr mit Taxen und im gebündelten Bedarfsverkehr kann die 
Genehmigung darüber hinaus versagt werden, wenn die mit dem Verkehr beantragten Fahrzeuge nicht die 
Vorgaben zur Barrierefreiheit im Sinne von §64c erfüllen.

Des Weiteren sind die Anforderungen beziehungsweise Beschreibungen oder auch Überlegungen von jedem 
ÖPNV-Unternehmen bei der Antragstellung, insbesondere bereits bei der Erprobungsgenehmigung, zu 
Berücksichtigen, zu Gewichten und mit den Betriebsprozessen, sowie den Unternehmenszielen abzugleichen.

■ ZLK Kapitel  2.3 Entscheidungsfindung Originalhersteller (OEM) versus Zukauf.

■ TSK Kapitel 4.1.2 Marktbedarfsanalyse (MBA) – Versorger (Anforderungen an Geschäftsmodelle)
Besonderheiten des Routings geschlossen versus offener Regelkreis.

■ Betrieb einer eigenen AD-Leitstelle mit eigenen Mitarbeitern der Technische Aufsicht (TA) 
TSK Kapitel 3.1.1.1.2 Sofern das ÖPNV-Unternehmen die Aufgabe selbst wahrnimmt.
Hinweis: 
Die Überwachung der autonomen Fahrzeuge muß durch eine vor Ort anwesende Technische Aufsicht umgesetzt werden, 
gemäß StVG §1i Absatz 1 Punkt 4a.
Hinweis:
Folglich mag es in Großstädten einen Dienstleister geben, welcher dieses anbietet, aber in abgelegenen oder 
unzugänglichen Gegenden ist dieses unwahrscheinlich, welches ÖPNV-Unternehmen bei der Umsetzung der 
Daseinsvorsorge berücksichtigen müssen. 

■ Berücksichtigung der Möglichkeit der Einbindung des örtlichen Taxengewerbes zur Sicherstellung seiner 
Funktionsfähigkeit (gemäß PBefG §13 Absatz 4) in dem OnDemand-Angebot des ÖPNV-Unternehmens, dem 
Einsatz als Verstärkerflotte, sowie der Einzel- und Sonderfahrtversorgung (Zubringerabsicherung) und als 
Rückfallebene (Ersatzfahrzeug). 

Die Auflistung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit.

Darüber hinaus sind besondere Merkmale im Antrag deutlich kenntlich auszuweisen, z.B. verwendet Mercedes als
Kennzeichnung seiner Fahrzeuge, welche im autonomen Betrieb fahren, eine dauerhafte Beleuchtung in Türkis bei 
den Richtungsanzeigern, wenn diese nicht blinken und auch beim Tagfahrlicht um anderen Verkehrsteilnehmern  
anzuzeigen, daß dieses ein autonomes Fahrzeug im Fahrbetrieb ohne Fahrzeugführer (FoF) ist. 

 4.2 Spezifika des Regelbetriebs

Die spezifischen Anforderungen des Regelbetriebes basieren auf den Spezifika des Erprobungsbetriebes, sowie 
auf der daraus gewonnenen Felderfahrung, welche gegebenenfalls Schwachstellen aufgedeckt haben, die jetzt 
beseitigt wurden. Die Geltungsdauer der Genehmigung für den

■ Straßenbahn-und Obusverkehr beträgt höchstens 15 Jahre,

■ Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen beträgt höchstens 10 Jahre,

■ Gelegenheitsverkehr mit Kraftomnibussen, beträgt höchstens 10 Jahre 

■ Gelegenheitsverkehr mit Kraftfahrzeugen höchstens fünf Jahre

gemäß PBefG §16,
im Gegensatz zu der

■ Erprobungsgenehmigung, welche befristet ist und einen Geltungszeitraum von vier Jahren im Regelfall nicht 
überschreiten darf, gemäß AFGBV §16.

Außerdem kann eine 

■ einstweilige Erlaubnis auf bis zu zwei Jahre befristet werden, gemäß PBefG §20. 

Die unterschiedlichen Laufzeiten der Genehmigung sollten bei der Beurteilung der wirtschaftlichen Interessen des 
Dienstleistungsunternehmen bei den Geschäftsinteressen entsprechend berücksichtigt werden, welches ebenfalls 
in der zum Antrag einzureichenden Risikobilanz ordnungsgemäß auszuweisen ist.
Hinweis:
Die Beurteilung der wirtschaftlichen Interessen sollte auch bei den Laufzeiten der Verträge, speziell den 
Dienstleistungsvereinbarungen, engl. Service Level Agreement (SLA), mit den Auftragnehmern / Zulieferern berücksichtigt 
werden.
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 4.3 Spezifika des Betriebs auf der Rückfallebene

Einleitung (Hinweis):
Die Kapitel  4.1 Spezifika des Erprobungsbetriebes und  4.2 Spezifika des Regelbetriebs beschreiben zeitliche Phasen des 
Betriebes, welche aufeinander folgen. Dieses Kapitel betrachtet anteilig die Betriebsmodi mit Zuordnung zur Rückfallebene, 
welches in den in runden Klammern angegeben ist.

■ Der Regelbetrieb gemäß der öffentlich bekanntgegebenen Fahrplanung
(Nicht Bestandteil der Rückfallebene, somit in diesem Kapitel nur erwähnt). 

■ Der Einzel- und Sonderbetrieb für den bedarfsgerechten Einsatz, wie 

▶ Bedarfsfahrten, dazu zählen OnDemand oder auch Verstärkerflotte bei Events,
(Nicht Bestandteil der Rückfallebene, somit in diesem Kapitel nur erwähnt)

▶ Ersatzfahrten, z.B. bei Fahrzeugausfall oder Sonderfahrt als Zubringer bei hoher Verspätung
(Bestandteil der Rückfallebene).

■ Der Notfallbetrieb (Bestandteil der Rückfallebene)

▶ Infrastruktur beeinträchtigt/ ausgefallen durch Störung (Unwetter / Versorgung) betrifft die gesamte Flotte oder einen 
Versorgungsbereich

▶ Fahrzeugdefekt (betrifft ein einzelnes Fahrzeug)

Sowohl der Erprobungs- als auch der Regelbetrieb kann durch Störungen geringfügig oder massiv beeinflußt 
werden. Geringfügige Störungen können durch geeignete Gegenmaßnahmen verhindert beziehungsweise durch 
geeignete Maßnahmen (teil-)automatisiert abgemildert werden, wobei mehrere Maßnahmen sich kumulativ 
ergänzen können. 

Dennoch kann es vorkommen, daß der normale Betrieb (Regelbetrieb inklusive Bedarfsfahrten) nicht fortgesetzt 
werden kann. Für diesen Fall muß es eine / mehrere Rückfallebenen geben.

Die Rückfallebenen können nach der schwere der Störung (Notfall versus Störungsfall) gestaffelt und priorisiert 
werden. Das Rettungskonzept, beziehungsweise das daraus resultierende Notfallhandbuch geben die für den 
Notfall / Störungsfall dazugehörigen, einzuleitenden Maßnahmen (Notfalloperationen) in der vorgeschriebenen 
Reihenfolge der Umsetzung vor.

■ Notfall – Personenschaden
kann auftreten durch einen Unfall des Fahrzeuges oder eines Fahrgastes (Sturz m Fahrzeugraum), sowie durch 
eine gesundheitlich bedingte, erforderliche medizinische Versorgungsnotwendigkeit eines oder mehrerer 
Fahrgäste. Die Meldung soll über die Notfallkommunikation erfolgen, wobei Absicherungsverfahren für die 
Fehlbedienung (Kommunikations- / Nothaltknopf) zu implementieren sind. Die Bearbeitung des Notfalls kann 
durch eigenes Personal oder beauftragte Drittanbieter inklusive dem öffentlichem Rettungswesen erfolgen, 
wobei auch ein aufgabenbezogener Mischbetrieb möglich ist → siehe  4.4 Notfall- und Rettungskonzepte.

■ Notfall – erhebliche Störung der Prozesse und Abläufe
kann auftreten durch Ausfall von einem / mehreren Systemen sowohl in der Leitstelle, als auch des 
Fahrzeuges selbst oder der Verbindung zwischen beiden, sowie bei einer Störung der Infrastruktur. Ein Notfall 
liegt vor, wenn zur Bewältigung der Situation beziehungsweise zur Aufrechterhaltung der Geschäftstätigkeit 
insbesondere der Daseinsvorsorge, ein besonderer Einsatz von Ressourcen (insbesondere Mitarbeiter und 
Fachwissen, sowie gegebenenfalls Material und Geld) benötigt wird, welcher nicht durch den Einsatz von 
verfügbaren Mitteln aus dem Normal- / Regelbetrieb geleistet werden kann, wobei gleichzeitig eine 
Gefährdung der körperlichen Unversehrtheit von Personen (anderer Verkehrsteilnehmer, Fahrgästen oder 
Mitarbeitern) gegeben ist. 

■ Störfall – Weiterfahrt juristisch nicht erlaubt / verboten

▶ Die zur Wahrnehmung der Fahraufgabe nötige technische Ausrüstung muß vom Kraftfahrzeug mit 
autonomer Fahrfunktion selbstständig dauerhaft auf ihre Funktionalität hin überwacht werden. Die 
Überwachung ist so auszuführen, daß eine Beeinträchtigung der technischen Ausrüstung, die zur sicheren 
Teilnahme des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion am Straßenverkehr nötig ist, in den 
risikominimalen Zustand führt mittels Minimal Risk Manoeuvres (MRM), gemäß AFGBV Anlage 1 Teil 1 
Abschnitt 5 Dauerhafte Selbstüberwachung kombiniert mit der UNECE-Vorgabe zum Minimal Risk 
Manoeuvres (MRM) selbst.
Die Untersuchung des Vorfalls / Ereignisses, welches zu dem Minimal Risk Manoeuvres (MRM) geführt hat 
ist durchzuführen und zu dokumentieren. Sofern der risikominimale Zustand durch einen Defekt am 
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Kraftfahrzeug ausgelöst wurde, muß die Fahraufgabe durch die als Technische Aufsicht eingesetzte 
natürliche Person manuell übernommen werden, bis der auslösende Defekt nachhaltig beseitigt worden 
ist. Sofern der risikominimale Zustand zu einer Gefährdung der Sicherheit oder Leichtigkeit des Verkehrs 
führt, ist das Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion unverzüglich aus dem Straßenraum zu entfernen. 

▶ Widerruf der Beförderungszustimmung / Beförderungseinwilligung
Sofern ein Fahrgast, ausgelöst durch die Fahrweise des autonomen Fahrzeuges oder das (störende) 
Verhalten eines anderen Fahrgastes (oder eines anderen Grundes), den eindeutigen und 
unmißverständlichen Wunsch, das Fahrzeug unter den gegebenen Umständen verlassen zu wollen, 
mittels Kommunikation (ausgelöst über den Kommunikation-, Notruf- oder auch Nothaltknopf) zum 
Ausdruck bringt, so ist diesem Verlangen schnellstmöglich Folge zu leisten, wobei ein sicheres Verlassen 
des Fahrzeuges gegeben sein muß (siehe gegebenenfalls StGB §239 Freiheitsberaubung, oder BGH, Urt. 
v. 20.1.2005 - 4 StR 366/04 - NStZ 2005, 507).

■ Störfall – Weiterfahrt juristisch erlaubt, jedoch gemäß den unternehmenseigenen Vorgaben nicht gestattet.
Dieses kann ausgelöst werden durch einen minderschweren Defekt am Fahrzeug, welcher nicht die 
Sicherheit der Teilnahme am öffentlichen Verkehr, aber z.B. die Komfortfunktion im Fahrzeug beeinflußt. 
Hierzu gehört auch das störende Verhalten eines mitfahrenden Fahrgastes, welches keinen Notfall darstellt, 
z.B. Rauchen trotz Rauchverbot.

■ Störfall – Weiterfahrt juristisch erlaubt und gemäß den unternehmenseigenen Vorgaben, gegebenenfalls unter 
Auflagen, gestattet.

▶ Auf unerwartete Ereignisse, auch wenn diese plötzlich auftreten, muß das Kraftfahrzeug mit autonomer 
Fahrfunktion angemessen reagieren (gemäß AFGBV Anlage 1 Teil 1 Dynamische Fahraufgabe). Hierzu 
zählt auch eine Umleitung durch Unfall, welches eine Verspätung gegenüber dem Fahrplan bewirkt.
Hinweis:
Eine Aktualisierung oder Fahrplanänderung durch den ÖV-Disponenten ist möglich, welche auch das Auslassen von 
Haltepunkten (als Auflage) beinhalten kann.

▶ Ein unerwartetes Ereignis kann ausgelöst werden durch einen minderschweren Defekt am Fahrzeug, 
welcher nicht die Sicherheit der Teilnahme am öffentlichen Verkehr, aber z.B. die Komfortfunktion im 
Fahrzeug beeinflußt, beispielsweise Laufgeräusche der Klimaanlage, welche durch das Ändern der 
Temperatur gemindert werden könnten.
Hinweis:
Mehrere unerwartete Ereignisse können zeitgleich auftreten, wobei diese kumulativ oder kompensierend aufeinander 
einwirken können. Letzteres erschwert die Erkennung, sowie die Ermittlung geeigneter Maßnahmen.

▶ Aktivierung des Störfallbetriebes ausgelöst durch das störende Verhalten eines mitfahrenden Fahrgastes, 
z.B. hören lauter Musik über welche sich die anderen Fahrgäste beschweren. Der ÖV-Disponent oder eine 
andere berechtigte Rolle (Mitarbeiter) des ÖPNV-Unternehmens kann den störenden Fahrgast auffordern 
das Fahrzeug zu verlassen. Sofern dieser der Aufforderung nicht nachkommen sollte und kein Fahrgast 
den Entzug der Beförderungszustimmung geäußert hat, so kann das Fahrzeug die Fahrt vorerst 
fortsetzen, wobei die ÖV-Leitstelle weite Maßnahmen, z.B. das Entsenden von Ordnungskräften, 
einzuleiten hat.
Hinweis:
Gemäß AFGBV §8 muß der Antrag auf Genehmigung eines festgelegten Betriebsbereichs eine Darstellung des als 
Betriebsbereich festgelegten Streckennetzes für den Betrieb des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion mit 
Darstellung eines kartographisch umgrenzten Bereichs in geeigneter digitaler Form nach Vorgabe der zuständigen 
Behörde sowie eine konkrete Beschreibung des Betriebszwecks und der damit verbundenen Betriebsbedingungen 
enthalten, wozu insbesondere auch der Umgang mit Störungen zu beschreiben ist. Dazu können Betriebsbereiche 
(Normal- / Stör- / Notfallbetrieb) der Zulassungsbehörde vorgelegt werden, welche insbesondere die Eignung zu den 
eingesetzten Personen (Referenz auf das Führungszeugnis) und den Maßnahmen aus dem Rettungs- und 
Notfallkonzept beinhalten. Somit kann ein ÖPNV-Unternehmen die behördliche Akzeptanz der geplanten Maßnahmen 
über die Genehmigung nachweisen. 

▶ Aktivierung des Notfallbetriebes (von einem Menschen überwachter und gesteuerter Störfallbetrieb) 
Ein Notfall beinhaltet eine erhebliche Störung, somit entspricht der Notfall- einem Störfallbetrieb mit 
besonderen Auflagen. Zur Behebung der erheblichen Störung können erweiterte Kompetenzen (Rechte) 
und Wissen zur Umsetzung erforderlich sein. Ein wirklicher Notfall ist gegeben, wenn die Unversehrtheit 
von Leib und Leben bedroht / gefährdet ist. Andernfalls handelt es sich um einen Störfall, welcher jedoch 
besondere Aufmerksamkeit und Maßnahmen erfordert, welche in einem eigenständigen Betriebsbereich, 
dem sogenannten Notfallbetrieb, vorgegeben werden können. Hierzu zählt insbesondere die 
Fahrtfortsetzung nach einem ausgelösten Minimum Risk Manoeuvre (MRM). Gemäß AFGBV §14 Absatz 3 
hat die Technische Aufsicht (TA) nach der Auslösung des risikominimalen Zustands deren Notwendigkeit 
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der Aufrechterhaltung zu prüfen, zu dokumentieren und dessen Beendigung zu veranlassen. Sofern der 
risikominimale Zustand durch einen Defekt am Kraftfahrzeug ausgelöst wurde, muß nach Erreichen des 
risikominimalen Zustands die Fahraufgabe durch die als Technische Aufsicht eingesetzte natürliche Person 
unter Einhaltung der Anforderungen der Anlage 1 Nummer 4 manuell übernommen werden, bis der 
auslösende Defekt nachhaltig beseitigt worden ist.

 4.4 Notfall- und Rettungskonzepte

Die Notfall und Rettungsverfahren (Methoden) werden in der Notfallleitlinie (auf der Direktiven- oder 
Richtlinienebene) des ÖPNV-Unternehmens im Rahmen der Notfall- und Rettungskonzepte spezifiziert.
Hinweis:
Auf diesen Ebenen wird die Schwere (eingeschränkter Normalbetrieb / Störfall / Notfall / Krise / Katastrophe) der Störung 
bewertet und es werden Maßnahmen des besonderen Ressourceneinsatzes (Fachwissen, Material, Geld) in Abhängigkeit der 
Schwere freigegeben, beziehungsweise Mitarbeiter (Rollen) werden berechtigt diese Maßnahmen einzuleiten.
Die anzuwendenden Maßnahmen aus dem Notfallkonzept werden dann auf der Ebene von 
Verfahrensanweisungen als Notfallhandbuch mit den Notfallinstruktionen für den spezifischen Anwendungsbereich 
heruntergebrochen, welche dann wiederum als Arbeitsvorschriften für Aufgaben, sowie Tätigkeiten für ausführende 
Rollen ausgeleitet werden können. 

Über die zuvor beschriebene Qualitätssicherung werden die juristischen Vorgaben mit den betrieblichen, 
gegebenenfalls vertraglich vereinbarten Möglichkeiten abgeglichen, wodurch eine definierte Vorgehensweise 
angeordnet wird, welche zeitliche Verzögerungen durch bürokratische Genehmigungsprozesse ausschließt und 
gleichzeitig den Umfang der Dokumentation und der Aufzeichnung festlegt, welche zur Sicherstellung der 
Rekonstruktion des Ablaufes des Geschehens erforderlich sind.

Hierzu zählt insbesondere, daß im autonomen Fahrbetrieb die Technische Aufsicht (TA) der AD-Leitstelle den 
bisherigen Fahrzeugführer und damit auch dessen Zeugenaussage im Ereignisfall ersetzt.

Das Notfall- und Rettungskonzept unterscheidet zwischen den folgenden Situationen

■ Notfall mit Personenschaden
Hier hat die Versorgungsnotwendigkeit höchste Priorität, wobei neben den eignen, die öffentlichen 
Einsatzkräfte hinzuzuziehen sind, insbesondere auch die Polizei zur Dokumentation und Untersuchung der 
Sachlage.

■ Notfall ohne Personenschaden
Maßnahmen der Bergung sind einzuleiten, außerdem sind potentielle und auch vorhandene Fahrgäste 
darüber zu informieren, ob ein Ersatzbetrieb (Ersatzfahrzeug, Fahrtroutenänderung, Sonderfahrt oder 
Zubringersicherung gegebenenfalls per Taxiunternehmen) angeboten wird. Zur Bergung können / müssen je 
nach Art des Notfalls öffentliche oder auch private Einsatzkräfte hinzugezogen werden, z.B. Feuerwehr bei 
Brand oder dem Auslaufen von Gefahrenstoffen, Abschleppunternehmen, Straßenmeisterei bei notwendigen 
Absperrungen und gegebenenfalls die Polizei bei Maßnahmen zum Unfallschutz und der Wiederherstellung 
des öffentlichen Verkehrs.

■ Störfall mit Weiterfahrt nicht gestattet
Hierbei ist sicherzustellen, daß das Fahrzeug die Leichtigkeit des Verkehrs nicht beeinträchtigt. Die 
vorhandenen und potentiellen Fahrgäste sind über die eingeleiteten Maßnahmen zu informieren. 

■ Störfall mit Weiterfahrt unter Auflagen erlaubt

▶ Notfahrfunktion (Störbetrieb)
Muß sich das Kraftfahrzeug im Falle eines Defekts am Kraftfahrzeug in den risikominimalen Zustand 
versetzen, muß dies mit der Notfahrfunktion erfolgen. Fahrten mit der Notfahrfunktion dürfen nur bei 
Schrittgeschwindigkeit und aktivierter Warnblinkanlage erfolgen.

▶ Manuelle Fahrfunktion (Störbetrieb)
Nach der Umsetzung eines Minimal Risk Manoeuvres (MRM) ist der Vorfall / das Ereignis durch die 
Technische Aufsicht (TA) zu untersuchen und zu dokumentieren. Sofern der risikominimale Zustand durch 
einen Defekt am Kraftfahrzeug ausgelöst wurde, muß die Fahraufgabe durch die als Technische Aufsicht 
eingesetzte natürliche Person manuell übernommen werden bis der auslösende Defekt nachhaltig 
beseitigt worden ist. Jedoch darf durch die Umsetzung der manuellen Fahraufgabe im Störbetrieb zu
keiner Gefährdung der Sicherheit oder Leichtigkeit des Verkehrs führen. Andernfalls ist das Kraftfahrzeug 
mit autonomer Fahrfunktion unverzüglich aus dem Straßenraum zu entfernen.
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Zur Notfall- und Rettungsversorgung gehört neben der Einsatzplanung (Vorhaltung von Einsatzkräften), sowohl von 
eigenen, als auch von öffentlichen Einsatzkräften, die schnellstmögliche Versorgung der Betroffenen ab dem 
Ereigniseintritt, sowie die nachhaltige Versorgung der psychologischen Verarbeitung durch professionelle 
Betreuung.

Außerdem muß die technische Möglichkeit der Selbstrettung sichergestellt werden, hierzu zählt insbesondere die 
Möglichkeit der Befreiung (Entkommen aus der Gefahrenzone), welches durch Verhaltensweisen in Notfall im 
Fahrzeug deutlich sichtbar ausgehängt sein muß. 

 BetrSichV § 4.1 (%)
Die Notbefreiungsanleitung und die zur Befreiung Eingeschlossener erforderlichen Einrichtungen sind vor der 
Inbetriebnahme in unmittelbarer Nähe der Anlage bereitzustellen. Wer eine Aufzugsanlage nach Anhang 2 
Abschnitt 2 Nummer 2 Buchstabe b betreibt, in der eine Person eingeschlossen werden kann, hat dafür zu 
sorgen, daß diese Hilfe herbeirufen kann.
Hinweis:
Auch wenn ein autonomes Fahrzeug (horizontal arbeitendes Arbeitsmittel) kein Aufzug (vertikal arbeitendes Arbeitsmittel) ist, 
so muß dennoch einer ggf. eingeschlossenen Person die Möglichkeit der Befreiung gegeben werden.

 StVZO §35f Notausstiege in Kraftomnibussen (%)
Notausstiege in Kraftomnibussen sind innen und außen am Fahrzeug zu kennzeichnen. Notausstiege und hand- 
oder fremdkraftbetätigte Betriebstüren müssen sich in Notfällen bei stillstehendem oder mit einer 
Geschwindigkeit von maximal 5 km/h fahrendem Kraftomnibus jederzeit öffnen lassen. 
Hinweis:
Auch wenn ein elektrisch angetriebenes Shuttle keinen Kraftomnibus darstellt, ist die gesetzliche Anforderung auch für den 
Betrieb eines Shuttles sinnvoll und sollte daher Anwendung finden, auch wenn es juristisch nicht zwingend vorgeschrieben 
ist. 

Die ethische Verantwortung obliegt dem ÖPNV-Unternehmen, 
die Akzeptanz der ethischen Umsetzung obliegt der Gesellschaft. 
Die Konsequenz kann über die öffentliche Berichterstattung / Public Relation (PR) und den daraus resultierenden 
Folgen gemessen werden, welches Einfluß auf zukünftige Entscheidungen, juristische Vorgaben und Verfahren 
haben kann.
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 5 Anhang

 5.1 Anhang – juristische Aufarbeitung / Aktualisierung 

Hier werden Auffälligkeiten, die im Laufe des Projektes ÖV-LeitmotiF-KI dem Autor aufgefallen sind aufgeführt, 
welche von den zuständigen Stellen überdacht werden sollten.

■ AFGBV Anlage 1 Teil 4 Abschnitt 14.1 (%)
Die technische Ausrüstung versetzt das Kraftfahrzeug in den risikominimalen Zustand, da die Fortsetzung der 
Fahrt aufgrund einer Verkehrssituation nicht eigenständig, autonom fortgesetzt werden kann. Das Verlassen 
des risikominimalen Zustands erfolgt mit Unterstützung der Technischen Aufsicht, welche ein Fahrmanöver 
vorgibt, ABER dieses muß durch die autonome Fahrfunktion validiert werden,weil die sichere Ausführung oder 
Nichtausführung solcher Fahrmanöver weiterhin der autonomen Fahrfunktion mit systemseitiger Auswertung 
der aktuellen Verkehrssituation vor Ort obliegt. 
Fazit: 
Die juristischen Vorgaben aus AFGBV Anlage 1 Teil 4 Abschnitt 14.1 verursachen einen Dead-Lock, welches 
im Widerspruch zu anderen Vorgaben, z.B. AFGBV §9 Absatz 2 Punkt 3 steht, welche vorgibt, daß durch den 
Betrieb des Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion in jedem Betriebsbereich weder die Sicherheit noch 
die Leichtigkeit des Straßenverkehrs beeinträchtigt, geschweige denn Leib und Leben von Personen über das 
allgemeine Risiko einer Beeinträchtigung durch den Betrieb über den ortsüblichen Straßenverkehr hinaus 
erheblich gefährdet werden darf. 
Folglich muß die Technische Aufsicht (TA) nach dem Ausfall / Versagen des Systems Maßnahmen einleiten 
können, welche die Fahrzeugfunktionen übersteuern, damit die Passagiere aus dem Gefahrenbereich heraus 
befördert werden können und das Fahrzeug den Verkehrsfluß nicht behindert. Dieses wird verbindlich 
vorgegeben im StVG §1a Absatz 2 Punkt 3, welcher verlangt, daß die technische Ausrüstung jederzeit durch 
den Fahrzeugführer manuell übersteuerbar oder deaktivierbar sein muß. Somit erfüllt die Verordnung aktuell 
nicht das Gesetz aus welchem diese hervorgeht.
Dazu kommt, daß bei autonomen Fahrzeugen beziehungsweise bei Fahrzeugen im Fahrbetrieb ohne 
Fahrzeugführer (FoF) der Fahtzeugführer durch die Technische Aufsicht (TA) ersetzt wird, ab dem Zeitpunkt 
des Eingriffes in den autonomen Fahrbetrieb, wobei der autonome Fahrbetrieb durch den Eingriff beendet und 
die Fahraufgabe durch die als Technische Aufsicht eingesetzte natürliche Person unter Einhaltung der 
Anforderungen der Anlage 1 Nummer 4 manuell übernommen wird, gemäß AFGBV §14 Anforderungen an die 
Technische Aufsicht (TA) Absatz 3.

Hierbei findet ein Gefahrenübergang der Haftung vom Fahrzeughersteller (OEM), zumindest Teilweise auf die 
Technische Aufsicht (TA) statt, wobei unter gewissen Randbedingungen ein Fall von Notwehr (Gefahrenabwehr) 
Anwendung finden kann. 

■ BOKraft §14 Verhalten von Fahrgästen Absatz 2 Punkt 9
Den Fahrgästen ist insbesondere untersagt, Tonrundfunk- oder Fernsehrundfunkempfänger sowie 
Tonwiedergabegeräte zu benutzen.
Fazit:
Jedes Mobilfunktelefon (Smart- / Featurephone) kann dieses und die Nutzung in Fahrzeugen des ÖPNV zu 
verbieten wird von den Menschen der heutigen Zeit nicht akzeptiert. Ergo ist eine Aktualisierung auf den 
heutigen Lebensstandard vorzunehmen.

■ BOKraft §14 Verhalten von Fahrgästen Absatz 3 Punkt 1
Im Obusverkehr sowie im Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen sind die Fahrgäste außerdem verpflichtet,
die Fahrzeuge nur an den Haltestellen zu betreten und zu verlassen; Ausnahmen bedürfen der Zustimmung 
des Betriebspersonals.
Dieses verstößt gegen StGB §239 Freiheitsberaubung, insbesondere Absatz 1 „auf andere Weise“. 
Eine Freiheitsberaubung gemäß StGB §239 Absatz 1 „auf andere Weise“ liegt auch dann vor, wenn einem 
Anderen die Fortbewegungsfreiheit, sei es auch nur vorübergehend, also die Möglichkeit einen Raum zu 
verlassen, genommen wird. Dazu zählt auch das Hindern eines Fahrzeuginsassen am Verlassen des 
Wagens, welches durch schnelles Fahren mit einem Fahrzeug begangen werden kann, sofern der 
Fahrzeugführer, entgegen der ausdrücklichen Aufforderung eines Fahrzeuginsassen, den eindeutigen und 
unmißverständlichen Wunsch zum Ausdruck bringt, das Fahrzeug unter den gegebenen Umständen 
verlassen zu wollen, nicht nachkommt (Widerrufs eines ursprünglich erteilten Einverständnisses in die 
Beförderung mit dem Fahrzeug).
Quelle: BGH, Urt. v. 20.1.2005 - 4 StR 366/04 - NStZ 2005, 507
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Fazit:
Die BOKraft muß aktualisiert werden, das Wort Haltestellen kann durch sichere Anhaltepositionen ersetzt 
werden.
Hinweis:
Straßengebundene Fahrzeug können an jeder geeigneten, sicheren Stelle anhalten und einen Fahrzeugzugang / -abgang 
ermöglichen. Ausgenommen sind nicht sichere Plätze, wie auf Gleisen oder im Kreuzungsbereich.
Hinweis:
Bei der Eisenbahn oder U-Bahn, wo das Streckennetz nicht direkt von einem Fußweg begleitet wird, darf aus 
Sicherheitsgründen keine Person auf den Gleisen beziehungsweise im Tunnel herausgelassen werden, weil dieses eine 
direkte Gefährdung von Leib und Leben bedeuten könnte. Hier wäre die Formulierung der BOKraft zulässig, sofern der 
nächstmögliche sichere Bereich identisch mit der Haltestelle ist. 

Die Aufzählung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit.

 5.2 Anhang – Absicherung im Betrieb

Anmerkung:
Die Problematik (Trennung von Kinderwagen und Begleitperson, Gehhilfe in geschlossener Tür eingeklemmt, Hund 
an Leine) bei der Türschließung läßt sich vermeiden, indem per Verfahrensanweisung (VA) / Arbeitsvorschrift (AV) 
des jeweiligen ÖPNV-Unternehmens vorgegeben wird, daß die autonome Fahrt (autonomer Betriebsmodus) bei 
den Haltepositionen jeweils von einer Phase des automatisierten Betriebes unterbrochen wird, in welcher vor der 
Abfahrt die Technische Aufsicht (TA) der AD-Leitstelle verpflichtet wird einen Blick auf alle Türen (das Fahrzeug in 
seiner Ausstattung ist bekannt und damit ist auch die Anzahl der geöffneten und wieder geschlossenen Türen 
bekannt, welche automatisiert dem überwachenden Operator auf einen Monitor angezeigt werden können), zu 
werfen bevor dieser menschliche Operator die Fahrt im autonomen Betriebsmodus, per Klick freigibt.
Hinweis:
Dazu muß bei jeder Tür eine kleine Kamera installiert sein und sofern sinnvoll (bei langen Fahrzeugen oder einem Platoon mit 
vielen Türen) eine Außenkamera, welche den Blick entlang der Fahrzeugseite ermöglicht. Die Software in der AD-Leitstelle 
sollte in der Lage sein, auf Klick vom Operator, das angeklickte Bild deutlich zu vergrößern damit der Operator eine bessere 
Sicht erhält.
Hinweis:
Dieses kann als Nachweis der Unfallvorsorge / Unfallforschung über die Statistik bewertet werden, wozu jeder Halter gemäß 
AFGBV §5 Absatz 5 Durchführung der Marktüberwachungstätigkeiten zu unterstützen, verpflichtet ist.

Die Aufzählung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit.
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